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1. Vorbemerkungen  

Die Landesregierung informiert mit diesem Bericht über die Entwicklung der in der 

Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) oder anderen Lageberichten erfassten Straftaten 

und deren Bekämpfung sowie über Terrorismusbekämpfung, herausragende Einsatz-

lagen der Polizei, Kriminalprävention und Verkehrssicherheitsarbeit in den Jahren 

2020 und 2021. Bereits zum vierten Mal sind in dem Bericht auch Straftaten des 

Steuerstrafrechts enthalten. Die Ermittlung, Verfolgung und Ahndung dieser Delikte 

obliegt den bei ausgewählten Finanzämtern angesiedelten Steuerfahndungs- und 

Strafsachenstellen.  

Gleichzeitig wird mit diesem Bericht dem Antrag der Fraktionen der SPD und der FDP 

vom 15.02.2006 (Drucksache 14/4975) entsprochen, den Landtag regelmäßig über die 

Entwicklung im Phänomenbereich des islamistischen Terrorismus sowie die in diesem 

Zusammenhang veranlassten Maßnahmen zu unterrichten. 

Der Bericht beschränkt sich in Bezug auf die Darstellung der Kriminalitätslage auf 

Schwerpunkte. Die umfassenden Jahresberichte der PKS für Rheinland-Pfalz sind im 

Internet auf der Seite: www.polizei.rlp.de veröffentlicht. 

2. Kriminalitätslage 

Die nachstehenden Ausführungen befassen sich mit der Entwicklung der Kriminalität 

in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2020 und 2021. Sie zeigen zudem die 

Veränderungen gegenüber dem Berichtsjahr 2019 auf. Der Bericht für die Jahre 2020 

und 2021 ist im Kontext der Auswirkungen der Covid-19-Pandemie zu sehen.  

Die sich aus der PKS ergebende Kriminalitätsentwicklung ist rückläufig. Dies ist, neben 

anderen Aspekten, insbesondere auf die vielfältigen Auswirkungen der Corona-

Pandemie zurückzuführen, insbesondere auf den Lockdown im Frühjahr des Jahres 

2020 und den zweiten Lockdown von November 2020 bis Mitte April 2021. 

Pandemiebedingt veränderte Alltagsroutinen und das eingeschränkte öffentliche 

Leben führten mitunter zu einer Reduzierung von Tatgelegenheiten.  

Andererseits boten die Corona-Pandemie und die damit verbundenen Maßnahmen 

neue Tatbegehungsweisen für Betrugsstraftaten1, beispielsweise im Zusammenhang 

mit der Beantragung von Corona-Soforthilfen.  

1  Vergleiche (vgl.) Kapitel 2.3.5. 
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Zudem ist eine Zunahme im Bereich der Urkundenfälschung durch gefälschte und 

unrichtige Gesundheitszeugnisse zu verzeichnen. Darunter fallen überwiegend 

Impfausweise, Impfnachweise und Testzertifikate.  

2.1 Kurzübersicht 
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Im Kurzüberblick stellt sich die Kriminalitätsentwicklung im Berichtszeitraum wie folgt 

dar: 

 Gemessen am Straftatenaufkommen zählt Rheinland-Pfalz im bundesweiten 
Vergleich im Berichtszeitraum erneut zu den sichersten Bundesländern. 

 Mit Aufklärungsquoten von 66,2 Prozent in 2020 und 66,7 Prozent in 2021 lag 
die rheinland-pfälzische Polizei wiederum deutlich über dem Bundesdurchschnitt 
(58,4 Prozent in 2020 bzw. 58,7 Prozent in 2021). 

 Die Zahl der polizeilich registrierten Straftaten ging 2021 im Vergleich zu 2019 
um 24.224 (-10,0 Prozent) auf 217.305 Fälle zurück. Ohne ausländerrechtliche 
Verstöße2 ist ein Rückgang um 24.473 (-10,4 Prozent) auf 211.521 Fälle zu 
verzeichnen. Das ist die niedrigste Fallzahl seit dem Jahr 1992.  

 Straftaten gegen das Leben nahmen im Jahr 2021 gegenüber dem Jahr 2019 um 
zwölf (14,3 Prozent) auf 96 Fälle zu. Trotz des Anstiegs liegt die Anzahl der Fälle 
2021 drei Prozent unter dem Durchschnittswert der vergangenen zehn Jahre (99 
Fälle).  

 Der Anstieg der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung im Jahr 2021 
gegenüber 2019 um 1.607 (45,2 Prozent) auf 5.162 Fälle ist auf die Zunahme der 
Verbreitung pornographischer Inhalte gemäß §§ 184, 184a-e Strafgesetzbuch 
(StGB) um 1.627 (162,4 Prozent) auf 2.629 Fälle und hierbei insbesondere auf 
die Verbreitung, den Erwerb, den Besitz und die Herstellung kinder-
pornographischer Inhalte  um 1.374 (201,8 Prozent) auf 2.055 Fälle zurück-
zuführen. Seit mehr als 30 Jahren ist dies die höchste Fallzahl, was u.a. auf die 
Zunahme von Fällen des National Center for Missing and Exploited Children 
(NCMEC) zurückzuführen ist.3

 Raubdelikte nahmen im Jahr 2021 gegenüber 2019 um 351 (-27,8 Prozent) auf 
912 Fälle (davon in 227 Fällen bzw. 24,9 Prozent Versuche) erneut ab. Das ist 
die niedrigste Fallzahl seit 1979. 

 Im Vergleich zum Berichtsjahr 2019 gingen die Fallzahlen im Bereich der 
Körperverletzungen 2021 um 5.462 (-18,4 Prozent) auf 24.209 Fälle zurück. 
Trotz dieses Rückgangs liegt der Anteil der Körperverletzungsdelikte an allen 
Straftaten ohne ausländerrechtliche Verstöße weiterhin bei über zehn Prozent 
(11,4 Prozent). 

2 Zu den ausländerrechtlichen Verstößen zählen Straftaten nach dem Aufenthalts-, dem Asyl- und dem     
  Freizügigkeitsgesetz/EU. 
3 Vgl. Kapitel 2.3.2. 
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 Im Langzeitvergleich setzte sich die positive Entwicklung der Eigentums-
kriminalität insgesamt auch im Berichtszeitraum fort. Im Vergleich der Jahre 2021 
und 2019 ist in diesem Deliktsbereich ein Rückgang der Straftaten um 15.051 (-
24,2 Prozent) auf 47.144 Fälle und somit die geringste Fallzahl seit Einführung 
der bundeseinheitlichen PKS im Jahr 1971 festzustellen. Die Fallzahlen des 
Ladendiebstahls sind im Vergleich zum Jahr 2019 um 3.131 Fälle (-28,6 Prozent) 
und die der Wohnungseinbruchdiebstähle nochmals um 1.374 Fälle (-
42,3 Prozent) zurückgegangen. Der Rückgang ist insbesondere auf die 
geänderten Tatgelegenheiten während der Corona-Lockdowns zurückzuführen. 

 Im Bereich der Vermögens- und Fälschungsdelikte gingen die Fallzahlen im Jahr 
2021 gegenüber dem Jahr 2019 um 5.987 (-13,7 Prozent) auf 37.717 Fälle 
zurück. Sie lagen damit deutlich unter dem Durchschnittswert der vergangenen 
zehn Jahre (48.524 Fälle). Vermögens- und Fälschungsdelikte im direkten 
Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie sind hingegen gestiegen. Im 
Bereich des Subventionsbetruges war eine Zunahme um 312 (2.400,0 Prozent) 
auf 325 Fälle festzustellen. Diese Entwicklung resultiert insbesondere aus 
Straftaten im Zusammenhang mit der Beantragung oder Auszahlung von 
Corona-Soforthilfen. Die Delikte der Urkundenfälschung stiegen um 192 (5,4 
Prozent) auf 3.767 Fälle. Hierunter fallen unter anderem die Straftaten mit 
gefälschten und unrichtigen Gesundheitszeugnissen (beispielsweise Impfaus-
weise, Impfnachweise und Testzertifikate).  

 Im Bereich der strafrechtlichen Nebengesetze ist im Jahr 2021 im Vergleich zu 
2019 ein leichter Rückgang um 111 (-0,4 Prozent) auf 30.899 Fälle zu 
verzeichnen. Maßgeblich hierfür ist die Abnahme der Straftaten gegen das 
Sprengstoff-, das Waffen- und das Kriegswaffenkontrollgesetz um 403 (18,0 
Prozent) auf 1.837 Fälle.  

 2021 nahmen die Delikte der Cybercrime im engeren Sinne4 im Vergleich zu 
2019 um 852 (-20,7 Prozent) auf 3.261 Fälle ab. Schwerpunkt der Cybercrime 
sind, trotz eines Rückgangs von 731 (-20,7 Prozent) auf 2.806 Fälle, die Delikte 
des Computerbetruges. 

 Die Straftaten mit Tatmittel Internet und/oder weiteren IT-Geräten5 stiegen 2021 
im Vergleich zu 2019 um 3.349 (25,1 Prozent) auf 16.684 Fälle an. Der Anstieg 
der Straftaten mit Tatmittel Internet und/oder weiteren IT-Geräten gegenüber 
2019 ist hauptsächlich auf die Verbreitung, den Erwerb, den Besitz und die 
Herstellung kinderpornographischer Inhalte um 1.393 (256,5 Prozent) auf 1.936 
Fälle, insbesondere im Zusammenhang mit der Zunahme von NCMEC-Fällen6, 
zurückzuführen. 

4 Vgl. Kapitel 2.3.7.1. 
5 Vgl. Kapitel 2.3.7.2. 
6 Vgl. Kapitel 2.3.2. 
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 Bei den Delikten der Straßenkriminalität7 hat die Polizei im Jahr 2021 die 
niedrigste Fallzahl (39.351 Fälle) seit Einführung dieses PKS-Summenschlüssels 
im Jahr 1989 registriert. 

 Die Straftaten der Gewaltkriminalität8 nahmen 2021 im Vergleich zu 2019 um 
1.601 (18,5 Prozent) auf 7.031 Fälle ab. Das ist der niedrigste Wert seit dem Jahr 
1998. 

 Die Straftaten im Zusammenhang mit Gewalt in engen sozialen Beziehungen 
(GesB)9 fielen im Jahr 2021 im Vergleich zu 2019 um 130 Fälle (-1,6 Prozent).  

 Im Vergleich zu 2019 ist im Jahr 2021 eine Abnahme der Tatverdächtigen um 
8.329 (-7,8 Prozent) auf 98.874 zu verzeichnen. Dieser Rückgang ist auf die 
Abnahme der Fallzahlen insgesamt zurückzuführen. 

 Bei 11.178 der Straftaten ohne ausländerrechtliche Verstöße war mindestens 
eine Zuwanderin oder ein Zuwanderer tatverdächtig (2019: 11.317 Fälle). Dies 
stellt einen Rückgang um 139 Fälle (1,2 Prozent) dar. Der Anteil der durch 
Zugewanderte verübten Straftaten an allen aufgeklärten Straftaten (ohne 
ausländerrechtliche Verstöße) beträgt damit acht Prozent (2019: 7,5 Prozent). 

 2021 hat die Polizei 49.638 Opfer von Straftaten registriert. Der Rückgang im 
Vergleich zu 2019 um 4.984 (-9,1 Prozent) ist insbesondere auf die Abnahmen 
der Opfer von Körperverletzungsdelikten um 6.419 (-19,3 Prozent) auf 26.784 
zurückzuführen. 

Wesentliche Veränderungen der Straftaten 2021 gegenüber 2019

7 Vgl. Kapitel 2.3.8. 
8 Vgl. Kapitel 2.3.9. 
9 Vgl. Kapitel 2.3.10. 
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2.2 Allgemeine Kriminalitätslage 

2.2.1 Straftatenaufkommen 

Im Jahr 2021 hat die Polizei in Rheinland-Pfalz 217.305 Straftaten einschließlich der 

ausländerrechtlichen Verstöße in der PKS erfasst. Dies entspricht einem Rückgang 

gegenüber dem Jahr 2019 um 24.224 (-10,0 Prozent).  

Kriminalitätsentwicklung einschließlich ausländerrechtlicher  
Verstöße 2012 bis 2021 

Die Zahl der registrierten Straftaten ist stark vom Anzeigeverhalten der Bevölkerung 

und auch von den Aktivitäten der Polizei abhängig. Es ist davon auszugehen, dass 

bestimmte Straftaten, welche die Menschen besonders beunruhigen, wie beispiels-

weise Straftaten gegen das Leben, Raubüberfälle oder Wohnungseinbrüche, der 

Polizei in nahezu allen Fällen bekannt werden. Bei weniger gravierend empfundenen 

Delikten hängt die Bereitschaft zur Anzeigenerstattung oftmals von anderen Faktoren 

ab, wie beispielsweise der Höhe des Schadens, der persönlichen Betroffenheit, der 

Verpflichtung zur Anzeigenerstattung aufgrund versicherungs-rechtlicher Vertrags-

bestimmungen oder den persönlichen Erfahrungen mit Strafverfolgungsbehörden. 

Das Anzeigeverhalten hat sich in der Vergangenheit langfristig verändert. Ein Beispiel 

für die veränderte Sensibilität gegenüber Gewaltausübung und der damit verbundenen 

gestiegenen Anzeigebereitschaft zeigt sich in der quantitativen Entwicklung der 

Körperverletzungsdelikte. Gewalt wird heute stärker abgelehnt als noch vor zwanzig 

Jahren. Gleichzeitig ist Gewaltanwendung im persönlichen Bereich enttabuisiert 

worden. Daher hat die Bereitschaft dagegen vorzugehen zugenommen. So haben das 

26
7.

47
1

26
7.

44
1

26
4.

55
3

27
3.

49
1

27
4.

59
3

25
1.

71
3

24
4.

46
8

24
1.

52
9

23
0.

30
4

21
7.

30
5

60,2 60,9 61,9 62,7 64,9 64,4 64,5 64,9 66,2 66,7

0,0

20,0

40,0

60,0

80,0

100,0

0

100.000

200.000

300.000

400.000

500.000

2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021
erfasste Fälle AQ in %



- 11 - 

Gewaltschutzgesetz und das rheinland-pfälzische Interventionsprojekt gegen Gewalt 

in engen sozialen Beziehungen (RIGG) dazu beigetragen, dass beispielsweise Frauen 

heute eher bereit sind, aus der Rolle des anonymen Opfers herauszutreten und selbst 

erlebte Gewalttaten anzuzeigen. Der intensive Kontakt der Polizei zu Schulen und 

zahlreiche Präventionsprogramme, wie z. B. „Wer nichts tut, macht mit“, dürften 

ebenfalls zur Steigerung der Anzeigebereitschaft beigetragen haben. 

Die Zahl der polizeilich registrierten Straftaten insgesamt und deren Häufigkeitszahl10

ermöglichen Aussagen zur Quantität der festgestellten Straftaten. Aussagen zur 

Qualität der Kriminalität erfordern eine nähere Betrachtung der einzelnen Phänomen-

bereiche. Straftaten gegen das Eigentum weisen mit 22,3 Prozent (2020: 24,5 Prozent) 

den höchsten prozentualen Anteil auf.  

Deliktische Verteilung nach ausgewählten Straftatenobergruppen ohne 
ausländerrechtliche Verstöße 202111

10  Vgl. Kapitel 2.2.2.
11 Die Anteile an den Straftaten insgesamt (ohne ausländerrechtliche Verstöße) sind in Klammer      
   gesetzt. Die Summe aller Anteile ergibt aufgrund der Rundungen keine 100,0 Prozent. 
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Deliktische Verteilung nach ausgewählten Straftatenobergruppen ohne 
ausländerrechtliche Verstöße 202012

Fallzahlenentwicklung der Straftatenobergruppen und Summenschlüssel 2021 
im Vergleich zu 2019 

Straftatenobergruppen 
und Summenschlüssel 

Anzahl der Fälle Zu-/Abnahme 
2021 zu 2019 

AQ in 
Prozent bzw. 
Prozent-Pkte

2021 2020 2019 Anzahl Prozent 2021
2021 
zu 

2019 

Fälle insgesamt 217.305 230.304 241.529 -
24.224 -10,0 66,7 1,8

Fälle insgesamt ohne 
ausländerrechtliche Verstöße 211.521 225.861 235.994 -

24.473 -10,4 65,8 1,7

Straftaten gegen das Leben 96 95 84 12 14,3 95,8 -0,6
Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung 5.162 4.042 3.555 1.607 45,2 90,5 3,5

Rohheitsdelikte und Straftaten gegen 
die persönliche Freiheit 37.968 40.711 42.109 -4.141 -9,8 91,5 1,5

Diebstahl insgesamt, davon 47.144 55.406 62.195 -
15.051 -24,2 32,9 -0,6

• Diebstahl ohne erschwerende  
  Umstände 31.207 36.118 41.013 -9.806 -23,9 39,2 -0,8

• Diebstahl unter erschwerenden  
  Umständen 15.937 19.288 21.182 -5.245 -24,8 20,7 -0,2

Vermögens- und Fälschungsdelikte 37.717 38.881 43.704 -5.987 -13,7 73,6 -0,6

Sonstige Straftatbestände (StGB) 58.319 60.483 58.872 -553 -0,9 57,5 0,2

Strafrechtliche Nebengesetze, davon 30.899 30.686 31.010 -111 -0,4 92,3 -0,2

• Ausländerrechtliche Verstöße 5.784 4.443 5.535 249 4,5 98,6 -0,3

12 Vgl. Fußnote 11. 
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Straftatenobergruppen 
und Summenschlüssel 

Anzahl der Fälle Zu-/Abnahme 
2021 zu 2019 

AQ in 
Prozent bzw. 
Prozent-Pkte

2021 2020 2019 Anzahl Prozent 2021
2021 
zu 

2019 
• Rauschgiftdelikte  20.624 20.937 20.268 356 1,8 91,9 -1,0
Strafrechtliche Nebengesetze ohne  
ausländerrechtliche Verstöße 25.115 26.243 25.475 -360 -1,4 90,8 -0,3

Gewaltkriminalität 7.031 7.905 8.632 -1.601 -18,5 86,8 3,6

Wirtschaftskriminalität 2.204 2.282 2.439 -235 -9,6 98,8 2,2

Cybercrime insgesamt  3.261 3.874 4.113 -852 -20,7 54,2 1,9

Umwelt- und Verbraucherschutzdelikte 2.102 2.510 2.309 -207 -9,0 61,1 -1,5

Straßenkriminalität 39.351 42.556 44.706 -5.355 -12,0 23,3 -0,3

2.2.2 Häufigkeitszahl 

Um Veränderungen des Kriminalitätsaufkommens bewerten zu können, wird die 

Anzahl der Straftaten insgesamt oder in einzelnen Deliktsgruppen ins Verhältnis zur 

registrierten Wohnbevölkerung gesetzt (Anzahl der erfassten Fälle auf 100.000 

Einwohner). Das Ergebnis bezeichnet man als Häufigkeitszahl (HZ). Sie drückt die 

durch die Kriminalität verursachte Gefährdung aus. Da die Häufigkeitszahl bundesweit 

einheitlich berechnet wird, erlaubt sie auch einen Vergleich der Bundesländer. Je 

kleiner diese Zahl, desto geringer ist die statistische Wahrscheinlichkeit, Opfer einer 

Straftat zu werden. 
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Entwicklung der Häufigkeitszahl ohne ausländerrechtliche  
Verstöße 2012 bis 202113

o

Für das Jahr 2021 ergibt sich mit einer HZ von 5.161 - ohne ausländerrechtliche 

Verstöße - für den Berichtszeitraum die niedrigste Kriminalitätsbelastung (Rückgang 

um -10,7 Prozent gegenüber 2019). Dies ist der niedrigste Wert seit dem Jahr 1981. 

Die HZ für die Bundesrepublik Deutschland beläuft sich im Jahr 2021 - ohne 

ausländerrechtliche Verstöße - auf 5.894. Damit liegt Rheinland-Pfalz im 

Berichtszeitraum erneut deutlich unter dem Bundesdurchschnitt und gehört damit zu 

den Bundesländern, in denen das Risiko, Opfer einer Straftat zu werden, am 

geringsten ist. In einer Darstellung des Bundeskriminalamtes (BKA) war Rheinland-

Pfalz, mit ausländerrechtlichen Verstößen, im Bundesvergleich unter den Top drei der 

Bundesländer.  

2.2.3 Aufklärungsquote 

Im Jahr 2021 hat die Polizei Rheinland-Pfalz 144.847 von 217.305 Straftaten 

aufgeklärt. Die Aufklärungsquote beträgt 66,7 Prozent (bundesweit 58,7 Prozent). Im 

Vergleich zu 2019 ist sie um weitere 1,8 Prozentpunkte gestiegen. Damit belegt 

Rheinland-Pfalz auch hier einen Spitzenplatz.  

13 Da die Auswertung der Bundesländer sowie des Bundes im Hinblick auf Bevölkerungsstatistiken auf 
unterschiedlichen Erhebungsgrundlagen basieren (teilweise Verwendung von Daten auf der 
Grundlage der Bevölkerungszählung im Jahr 2013 = Zensus 2013), können marginale Abweichungen 
zu den seitens der Bundesländer sowie des Bundeskriminalamtes veröffentlichten Zahlen bestehen. 
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Ohne ausländerrechtliche Verstöße beträgt die Aufklärungsquote 65,8 Prozent (+1,7 

Prozentpunkte gegenüber 2019). Seit Einführung der bundeseinheitlichen PKS im Jahr 

1971 ist dies der höchste Wert. 

Entwicklung der Aufklärungsquote 2012 bis 2021 

2.3 Entwicklung in ausgewählten Phänomenbereichen 

2.3.1 Straftaten gegen das Leben 

Entwicklung der Straftaten gegen das Leben 2012 bis 2021 

Die Zahl der Straftaten gegen das Leben hat gegenüber 2019 um zwölf (14,3 Prozent) 

auf 96 Fälle zugenommen. 

Die Fallzahl der (versuchten) Morde stieg im Vergleich zu 2019 um acht (50,0 Prozent) 

auf 21 an. In elf Fällen kam es dabei zur Tötung des Opfers. In einem Fall handelte es 

sich um Raubmord, in einem weiteren Fall um Mord in Zusammenhang mit einem 
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Sexualdelikt. Sechs Fälle standen im Zusammenhang mit GesB14, in drei Fällen war 

das Opfer mit dem Tatverdächtigen verheiratet und in drei Fällen bestand eine 

ehemalige Partnerschaft.  

Die Delikte des Totschlags und der Tötung auf Verlangen blieben im Vergleich zu 2019 

unverändert bei 52 Fällen. In 37 Fällen (71,2 Prozent) handelte es sich hierbei um 

einen Versuch.  

2.3.2 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung

Entwicklung der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 2012 bis 2021 

Aufgrund von Gesetzesänderungen zur Verbesserung des Schutzes der sexuellen 

Selbstbestimmung15 ist die Vergleichbarkeit der Fallzahlen ab 2017 mit den Vorjahren 

nur eingeschränkt möglich. Strafbar ist zwischenzeitlich jede sexuelle Handlung, die 

gegen den erkennbaren Willen einer Person vorgenommen wird, u. a. nunmehr auch 

Vergewaltigungen und sexuelle Übergriffe gemäß § 177 StGB, die nicht mit einer 

Nötigung des Opfers einhergehen. Neben den sexuellen Übergriffen gelten 

zwischenzeitlich auch sexuelle Belästigungen (§ 184i StGB) und Straftaten aus 

Gruppen (§ 184j StGB) als Sexualstraftat. Vor 2017 waren sexuelle Übergriffe lediglich 

im Bereich des sexuellen Missbrauchs widerstandsunfähiger Personen (§ 179 StGB) 

oder als Beleidigung (§ 185 StGB) strafbar. Sexuelle Belästigungen gemäß § 184i 

StGB waren vor der Gesetzesreform in besonderen Fällen ebenfalls als Beleidigung16

14 Vgl. Kapitel 2.3.10. 
15 Am 10.11.2016 trat das neue Sexualstrafrecht in Kraft. 
16 Sexualbezogene Handlungen fielen nur dann unter die Vorschrift des § 185 StGB, wenn besondere  

Umstände einen selbstständigen beleidigenden Charakter erkennen ließen. 
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strafbar. Beleidigungen mit sexuellem Charakter zählten vor der Reform des 

Sexualstrafrechts zur Deliktsgruppe der „Sonstigen Straftatbestände StGB“ und nicht 

zu den Sexualstraftaten. Aufgrund des am 01.01.2021 in Kraft getretenen Gesetzes 

„zur Änderung des Strafgesetzbuches - Verbesserung des Persönlichkeitsschutzes bei 

Bildaufnahmen“ ist zusätzlich der Straftatbestand der Verletzung des Intimbereichs 

durch Bildaufnahmen gemäß § 184k StGB neu geschaffen. 

Der Anstieg der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung im Jahr 2021 

gegenüber 2019 um 1.607 (45,2 Prozent) auf 5.162 Fälle ist auf die Zunahme der 

Verbreitung pornographischer Inhalte gemäß §§ 184, 184a-e StGB um 1.627 

(162,4 Prozent) auf 2.629 Fälle und hierbei insbesondere auf die Verbreitung, den 

Erwerb, den Besitz und die Herstellung kinderpornographischer Inhalte um 1.374

(201,8 Prozent) auf 2.055 Fälle zurückzuführen 

Die Zunahme in diesem Phänomenbereich resultiert insbesondere aus von der US-

amerikanischen Organisation NCMEC17 als Verdachtsfälle an die betroffenen Staaten 

gemeldeten Verfahren der über Social Media bzw. Messenger-Dienste verbreiteten 

kinder- und jugendpornographischen Inhalte.  

Bei diesen Fällen handelt es sich zudem häufig um unter Schülerinnen und Schülern 

verbreitete kinderpornographische Abbildungen innerhalb von Chatgruppen.18 Die 

Verfügbarkeit und zunehmende Nutzung elektronischer Medien (Facebook, Twitter, 

WhatsApp etc.) fördern die schnelle Verbreitung von Bild- und Videodateien. Zudem 

wirken in diesem Deliktsfeld gruppendynamische Prozesse, die u. a. zu einer 

Herabsetzung von Hemmschwellen und Unrechtsbewusstsein führen können. Im Zuge 

der Ermittlungen erweitert sich regelmäßig der Kreis der Tatverdächtigen, was zu 

17 Die US-amerikanischen Provider sind gesetzlich verpflichtet, Verdachtsfälle des Besitzes, des  
Erwerbs und der Verbreitung/Drittbesitzverschaffung von kinder- und jugendpornographischen Inhalte 
an die halbstaatliche Organisation „National Center for Missing and Exploited Children“ (NCMEC) zu 
melden. 

18 Bei der Versendung kinderpornographischer Inhalte an Personen unter 18 Jahren liegt Tateinheit  
von § 184 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 StGB (Verbreitung pornographischer Inhalte) mit § 184b StGB 
(Verbreitung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Inhalte) vor. Aufgrund der höheren 
Strafandrohung werden Delikte im Zusammenhang mit Kinderpornographie, auch wenn der Adressat 
unter 18 Jahre ist, in der PKS als Vergehen gemäß § 184b StGB erfasst. Diese Verfahrensweise 
entspricht der Vorrangregelung in der PKS, wonach eine Handlung, die mehrere Straftatbestände 
verwirklicht, unter der Straftatenschlüsselzahl zu erfassen ist, die dem Strafgesetz mit der nach Art 
und Maß schwersten Strafandrohung zugeordnet ist. 
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entsprechenden Folgeverfahren führt, obwohl ggf. nur einige wenige Mitglieder von 

Chatgruppen aktiv inkriminierte Bilder gepostet haben. 

2.3.3 Rohheitsdelikte19 und Straftaten gegen die persönliche Freiheit20

Entwicklung der Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit 
2012 bis 2021 

Im Jahr 2021 nahmen Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit 

im Vergleich zu 2019 um 4.141 (-9,8 Prozent) auf 37.968 Fälle ab, während sich die 

Aufklärungsquote mit 91,5 Prozent auf dem gewohnt hohen Niveau befand. Einen 

relevanten Anstieg verzeichnete hingegen die Bedrohung um 1.695 (29,6 Prozent) auf 

7.421 Fälle aufgrund gesetzlicher Verschärfungen21. Der überwiegende Teil der 

Rohheitsdelikte und der Straftaten gegen die persönliche Freiheit entfällt weiterhin auf 

Körperverletzungen. 

19 Dazu zählen: Raub, räuberische Erpressungen und räuberische Angriffe auf Kraftfahrer (§§ 249-252,  
255, 316a StGB) sowie Körperverletzungen (§§ 223-227, 229, 231 StGB). 

20 Dazu zählen: Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft und  
Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung (§§ 232, 232a, b, 233, 233a StGB), 
Menschenraub, Entziehung Minderjähriger, Kinderhandel (§§ 234, 235, 236 StGB), Zwangsheirat, 
Nachstellung (Stalking) (§ 238 StGB), Freiheitsberaubung, Nötigung, Bedrohung (§§ 237-241 StGB), 
erpresserischer Menschenraub und Geiselnahme (§§ 239a, b StGB) sowie Angriffe auf den Luft- und 
Seeverkehr (§ 316c StGB). 

21 Der Fallzahlenanstieg ist u. a. auf die seit 3. April 2021 gültige Neufassung des § 241 StGB  
zurückzuführen. Vom Tatbestand erfasst sind nunmehr zusätzlich zu Drohungen mit einem 
Verbrechen auch Drohungen mit Taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, die körperliche 
Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder gegen Sachen von bedeutendem Wert. 
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Entwicklung der Körperverletzungsdelikte insgesamt 2012 bis 2021

Körperverletzungen nahmen im Jahr 2021 im Vergleich zu 2019 um 5.462  

(-18,4 Prozent) auf 24.209 Fälle ab. Bei 5.541 Körperverletzungen, das sind rund 

23 Prozent aller Fälle, handelte es sich um gefährliche und schwere Begehungs-

weisen. Diese sind um 1.220 Fälle (-18,0 Prozent) gesunken. Hiervon ereigneten sich 

2.524 auf Straßen, Wegen oder Plätzen, dies entspricht einem Anteil von 45,6 Prozent. 

Gegenüber 2019 ist dies ein Rückgang um 815 Fälle bzw. 24,4 Prozent. 

71,7 Prozent aller Körperverletzungen entfallen auf die vorsätzliche einfache 

Körperverletzung. Gegenüber 2019 ist bei diesen Delikten ein Rückgang um 4.261  

(-19,7 Prozent) auf 17.351 Fälle zu verzeichnen. 5.893 Körperverletzungen 

(24,3 Prozent) standen im Zusammenhang mit GesB22. Dies entspricht einem 

Rückgang um 423 Fälle (-6,7 Prozent). 

Der Anteil der unter 21-jährigen Tatverdächtigen an allen Körperverletzungen ist im 

Vergleich zu 2019 gesunken und beträgt nunmehr 18,4 Prozent (-3,9 Prozentpunkte). 

Der Anteil der Tatverdächtigen, die bei der Tatausführung unter Alkoholeinfluss 

standen, sank von 22,9 auf 17,4 Prozent.

22 Vgl. Kapitel 2.3.10. 
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Entwicklung der Delikte Raub, räuberische Erpressung und räuberischer 
Angriff auf Kraftfahrer 2012 bis 2021 

Raubdelikte nahmen im Jahr 2021 gegenüber 2019 um 351 (27,8 Prozent) auf 912 

Fälle (davon in 227 Fällen bzw. 24,9 Prozent Versuche) erneut ab. Das ist die 

niedrigste Fallzahl seit 1979. Der Rückgang zeigt sich insbesondere bei den sonstigen 

Raubüberfällen auf Straßen, Wegen und Plätzen (-173 Fälle), sonstigen räuberischen 

Diebstählen (-106 Fälle), sonstigen Raubdelikten (-27 Fälle) und Raub, räuberischer 

Erpressung auf/gegen sonstige Kassenräume und Geschäfte (-26 Fälle). 

Die Aufklärungsquote in diesem Deliktsfeld stieg gegenüber 2019 um 3,5 Prozent-

punkte auf 71,4 Prozent. Das ist die höchste Aufklärungsquote seit 1987. 

2.3.4 Eigentumskriminalität 

Im Langzeitvergleich hat die Eigentumskriminalität deutlich abgenommen. Waren 1971 

noch zwei Drittel (66,1 Prozent) aller Straftaten Diebstähle, so entfallen auf dieses 

Deliktsfeld inzwischen lediglich noch knapp ein Viertel (22,3 Prozent) der angezeigten 

Straftaten (ohne ausländerrechtliche Verstöße). 
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Entwicklung der Eigentumskriminalität 2012 bis 2021 

Im Vergleich der Jahre 2021 zu 2019 ist bei den Eigentumsdelikten ein Rückgang der 

Straftaten um 15.051 Fälle (-24,2 Prozent) auf 47.144 Fälle festzustellen. Das ist 

erneut die niedrigste Fallzahl seit 1971. 

Die Diebstähle ohne erschwerende Umstände gingen dabei um 9.806 Fälle  

(-23,9 Prozent), die Diebstähle unter erschwerenden Umständen um 5.245 Fälle  

(-24,8 Prozent) zurück. Ursächlich für diese Entwicklung waren insbesondere 

Rückgänge beim Ladendiebstahl um 3.131 Fälle (-28,6 Prozent), beim Wohnungs-

einbruchdiebstahl (WED) um 1.374 Fälle (-42,3 Prozent) sowie beim Diebstahl in/aus 

Dienst-, Büro-, Fabrikations-, Werkstatt- und Lagerräumen um 1.241 Fälle 

(-26,0 Prozent). 

Dem WED gilt die besondere Aufmerksamkeit der Polizei. Diese Straftaten hatten nach 

kontinuierlichen Rückgängen bis zum Jahr 2006 in den Folgejahren zunächst wieder 

zugenommen. Seit dem Jahr 2016 ist erneut ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen. 

Entwicklung der Wohnungseinbruchdiebstähle 2012 bis 2021 
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Im Vergleich der Jahre 2021 zu 2019 ist bei den WED ein deutlicher Rückgang der 

Straftaten um 1.374 Fälle (-42,3 Prozent) auf 1.874 Fälle festzustellen. Dies stellt die 

niedrigste Fallzahl seit Einführung der bundeseinheitlichen PKS im Jahr 1971 dar. 

Die Aufklärungsquote nahm um 2,9 Prozentpunkte ab und beträgt 20,2 Prozent23. Der 

Anteil der Fälle im Versuchsstadium ist mit 54,5 Prozent (2019: 45,5 Prozent) erneut 

hoch. Damit ist die Zahl der im Jahr 2021 vollendeten Einbrüche mit 853 Fällen 

nunmehr die niedrigste seit der differenzierten Erfassung des WED im Jahr 199924. 

Mit einem Gesamtschaden in Höhe von 4.532.965 Euro sank die Schadenssumme 

gegenüber 2019 um 4.462.818 Euro (-49,6 Prozent). Mit einem Anteil von 49,3 Prozent 

ereignete sich fast die Hälfte der Wohnungseinbrüche in Gemeinden unter 10.000 

Einwohner, 31,0 Prozent in Gemeinden von 10.000 bis 100.000 Einwohner und 

19,7 Prozent in Städten über 100.000 Einwohner.  

Von insgesamt 367 ermittelten Tatverdächtigen hatten 121 nicht die deutsche 

Staatsangehörigkeit.  

Aufgrund des Ende 2015 bundes- und landesweit erkennbaren Anstiegs der WED-

Fallzahlen hatte die Polizei Rheinland-Pfalz im August 2016 das landesweite Projekt 

WED, unter der Federführung des Landeskriminalamtes (LKA), eingerichtet. Das LKA 

die Polizeipräsidien und die Hochschule der Polizei setzten in diesem Projekt gemein-

sam landesweite und an den regionalen Bedingungen orientierte Bekämpfungs-

strategien und -konzeptionen um. Ziel war es, die Zahl der WED nachhaltig zu senken 

und die Aufklärungsquote durch eine stärkere Standardisierung der Sachbearbeitung 

zu steigern. Nach dem Höchststand der Fallzahlen im Jahr 2015 mit 7.125 Fällen 

sanken diese laut PKS kontinuierlich auf 2.627 Fälle (-63,1 Prozent) im Jahr 2020 und 

die Aufklärungsquote stieg von 15,3 Prozent im Jahr 2015 um 8,6 Prozentpunkte auf 

23,9 Prozent im Jahr 2020. Die gesetzten Ziele konnten damit erreicht werden.  

In der nachfolgenden Grafik sind die Häufigkeitszahlen der einzelnen Länder für den 

Wohnungseinbruchdiebstahl im Jahr 2021 gegenübergestellt. Die Zahlen geben 

Auskunft darüber, wie viele WED sich in den Ländern, errechnet auf jeweils 100.000 

Einwohner, ereigneten. Im Vergleich mit den anderen Bundesländern liegt das Risiko, 

in Rheinland-Pfalz Opfer eines WED zu werden, mit einer Häufigkeitszahl von 46 nach 

wie vor deutlich unter dem bundesweiten Durchschnitt (Bund HZ 2021: 65). 

23 Die hohe Aufklärungsquote in beiden Vorjahren ist u.a. auf die Aufklärung von insgesamt 177 Delikten 
eines albanischen Tatverdächtigen mit dem Modus Operandi „Fensterbohren“ (2020: 118; 2019:59) 
zurückzuführen.

24 Vor 1999 erfolgte die Erfassung des WED mit schweren Diebstählen aus Wohnräumen insgesamt. 
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Bund-Länder-Vergleich der Häufigkeitszahl beim  
Wohnungseinbruchdiebstahl 2021

Entwicklung der Sprengungen von Geldausgabeautomaten  
Die Zahl der Sprengungen von Geldausgabeautomaten (GAA) belief sich im Jahr 2019 

auf 22 Fälle nach insgesamt 26 Fällen im Jahr 2018. Dies stellt im Vergleich dieser 

beiden Jahre einen Rückgang der Fallzahlen um ca. 15 Prozent dar. Die Gesamt-

schadenssumme im Jahr 2019 sank im Vergleich zum Vorjahr um ca. 57 Prozent. 

Während im Jahr 2018 lediglich acht Prozent der Sprengungen im Versuchsstadium 

blieben, scheiterte im Jahr 2019 nahezu jede dritte Sprengung (32 Prozent). Grund für 

diese Entwicklung dürfte das verstärkte Auftreten von zum Teil weniger erfolgreich 

agierenden Nachahmungstätern gewesen sein. 

Die Zahl der Sprengungen von GAA belief sich im Jahr 2020 auf einen Höchststand 

von 35 Fällen. Dies stellt im Vergleich zum Vorjahr einen Anstieg von 37 Prozent dar. 

Die Gesamtschadenssumme im Jahr 2020 stieg ebenfalls im Vergleich zum Vorjahr 

um ca. 61 Prozent. 54 Prozent der Diebstähle blieben im Jahr 2020 im Versuchs-

stadium.  

Die Zahl der Sprengungen von Geldautomaten sank im Jahr 2021 wieder deutlich auf 

23 Fälle. Dies stellt im Vergleich zum Vorjahr einen Rückgang um 34 Prozent dar. Die 

Gesamtschadenssumme im Jahr 2021 sank dementsprechend ebenfalls im Vergleich 

zum Vorjahr um ca. 24 Prozent. Die Ursache für einen dennoch hohen Gesamt-

schaden dürfte ein deutlicher Anstieg von Festsprengstoff als Sprengmittel sein. 

Dieser ist von 37 Prozent im Jahr 2020, auf 78 Prozent im Jahr 2021 gestiegen. Der 
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Einsatz dieses Sprengmittels verursacht meist einen höheren Sachschaden, als 

Sprengungen mit Gas. 47 Prozent der Diebstähle scheiterten im Jahr 2021. 

Entwicklung der Geldautomatensprengungen 

Die phänomenbezogene Sachbearbeitung von Fällen überregional agierender, meist 

aus den Niederlanden stammenden, Tätergruppierungen erfolgt seit dem 01.09.2019 

zentral durch das LKA Rheinland-Pfalz.  

Die Staatsanwaltschaft (StA) Mainz war bislang durch die Generalstaatsanwaltschaft 

(GenStA) Koblenz landesweit mit der sachleitenden Führung der Ermittlungsverfahren 

gegen professionell agierende Tätergruppen betraut. Die GenStA Koblenz erweiterte 

diese Zuständigkeit im November 2020 auf sämtliche Ermittlungsverfahren, die vom 

LKA Rheinland-Pfalz übernommen werden. Seit Übernahme der Ermittlungsführung 

und Koordination hat das LKA insgesamt 57 Ermittlungsverfahren übernommen. In 17 

Ermittlungsverfahren verblieb die Sachbearbeitung bei den Polizeipräsidien. 

Präventionsmaßnahmen im Zusammenhang mit GAA-Sprengungen 
Das Thema sowie entsprechende Sicherungshinweise werden jährlich im Banken-

gespräch des LKA in Mainz erörtert. An dem Gespräch nehmen Sicherheits-

verantwortliche der Geld- und Kreditinstitute, der Banken-Versicherer, der Banken- / 

Genossenschaftsverbände, der Geldautomatenhersteller sowie polizeiliche Fach-

dienststellen angrenzender Bundesländer teil. Im Einzelfall erfolgten im Berichts-

zeitraum auf Nachfrage sicherungstechnische Beratungen zu verschiedenen Filial- / 

bzw. Einbaugrundtypen gegenüber Volks- und Raiffeisenbanken, Sparkassen, 

Genossenschafts- und Privatbanken.  

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021

Delikt 4 4 5 5 23 26 22 35 23

Vollendet Sprengung 2 2 4 4 18 24 15 25 20

Versuch Sprengung 2 2 1 1 5 2 7 10 3

Vollendet Diebstahl 0 2 2 3 11 17 11 16 12

Versuch Diebstahl 4 2 3 2 12 9 11 19 11
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Seit Ende 2021 kooperieren die Landeskriminalämter der stark betroffenen Bundes-

länder Nordrhein-Westfalen, Hessen und Rheinland-Pfalz in einzelnen Präventions-

feldern des Phänomenbereichs. Durch die Kooperation sollen Synergieeffekte in den 

sicherungstechnischen Empfehlungen und der Präventions- und Öffentlichkeitsarbeit 

erzielt werden. 

Gremienarbeit im Zusammenhang mit GAA-Sprengungen 
Das Phänomen GAA-Sprengungen wird regelmäßig in der polizeilichen Gremien-

struktur aufgegriffen. Die Innenministerkonferenz (IMK) hat am 13.12.2021 das 

Bundesinnenministerium gebeten, sich innerhalb der Bundesregierung für eine 

Prüfung der rechtlichen Verpflichtung von Herstellern und Betreibern von GAA zur 

Ergreifung von Maßnahmen für die Sicherung von GAA einzusetzen und der IMK über 

die Möglichkeiten zu berichten.  

2.3.5 Vermögens- und Fälschungsdelikte 

Während Eigentumsdelikte im Langzeitvergleich deutlich zurückgingen, stiegen die 

Fallzahlen bei den Vermögens- und Fälschungsdelikten seit 1981 kontinuierlich an und 

erreichten 2006 mit fast 64.000 Fällen den zwischenzeitlichen Höchststand. Danach 

nahmen die Fälle tendenziell wieder ab. Auch 2021 bestätigte die Fallzahl von 37.717 

diesen abnehmenden Trend; sie ging im Vergleich zu 2019 um 5.987 Fälle  

(-13,7 Prozent) zurück. Ursächlich für die Entwicklung sind insbesondere die 

Betrugsstraftaten. 

Entwicklung der Vermögens- und Fälschungsdelikte 2012 bis 2021 
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Die Delikte des Betruges haben im Jahr 2021 gegenüber 2019 um 5.140 (-

15,5 Prozent) auf 27.948 Fälle abgenommen. Maßgeblich hierfür ist insbesondere der 

Rückgang der Beförderungserschleichung um 2.132 (-30,4 Prozent) auf 4.874 Fälle 

und des sonstigen Warenkreditbetruges25 um 2.066 (-25,7 Prozent) auf 5.964 Fälle.  

Anstiege verzeichneten dagegen vor allem der Subventionsbetrug um 312 auf 325 

Fälle sowie der Betrug- bzw. Computerbetrug mittels rechtswidrig erlangter unbarer 

Zahlungsmittel um 285 (16,2 Prozent) auf 2.039 Fälle. Die Zunahme im Bereich des 

Subventionsbetrugs resultiert insbesondere aus Straftaten im Zusammenhang mit der 

Beantragung oder Auszahlung von Corona-Soforthilfen. Zudem stiegen die Delikte der 

Urkundenfälschung um 192 (5,4 Prozent) auf 3.767 Fälle. Die Anstiege der 

Urkundenfälschung stehen ebenfalls größtenteils mit Delikten im Zusammenhang mit 

der COVID-19-Pandemie in Verbindung. So verzeichnete die sonstige Urkunden-

fälschung einen Anstieg um 231 (8,2 Prozent) auf 3.054 Fälle und die Straftaten mit 

gefälschten und unrichtigen Gesundheitszeugnissen insgesamt einen Anstieg um 85 

(850,0 Prozent) auf 95 Fälle. Darunter fallen überwiegend Impfausweise, 

Impfnachweise und Testzertifikate.  

Bei Betrugsstraftaten im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie nimmt 

insbesondere der Deliktsbereich der gefälschten Impfnachweise eine bedeutende 

Rolle ein. Steigende Infektionszahlen und damit einhergehende strenge Restriktionen 

für Nicht-Geimpfte bzw. Nicht-Genesene waren ursächlich für eine steigende 

Nachfrage und damit korrespondierende Angebote von gefälschten Impfnachweisen. 

In diesem Kontext haben die Fallzahlen im Zusammenhang mit gefälschten Impfaus-

weisen für den Zeitraum seit etwa Ende September bis Dezember 2021 merklich 

zugenommen. Von anfänglich registrierten Einzelfällen stiegen die Fallzahlen im 

Oktober, November und Dezember 2021 stetig auf einen niedrigen vierstelligen 

Bereich an.  

Fälle im Zusammenhang mit dem Kriminalitätsphänomen „Gefälschte Impfpässe“ sind 

in der PKS aufgrund eines fehlenden spezifischen Erfassungsschlüssels bis Ende 

2021 nicht explizit erfasst. Ausweislich der hier geführten Sonderauswertung lagen 

dem LKA mit Stand 31.12.2021 Erkenntnisse zu landesweit insgesamt 1.072 Fällen 

25  Der Verkäufer liefert im Voraus eine Ware und akzeptiert eine spätere Zahlung bzw. Restzahlung, 
die der in betrügerischer Absicht handelnde Tatverdächtige aber von vornherein nicht leisten wollte 
oder konnte. 
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vor, bei denen gefälschte Impfnachweise und Impfzertifikate Gegenstand der 

Ermittlungen sind. 

Fälle des sogenannten „Call-Center-Betrugs“ werden in der PKS aufgrund eines 

fehlenden spezifischen Erfassungsschlüssels als „sonstiger“ Betrug erfasst. 

Ausweislich des polizeilichen Meldedienstes sind Anrufe von angeblichen 

Polizeibeamten seit 2015 von 100 Fällen auf mehr als 3.369 Fälle im Jahr 2020 

angestiegen. Im Jahr 2021 sanken diese Delikte wieder um 249 Fälle (-7,39 Prozent) 

auf 3.120. 82 Fälle sind hiervon vollendet. Die Täter erlangten im Jahr 2021 insgesamt 

2.461.861 €. Im Jahr 2020 entstand bei 58 vollendeten Taten eine Schadenssumme 

von 2.635.220€. 

Der Rückgang der Fallzahlen im Jahr 2021 könnte auch Ergebnis der umfänglichen 

polizeilichen Präventionsmaßnahmen sein. Mit einem Anteil von rund 97 Prozent blieb 

es bei der weit überwiegenden Zahl der Anrufe beim Versuch. Mitursächlich könnten 

hierbei Ermittlungserfolge in den Polizeipräsidien sein, die immer wieder eine mediale 

Aufmerksamkeit nach sich ziehen. 

Die vollendeten Taten, insbesondere wenn sie sich gegen ältere Menschen als Opfer 

richten, verursachen neben den monetären Schäden nicht selten auch psychische 

Folgen für die Opfer. 
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2.3.6 Verstöße gegen strafrechtliche Nebengesetze 

Entwicklung der Verstöße gegen strafrechtliche Nebengesetze 
 2012 bis 202126

Im Vergleich zu 2019 ist ein leichter Rückgang der Verstöße gegen strafrechtliche 

Nebengesetze um 111 (-0,4 Prozent) auf 30.899 Fälle zu verzeichnen. Maßgeblich für 

den Rückgang sind die Straftaten gegen das Sprengstoff-, das Waffen- und das 

Kriegswaffenkontrollgesetz um 403 (-18,0 Prozent) auf 1.837 Fälle sowie Verstöße 

gegen das Versammlungsgesetz um 106 (-41,6 Prozent) auf 149 Fälle.  

Angestiegen sind dagegen die ebenfalls unter die strafrechtlichen Nebengesetze 

fallenden Rauschgiftdelikte um 356 (1,8 Prozent) auf 20.624 Fälle und Straftaten 

gegen das Aufenthalts-, das Asyl- und das Freizügigkeitsgesetz/EU. 

26 Bei der Interpretation der Fallzahlen im Jahr 2016 ist zu berücksichtigen, dass aufgrund der hohen    
   Arbeitsbelastung der mit ausländerrechtlichen Verstößen beauftragten Ermittlungsgruppen ca. 9.000     
   Strafanzeigen aus dem Jahr 2015 erst im Berichtsjahr 2016 in die PKS einflossen. 
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Entwicklung der Straftaten gegen das Aufenthalts-, das Asyl- und das 
Freizügigkeitsgesetz/EU 2012 bis 2021

Straftaten gegen das Aufenthalts-, das Asyl- und das Freizügigkeitsgesetz/EU nahmen 

im Jahr 2021 gegenüber 2019, trotz eines pandemiebedingten starken Rückgangs im 

Jahr 2020, um 249 (4,5 Prozent) auf 5.784 Fälle zu. Der Anstieg ist auf die gestiegenen 

Zahlen beim unerlaubten Aufenthalt nach unerlaubter/ungeklärter Einreise um 308 (8,6 

Prozent) auf 3.900 Fälle zurückzuführen.27 Nach den PKS-Richtlinien sind die wegen 

des Legalitätsprinzips zwingend einzuleitenden Ermittlungsverfahren in der Statistik zu 

registrieren, auch wenn die Staatsanwaltschaften diese Ermittlungsverfahren im 

Hinblick auf Artikel 31 der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) regelmäßig einstellen. 

Nach dieser Regelung dürfen die vertragsschließenden Staaten der GFK keine Strafen 

wegen unrechtmäßiger Einreise oder Aufenthalts gegen Flüchtlinge verhängen, die 

unmittelbar aus einem Gebiet kommen, in dem ihr Leben oder ihre Freiheit bedroht 

werden. 

Die zunehmende Entwicklung steht im Zusammenhang mit dem Anstieg der 

Zuwandererzahlen. 

27Die Strafbarkeit trifft auch auf Flüchtlinge zu, bei denen sich die Europäische Union in Folge eines  
Bürgerkriegs, wie z. B. in Syrien, verpflichtet hat, Menschen aus diesen Staaten Asyl zu gewähren. 
Da sie wegen der eigentlich geltenden Visumpflicht aufenthaltsrechtlich unerlaubt einreisen, begehen 
sie formal eine Straftat nach dem Aufenthaltsgesetz. Vgl. Kapitel 2.3.11. 
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Entwicklung der Rauschgiftdelikte 2012 bis 2021 

Die Fallzahlen der Rauschgiftkriminalität sind seit 2017 nur eingeschränkt mit den 

Vorjahren vergleichbar, da seit 2017 auch die Verstöße gegen das am 26.11.2016 

eingeführte Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetz (NpSG) in der PKS erfasst werden. 

Hierunter fallen neue psychoaktive Stoffe (NPS), die u. a. als Badesalze oder 

Kräutermischungen in den Handel kommen und nicht dem Betäubungsmittelgesetz 

(BtMG) unterliegen. 

Im Berichtsjahr 2021 verzeichneten Rauschgiftdelikte gegenüber 2019 einen leichten 

Anstieg um 356 (1,8 Prozent) auf 20.624 Fälle. Ursächlich für diesen Anstieg sind 

Zunahmen bei unerlaubtem Handel, Herstellung, Abgabe und Besitz in nicht geringer 

Menge von Betäubungsmitteln um 235 (32,7 Prozent) auf 954 Fälle, bei allgemeinen 

Verstößen mit Amphetamin in Pulver- oder flüssiger Form um 157 (4,4 Prozent) auf 

3.746 Fälle sowie bei allgemeinen Verstößen mit Kokain um 115 (17,84 Prozent) auf 

762 Fälle. Von den insgesamt 20.624 Rauschgiftdelikten klärte die Polizei 18.954 

(91,9 Prozent) auf. 

Betrachtet nach Rauschgiftarten stellen die Straftaten im Zusammenhang mit 

Cannabis mit rund 57 Prozent und mit Amphetaminen/Methamphetaminen und deren 

Derivaten in Pulver-, flüssiger oder Kapselform (Ecstasy) mit rund 27 Prozent der Fälle 

erneut die größten Anteile der Delikte dar. 

In rund drei Viertel der bekannt gewordenen Fälle (77,3 Prozent) handelte es sich um 

allgemeine Verstöße gegen das BtMG. In 19,0 Prozent der Fälle wurden Drogen 

gehandelt, geschmuggelt oder eingeführt. 
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Entwicklung der Rauschgifttoten 2012 bis 202128

Für das Jahr 2020 waren in Rheinland-Pfalz insgesamt 36 Rauschgifttote zu 

verzeichnen. Die Differenz zu der im Rauschgift-Jahresbericht 2020 aufgeführten 

Anzahl von 32 Rauschgifttoten in Rheinland-Pfalz ergibt sich aufgrund von 

Nachmeldungen weiterer Verstorbener, die in Folge eines toxikologischen Gutachtens 

erst nach dem Stichtag als Rauschgifttoten gezählt wurden. Für das Jahr 2021 werden 

zum Berichtszeitpunkt 4729 Rauschgifttote verzeichnet. Aufgrund noch ausstehender 

toxikologischer Gutachten dürfte die Anzahl der RG-Toten für das Berichtsjahr weiter 

ansteigen, aber dennoch im 10-Jahresmittelwert liegen. 

2.3.7 Cybercrime und Straftaten mit Tatmittel Internet und/oder weitere IT-
Geräte 

2.3.7.1 Cybercrime 

Seit dem 01.01.2021 gelten für den Begriff „Cybercrime“ eine neue Definition sowie 

neue Erfassungskriterien in der PKS. Ziel ist es, Cybercrime besser nachvollziehbar 

darstellen zu können. Bisher umfasste Cybercrime die Delikte, die sich gegen das 

Internet, weitere Datennetze30 informationstechnische Systeme31 oder deren Daten 

richten sowie Straftaten, die mittels dieser Informationstechnik begangen werden. Seit 

dem 01.01.2021 werden unter dem neu eingeführten Summenschlüssel Cybercrime 

28 Die Erhebung der Anzahl der Rauschgifttoten ist kein Erfassungsparameter in der PKS. 
29 Aufgrund dessen, dass die Erhebung der Rauschgifttoten nicht auf Parameter der PKS beruht, 
handelt es sich um eine dynamische Zahl, welche sich aufgrund von Nacherfassungen verändern kann. 
30Weitere Datennetze sind alle Netze, die nicht Teil des Internets sind, z. B. Intranet, Mobilfunknetze,  

 Bluetooth, Cross-Connect Verbindungen zwischen zwei Endsystemen. 
31Sonstige IT-Systeme sind in sich geschlossene, keinem Netzwerk angehörende IT-Geräte, wie zum  

 Beispiel Stand-Alone-PCs und USB-Sticks. 
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konkret die „Fälschung beweiserheblicher Daten, Täuschung im Rechtsverkehr bei 

Datenverarbeitung gemäß §§ 269, 270 StGB“, die „Datenveränderung, Computer-

sabotage gemäß §§ 303a, 303b StGB“, das „Ausspähen, Abfangen von Daten einschl. 

Vorbereitungshandlungen und Datenhehlerei gemäß §§ 202a, 202b, 202c, 

202d StGB“ und der „Computerbetrug gemäß § 263a StGB“32 subsumiert.  

Entwicklung der Cybercrime (nach neuer Definition) 2017 bis 202133

Im Jahr 2021 fielen die Straftaten, die der Cybercrime zugerechnet werden, im 

Vergleich zu 2019 um 852 (-20,7 Prozent) auf 3.261 Fälle. Dies stellt einen Anteil von 

1,5 Prozent (2019: 1,7 Prozent) an allen Straftaten ohne ausländerrechtliche Verstöße 

dar. Trotz eines Rückgangs im Vergleich zu 2019 um 731 (-20,7 Prozent) auf 2.806 

Fälle, bildet der Computerbetrug den deliktischen Schwerpunkt mit rund 86 Prozent 

der Cybercrime insgesamt. Maßgeblich für den Rückgang der Fälle des Computer-

betruges und der Cybercrime sind die weiteren Varianten des Warenkreditbetruges. 

Im Vergleich zu 2019 sind hier die Fallzahlen um 671 (-38,6 Prozent) auf 1.067 Fälle 

gesunken.  

32 Dazu zählen: Betrügerisches Erlangen von Kfz, weitere Arten des Warenkreditbetruges,  
Computerbetrug mittels rechtswidrig erlangter Zahlungskarten mit PIN, Computerbetrug mittels 
rechtswidrig erlangter Daten von Zahlungskarten, Computerbetrug mittels rechtswidrig erlangter 
sonstiger unbarer Zahlungsmittel, Leistungskreditbetrug, missbräuchliche Nutzung von 
Telekommunikationsdiensten, Abrechnungsbetrug im Gesundheitswesen, Überweisungsbetrug und 
Computerbetrug (sonstiger).  

33 Aufgrund der neuen Definition von Cybercrime liegen keine Vergleichszahlen mit gleicher Datenbasis  
aus früheren Jahren vor. Die hier dargestellten Zahlen von 2017 bis 2020 basieren daher auf dem 
früheren Summenschlüssel Computerkriminalität, der zusätzlich noch die Delikte Softwarepiraterie 
(private Anwendung z. B. Computerspiele) und Softwarepiraterie in Form gewerblichen Handelns 
beinhaltete. 
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Betrachtungen zum Dunkelfeld im Bereich der Cybercrime 

Die in der PKS erfassten Fälle der Cybercrime geben nicht das tatsächliche Ausmaß 

der von der Bevölkerung erlebten Internetangriffe wie Computersabotage, Daten-

veränderung oder das Einbringen von Schadsoftware, z. B. zum Ausspähen von 

Daten, wieder. Deren Zahl dürfte weitaus höher liegen. Wissenschaftliche Unter-

suchungen zeigen auf, dass es sich bei Cybercrime um ein Deliktsfeld mit einer der 

höchsten Dunkelfeldquoten handelt.  

Dieses hohe Dunkelfeld dürfte insbesondere darauf zurückzuführen sein, dass viele 

Angriffe durch die Betroffenen gar nicht erkannt oder nicht als solche wahrgenommen 

werden. Der Umstand, dass solche Straftaten häufig nicht zu materiellen Schäden 

führen, könnte ein weiterer Grund für die geringe Anzeigebereitschaft sein. Daneben 

spielen ggf. weitere Aspekte, wie die Angst vor einem Imageverlust (insbesondere bei 

Wirtschaftsunternehmen) oder eine vermeintlich geringe Aussicht im Hinblick auf die 

Aufklärung solcher Taten bzw. die Ermittlung der Täter, eine Rolle.  

Auch in Bezug auf das sogenannte Hellfeld, hierbei handelt es sich um die der Polizei 

bekannt gewordenen Straftaten, lässt die PKS nur eingeschränkte Aussagen zu. Dies 

ist vorrangig darauf zurückzuführen, dass aufgrund des Tatortprinzips des § 3 StGB 

bislang nur rechtswidrige Taten Eingang in die PKS finden, bei denen der Täter 

innerhalb Deutschlands gehandelt hat. Auch ist die Anzahl der Tathandlungen eines 

Täters maßgebend für die Fallzählung und nicht die Zahl der von ihm geschädigten 

Personen. Gerade bei Internetstraftaten wirken sich diese Regelungen besonders aus, 

da der Täter mit einer E-Mail eine Vielzahl von Personen schädigen kann.  

Aus Sicht der Täter bietet das Medium Internet zahlreiche Vorteile. Es begünstigt z. B. 

die Begehung von Serienstraftaten, da mit wenig Aufwand innerhalb kürzester Zeit ein 

ausgedehnter Kreis potenzieller Opfer erreicht werden kann. Zudem ermöglichen 

spezielle Programme, die IP-Adressen verschleiern, im Netz anonym zu agieren. Sie 

minimieren das Entdeckungsrisiko und fördern dadurch den Tatentschluss. Virtuelle 

Zahlungsmittel (z. B. Bitcoins, Monero) bieten zudem einen besonderen Anreiz für 

Kriminelle, da sie weltweit anonym eingesetzt werden können und keiner Kontrolle 

durch die Finanzaufsicht unterliegen. Schließlich agieren viele Täter aus dem Ausland 

heraus, was die Strafverfolgung erheblich erschwert.  



- 34 - 

2.3.7.2 Straftaten mit Tatmittel Internet und/oder weiteren IT-Geräten 

Straftaten mit dem Tatmittel Internet und/oder IT-Geräten34 umfassen strafbare 

Handlungen, die mittels dieser Informationstechnik begangen werden. Die von 2017 

bis 2020 gültigen Erfassungsalternativen „weitere Datennetze“35 und „sonstige IT-

Systeme“36 werden künftig nicht mehr gesondert ausgewiesen und fließen ab 2021 in 

den Sonderkenner „Tatmittel Internet und/oder IT-Geräte“ ein. 

Entwicklung der Straftaten mit Tatmittel Internet und/oder weiteren IT-Geräten 
2012 bis 202137

Die Straftaten mit Tatmittel Internet und/oder weiteren IT-Geräten stiegen 2021 im 

Vergleich zu 2019 um 3.349 (25,1 Prozent) auf 16.684 Fälle an. Das ist ein Anteil von 

7,9 Prozent (2019: 5,7 Prozent) an allen Straftaten ohne ausländerrechtliche Verstöße.  

34 Zu den IT-Geräten zählen seit dem 01.01.2021 z. B. Intranet, Mobilfunknetze, Bluetooth, Cross- 
 Connect Verbindungen zwischen zwei Endsystemen und in sich geschlossene, keinem Netzwerk    
angehörende IT- Geräte wie zum Beispiel Stand-Alone-PCs, USB-Sticks (keine abschließende  
Aufzählung). 

35 Weitere Datennetze sind alle Netze, die nicht Teil des Internets sind, z. B. Intranet, Mobilfunknetze,  
 Bluetooth, Cross-Connect Verbindungen zwischen zwei Endsystemen. 

36 Sonstige IT-Systeme sind in sich geschlossene, keinem Netzwerk angehörende IT-Geräte wie zum  
 Beispiel Stand-Alone-PCs und USB-Sticks. 

37 Die Straftaten mit Tatmittel Internet und/oder weiteren IT-Geräten ab 2017 sind mit den Zahlen aus  
 früheren Jahresberichten zur Internetkriminalität nicht vergleichbar. 
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Der Anstieg der Straftaten mit Tatmittel Internet und/oder weiteren IT-Geräten 

gegenüber 2019 ist auf die Zunahme der Straftaten gegen die sexuelle Selbst-

bestimmung um 1.798 (198,5 Prozent) auf 2.704 Fälle und hierbei hauptsächlich auf 

die Verbreitung, den Erwerb, den Besitz und die Herstellung kinderpornographischer 

Inhalte um 1.393 (256,5 Prozent) auf 1.936 Fälle, insbesondere im Zusammenhang 

mit der Zunahme von NCMEC-Fällen38, zurückzuführen. 

Deliktischer Schwerpunkt der Straftaten mit Tatmittel Internet und/oder weiteren IT-

Geräten sind mit 10.317 Fällen, das ist ein Anteil von rund 62 Prozent an den 16.684 

Straftaten, die Vermögens- und Fälschungsdelikte. Sie stiegen im Vergleich zu 2019 

um 150 Fälle (1,5 Prozent) an. Bei knapp zwei Drittel dieser Vermögens- und 

Fälschungsdelikte handelt es sich um Waren39- und Warenkreditbetrug40.  

Hinsichtlich der Betrachtungen zum Dunkelfeld im Bereich der Straftaten mit Tatmittel 

Internet und/oder weiteren IT-Geräten werden auf das Kapitel 2.3.7.1 Cybercrime 

verwiesen. 

2.3.8 Straßenkriminalität41

Die Straftaten der Straßenkriminalität nahmen 2021 im Vergleich zu 2019 um 5.355 

Fälle (-12,0 Prozent) ab. Mit 39.351 Fällen ist 2021 der niedrigste Wert seit Einführung 

dieses Summenschlüssels im Jahr 1989 zu verzeichnen.42 Die rückläufige Entwicklung 

im Berichtszeitraum ist insbesondere auf Maßnahmen im Zusammenhang mit der 

38 Vgl. Kapitel 2.3.2. 
39Beim Warenbetrug verspricht der Tatverdächtige Ware zu liefern, was er jedoch nicht oder nur in  

minderwertiger Qualität tut, oder er behauptet, Ware geliefert zu haben, obwohl es nicht der Fall war. 
40 Der Verkäufer liefert im Voraus eine Ware und akzeptiert eine spätere Zahlung bzw. Restzahlung, die  

der in betrügerischer Absicht handelnde Tatverdächtige von vornherein nicht leisten wollte oder 
konnte. 

41Dazu zählen: Sexuelle Belästigung und Straftaten aus Gruppen, exhibitionistische Handlungen und  
Erregung öffentlichen Ärgernisses, Raub auf Geld- und Werttransporte, räuberischer Angriff auf 
Kraftfahrer, Handtaschenraub, „sonstige“ Raubüberfälle auf Straßen, Wegen oder Plätzen, gefährliche 
und schwere Körperverletzung auf Straßen, Wegen oder Plätzen, erpresserischer Menschenraub 
sowie Geiselnahme i. V. m. Überfall auf Geld- und Werttransporte, Diebstahl an/aus Kfz, 
Taschendiebstahl, Diebstahl insgesamt von Kraftwagen, von Mopeds, Krafträdern und Fahrrädern, 
von/aus Automaten, Landfriedensbruch, Sachbeschädigungen an Kfz und sonstige 
Sachbeschädigungen auf Straßen, Wegen oder Plätzen. 

42 Aufgrund der im Jahr 2017 vorgenommenen Erweiterung des Begriffs der Straßenkriminalität um die  
Delikte der sexuellen Nötigung gemäß § 177 Abs. Abs. 5, 7-9 StGB, sexuellen Belästigung gemäß § 
184i StGB und Straftaten aus Gruppen gemäß § 184j StGB sowie der erneuten Anpassung des PKS-
Straftatenkatalogs im Bereich der Sexualstraftaten im Jahr 2018 (Vergewaltigungen und sexuelle 
Nötigungen sind nicht mehr Bestandteil der Straßenkriminalität) ist die Vergleichbarkeit mit den Jahren 
vor 2018 eingeschränkt. 
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Corona-Pandemie zurückzuführen, wie z. B. die Untersagung von Veranstaltungen 

und festlichen Aktivitäten sowie die Ausgangssperren in einigen Landesteilen. 

Wesentlichen Einfluss hierauf hatte die rückläufige Entwicklung der Sach-

beschädigung an Kraftfahrzeugen (-1.473 bzw. -13,7 Prozent auf 9.259 Fälle), der 

schwere Diebstahl von Fahrrädern (-839 bzw. -21,1 Prozent auf 3.146 Fälle) und die 

gefährliche und schwere Körperverletzung auf Straßen, Wegen oder Plätzen  

(-815 bzw. -24,4 Prozent auf 2.524 Fälle). Dagegen stieg insbesondere die sonstige 

Sachbeschädigung auf Straßen, Wegen und Plätzen (166 bzw. 1,6 Prozent auf 10.508 

Fälle) und der sonstige schwere Diebstahl von Kraftwagen (45 bzw. 15,6 Prozent auf 

334 Fälle) an. 

Entwicklung der Straßenkriminalität 2012 bis 2021 
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Verteilung der Einzeldelikte der Straßenkriminalität 202143

2.3.9 Gewaltkriminalität44

Entwicklung der Gewaltkriminalität 2012 bis 202145

43 Die Summe aller Anteile ergibt aufgrund der Rundungen nicht exakt 100,0 Prozent. 
44 Dazu zählen: Mord, Totschlag und Tötung auf Verlangen, Vergewaltigung, sexuelle Nötigung und  

sexueller Übergriff im besonders schweren Fall, Raub, räuberische Erpressung und räuberischer 
Angriff auf Kraftfahrer, Körperverletzung mit Todesfolge, gefährliche und schwere Körperverletzung, 
Verstümmelung weiblicher Genitalien, erpresserischer Menschenraub, Geiselnahme und Angriff auf 
den Luft- oder Seeverkehr. 

45 Die Fallzahlen der Gewaltkriminalität sind seit 2017 aufgrund von rechtlichen Änderungen im Bereich  
des Sexualstrafrechts, aber auch wegen modifizierter Erfassungskriterien nur eingeschränkt mit den 
Vorjahren vergleichbar. 
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2021 ging die Gewaltkriminalität im Vergleich zu 2019 um 1.601 (-18,5 Prozent) auf 
7.031 Fälle zurück. Ursächlich für die Abnahme ist insbesondere der Rückgang im 
Bereich der gefährlichen und schweren Körperverletzung um 1.220 (-18,0 Prozent) auf 
5.541 Fälle sowie bei den Delikten des Raubes, der räuberischen Erpressung und des 
räuberischen Angriffs auf Kraftfahrer gemäß §§ 249-252, 255, 316a StGB um 351 
(27,8 Prozent) auf 912 Fälle. Der Anteil der Gewaltkriminalität an allen Straftaten (ohne 
ausländerrechtliche Verstöße) betrug 3,3 Prozent (2019: 3,7 Prozent). 

Verteilung der Einzeldelikte der Gewaltkriminalität 2021 
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2.3.10 Gewalt in engen sozialen Beziehungen46 

Entwicklung der Gewalt in engen sozialen Beziehungen 2012 bis 2021 
(nur Opferdelikte) 

Seit dem Berichtsjahr 2017 wird in der PKS nur noch bei den sogenannten Opfer-

delikten47 erfasst, ob das Opfer zum Tatverdächtigen in einer engen sozialen 

Beziehung stand.  

Zu Beginn der Corona-Pandemie im Jahr 2020 war angesichts der verfügten 

Ausgangsbeschränkungen mitunter eine deutliche Zunahme der Gewalt in engen 

sozialen Beziehungen (GesB) prognostiziert worden. 

Die Straftaten von GesB stiegen 2020 im Vergleich zu 2019 um 319 Fälle (3,6 Prozent) 

auf 8.692 Fälle an. Im Jahr 2021 nahmen die Fälle von GesB im Vergleich zu 2020 um 

449 Fälle (5,4 Prozent) auf 8.243 Fälle ab.  

46 Gewalt in engen sozialen Beziehungen bedeutet eine Handlung oder zusammenhängende,  
fortgesetzte und wiederholte Handlungen in einer ehemaligen oder gegenwärtigen ehelichen oder 
nicht ehelichen Lebensgemeinschaft oder in einer ehemaligen oder gegenwärtigen, nicht auf eine 
Lebensgemeinschaft angelegten sonstigen engen partnerschaftlichen Beziehung, die eine 
strafrechtlich sanktionierte Verletzung der physischen oder psychischen Integrität der Partnerin oder 
des Partners insbesondere von Leib, Leben, körperlicher Unversehrtheit, Freiheit und sexueller 
Selbstbestimmung bewirkt oder zu bewirken droht. 

47 Die Deliktarten, bei denen die bundesweite PKS eine Opfererfassung vorsieht, sind im  
Straftatenkatalog gesondert ausgewiesen. Hierzu gehören Straftaten gegen das Leben (Ausnahme 
Abbruch der Schwangerschaft), Sexualdelikte (Ausnahme Ausübung der verbotenen Prostitution und 
jugendgefährdende Prostitution sowie Verbreitung pornographischer Inhalte und Erzeugnisse), 
Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit (Ausnahme Angriff auf den Luft- und 
Seeverkehr) sowie Widerstandshandlungen gegen und tätliche Angriffe auf Vollstreckungsbeamte und 
gleichstehende Personen (tätliche Angriffe seit 01.01.2018), Brandstiftung mit Todesfolge, 
Körperverletzung im Amt, Aussetzung, Einschleusen mit Todesfolge und leichtfertige Verursachung 
des Todes eines anderen durch Abgabe von Betäubungsmitteln. 
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Inwiefern der Fallzahlenanstieg im Jahr 2020 auf die Corona-Pandemie zurück-

zuführen ist oder ob es sich hierbei um rein statistische Effekte handelte, kann nicht 

sicher nachvollzogen werden. 

Nach dem zwischenzeitlichen Anstieg der Fallzahlen im Jahr 2020 weist die PKS im 

Jahr 2021 8.243 der insgesamt 42.105 Opferdelikte als Fälle von GesB aus. Dies 

entspricht einem Anteil an allen Opferdelikten von 19,6 Prozent. Die Straftaten im 

Zusammenhang mit GesB fielen im Jahr 2021 im Vergleich zu 2019 um 130 Fälle 

(1,6 Prozent). Maßgeblich ist hierfür vor allem der Rückgang der Körperverletzungs-

delikte um 423 (-6,7 Prozent) auf 5.893 Fälle. Anstiege gab es hingegen insbesondere 

bei der Bedrohung[2] um 218 (21,0 Prozent) auf 1.256 Fälle und der Nachstellung um 

85 (30,7 Prozent) auf 362 Fälle. 

Die Landesregierung sieht in der nachhaltigen Intervention gegen GesB eine 

dauerhafte Herausforderung. Die in diesem Themenfeld geforderten Stellen, wie z. B. 

Beratungsstellen, Frauenhäuser, Interventionsstellen, Frauennotrufe, Täterarbeits-

einrichtungen, Justiz und Polizei arbeiten eng zusammen. Im federführend vom 

Ministerium für Familie, Frauen, Kultur und Integration geleiteten interdisziplinären 

rheinland-pfälzischen Interventionsprojekt gegen Gewalt (RIGG) in engen sozialen 

Beziehungen sind die Kooperationspartner aus verschiedenen Fachrichtungen an 

einem landesweiten Runden Tisch vernetzt. Gleichzeitig koordinieren vor Ort 23 

regionale Runde Tische die Arbeit gegen Beziehungsgewalt. 

[2] Der Fallzahlenanstieg ist u.a. auf die seit 3. April 2021 gültige Neufassung des § 241 StGB  
zurückzuführen. Vom Tatbestand erfasst sind nunmehr zusätzlich zu Drohungen mit einem 
Verbrechen auch Drohungen mit Taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, die körperliche 
Unversehrtheit, die persönliche Freiheit oder gegen Sachen von bedeutendem Wert. 
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Entwicklung der Fallzahlen, Opfer48 und Tatverdächtige49 mit Bezug zu GesB 
(nur Opferdelikte) 2021 

GesB 
(nur Opferdelikte)

2021 2020 2019 Entwicklung            
2021 zu 2019 

GesB
Opfer-
delikte
insge-
samt 

%-
An-
teil 

GesB
Opfer-
delikte
insge-
samt 

%-
An-
teil 

GesB
Opfer-
delikte
insge-
samt 

%-
An-
teil 

+/- 
GesB

+/- 
GesB
in % 

+/-%-
Pkte
vom 

Anteil
Straftaten 
insgesamt 8.243 42.105 19,6 8.692 45.060 19,3 8.373 46.335 18,1 -130 -1,6 1,5

• nichtdeutsche   
  TV, davon 2.623 10.630 24,7 2.607 11.264 23,1 2.638 11.434 23,1 -15 -0,6 1,6

• Zugewanderte 791 3.856 20,5 746 4.057 18,4 661 3.904 16,9  130 19,7 3,6

Opfer insgesamt 8.253 49.638 16,6 8.706 53.396 16,3 8.388 54.622 15,4 -135 -1,6 1,2

• männlich 1.691 28.244 6,0 1.829 31.142 5,9 1.766 32.418 5,4 -75 -4,2 0,6

• weiblich 6.562 21.394 30,7 6.877 22.254 30,9 6.622 22.204 29,8 -60 -0,9 0,9

TV insgesamt 6.678 31.851 21,0 7.154 34.445 20,8 7.020 35.480 19,8 -342 -4,9 1,2

• männlich 5.126 25.546 20,1 5.498 27.641 19,9 5.357 28.589 18,7 -231 -4,3 1,4

• weiblich 1.552 6.305 24,6 1.656 6.804 24,3 1.663 6.891 24,1 -111 -6,7 0,5
• nicht- 
  deutsch, 
  davon 

2.095 8.559 24,5 2.135 9.327 22,9 2.172 9.473 22,9 -77 -3,5 1,6

• Zugewanderte  618 2.965 20,8  590 3.240 18,2  544 3.057 17,8  74 13,6 3,0

Die Anzahl der Tatverdächtigen im Bereich GesB nahm 2021 im Vergleich zu 2019 um 

342 (-4,9 Prozent) auf 6.678 ab. Der Anteil der nichtdeutschen Tatverdächtigen, die 

eine Straftat mit Bezug zu GesB begangen haben, beträgt 31,4 Prozent (2019: 

30,9 Prozent), der Anteil der Zugewanderten 9,3 Prozent (2019: 7,7 Prozent). 

Zuwanderinnen und Zuwanderer verübten 791 Straftaten mit Bezug zu GesB (2019: 

661 Fälle). 

5.126 (76,8 Prozent) der Tatverdächtigen waren männlich und 1.552 (23,2 Prozent) 

weiblich. Dagegen waren bei den Opfern 1.691 (20,5 Prozent) männlich und 6.562 

(79,5 Prozent) weiblich. 3.771 bzw. 57,5 Prozent der 6.562 weiblichen Opfer und 1.113 

bzw. 65,8 Prozent der 1.691 männlichen Opfer mit Bezug zu GesB waren von 

vorsätzlichen einfachen Körperverletzungsdelikten betroffen50. 

48 Im Gegensatz zur Tatverdächtigenzählung wird jedes Opfer so oft gezählt, wie es Opfer einer  
Straftat wurde. 

49 Hat ein Tatverdächtiger mehrere Straftaten begangen, die gleichen oder verschiedenen  
Deliktschlüsseln zuzuordnen sind, wird er zu jeder Schlüsselzahl und der (den) jeweils nächst höheren 
Gruppe(n) sowie bei der Gesamtzahl nur einmal gezählt (sog. „echte Tatverdächtigenzählung“). 

50 Die Anzahl der Opfer von GesB der Fallzahl insgesamt oder einer Deliktsgruppe kann höher sein als  
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Opfer-Tatverdächtigen-Beziehung (OTB)51

61,8 Prozent der Opfer (2019: 64,6 Prozent) erfuhren Gewalt durch die Partnerin oder 
den Partner (Ehepartnerin oder Ehepartner, eingetragene Lebenspartnerin oder 
Lebenspartner, Lebensgefährtin oder Lebensgefährte). Bei 38,1 Prozent der Opfer 
(2019: 33,6 Prozent) wendete die ehemalige Partnerin oder der ehemalige Partner 
Gewalt an. Die verbleibenden 0,05 Prozent waren zum Zeitpunkt der Tat mit der 
Täterin oder dem Täter eng befreundet (2019: 1,8 Prozent). 

2.3.11 Kriminalität im Kontext von Zuwanderung 

2.3.11.1 Vorbemerkung 

Tatverdächtige Zugewanderte werden in der PKS seit 2016 mit dem Aufenthaltsstatus 

„Asylbewerber“, „Kontingentflüchtling“, „International/national Schutz- und Asyl-

berechtigte“, „Duldung“ und „unerlaubter Aufenthalt“ registriert. Davor erfolgte die 

Erfassung von Tatverdächtigen „International/national Schutz- und Asylberechtigten“ 

mangels eigenem Erfassungsschlüssel in der Kategorie „Sonstiger erlaubter Aufent-

halt“. Dies ist bei Vergleichen mit den Vorjahren zu berücksichtigen. 

Nach dem Aufenthaltsgesetz benötigen Drittstaatsangehörige grundsätzlich einen 

Pass und einen Aufenthaltstitel zur Einreise in die Bundesrepublik Deutschland. Sofern 

die Fallzahl der jeweiligen Deliktsgruppe, weil bei einer Straftat mehrere Opfer geschädigt sein 
können. 

51 Die Summe aller Anteile ergibt aufgrund der Rundungen nicht exakt 100,0 Prozent. 
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diese Voraussetzungen nicht erfüllt sind, begehen diese Personen mit ihrer dann 

unerlaubten Einreise und ihrem anschließenden unerlaubten Aufenthalt einen Verstoß 

gegen das Aufenthaltsgesetz. Die Strafbarkeit trifft auch auf Flüchtlinge zu, bei denen 

sich die Europäische Union in Folge eines Bürgerkriegs, wie z. B. Syrien verpflichtet 

hat, Menschen aus diesen Staaten aufzunehmen. Nach den PKS-Richtlinien sind 

diese wegen des Legalitätsprinzips zwingend einzuleitenden Ermittlungsverfahren in 

der PKS zu registrieren, selbst wenn die Staatsanwaltschaften diese Ermittlungs-

verfahren im Hinblick auf Artikel 31 der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) einstellen. 

Nach dieser Regelung dürfen die vertragsschließenden Staaten der GFK keine Strafen 

wegen unrechtmäßiger Einreise oder unrechtmäßigen Aufenthalts gegen Flüchtlinge 

verhängen, die unmittelbar aus einem Gebiet kommen, in dem ihr Leben oder ihre 

Freiheit bedroht werden. 

Je nach Stand des ausländerrechtlichen Anerkennungsverfahrens ändert sich in der 

Folge der Aufenthaltsstatus der unerlaubt eingereisten Personen. 

2.3.11.2 Kriminalität durch tatverdächtige Zugewanderte  

Straftaten durch Zugewanderte 2014 bis 2021 

Für das Jahr 2021 hat die Polizei insgesamt 16.789 Straftaten registriert, bei denen 

mindestens eine Zuwanderin oder ein Zuwanderer tatverdächtig war (2019: 16.631 

Fälle). Dies ist ein Anstieg um 158 Fälle (1,0 Prozent). Hiervon entfallen 5.611 Fälle 

bzw. ein Drittel der Fälle (33,4 Prozent) auf ausländerrechtliche Verstöße (2019: 

32,0 Prozent).  
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Zugewanderte begingen im Jahr 2021 insgesamt 11.178 Straftaten ohne ausländer-

rechtliche Verstöße. Das sind 139 Fälle (-1,2 Prozent) weniger als im Jahr 2019. Der 

Anteil der Straftaten mit tatverdächtigen Zugewanderten an allen aufgeklärten 

Straftaten ohne ausländerrechtliche Verstöße betrug im Berichtsjahr acht Prozent 

(2019: 7,5 Prozent). Wie viele der von Zugewanderten begangenen Straftaten sich 

gegen andere Zugewanderte richteten, kann nur bei Delikten ermittelt werden, zu 

denen auch Opfer erfasst werden52. Demnach wurden bei den 3.856 durch 

Zuwanderinnen und Zuwanderer verübten Opferdelikten 1.490 (38,6 Prozent) andere 

Zugewanderte geschädigt (2019: 46,5 Prozent). 

Straftaten durch Zugewanderte ohne ausländerrechtliche Verstöße 2019 bis 2021 

Straftaten durch Zugewanderte 
nach Deliktsgruppen 

Fälle  Entwicklung 
2021 zu 2019 

2021 2020 2019 Anzahl in 
Prozent

Straftaten insgesamt ohne ausländerrechtliche 
Verstöße 11.178 10.840 11.317 -139 -1,2

Straftaten gegen das Leben, davon 11 8 14 -3 -21,4
• Totschlag 9 4 10 -1 -10,0
• Mord 1 4 3 -2 -66,7
• Abbruch der Schwangerschaft 1 0 1  0 0,0
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, 
davon 385 325 313  72 23,0

• Verbreitung pornographischer Inhalte  
  gemäß §§ 184, 184a-e StGB, davon   169  57  43  126 293,0

  o Verbreitung, Erwerb, Besitz und Herstellung  
     kinderpornographischer Inhalte53  148  52  36  112 311,1

• Sexuelle Belästigung 71 113 88 -17 -19,3
• Vergewaltigung  70  69  66  4 6,1
• Sexueller Missbrauch von Kindern  23  23  36 -13 -36,1
• Exhibitionistische Handlungen und Erregung  
  öffentlichen Ärgernisses  22  30  35 -13 -37,1

• Sexueller Übergriff und sexuelle Nötigung  
  § 177 Abs. 1, 2, 4, 5, 9 StGB  22  28  40 -18 -45,0

• Sexueller Missbrauch von Jugendlichen 5 2 2  3 150,0
Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die 
persönliche Freiheit, davon 3.505 3.671 3.483  22 0,6

• Körperverletzung, davon  2.450 2.719 2.672 -222 -8,3
  o Vorsätzliche einfache Körperverletzung 1.650 1.806 1.831 -181 -9,9
  o Gefährliche Körperverletzung 757 862 812 -55 -6,8
• Bedrohung54 685 545 485  200 41,2
• Nötigung  167  203  126  41 32,5

52 Vgl. Kapitel 2.3.10, Fußnote 46.  
53 Vgl. Kapitel 2.3.2. 
54 Vgl. Kapitel 2.3.3. 
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Straftaten durch Zugewanderte 
nach Deliktsgruppen 

Fälle  Entwicklung 
2021 zu 2019 

2021 2020 2019 Anzahl in 
Prozent

• Raub, räuberische Erpressung und räuberischer  
  Angriff auf Kraftfahrer  123  128  132 -9 -6,8

Diebstahl insgesamt, davon 1.669 1.717 1.979 -310 -15,7
• Ladendiebstahl insgesamt 865 959 1.223 -358 -29,3
• Diebstahl insgesamt an/aus Kraftfahrzeugen 142 58 39  103 264,1
• Wohnungseinbruchdiebstahl  80  113  134 -54 -40,3
Vermögens- und Fälschungsdelikte, davon 2.294 1.973 2.426 -132 -5,4
• Beförderungserschleichung 803 752 1.046 -243 -23,2
• Urkundenfälschung, davon 586 489 499  87 17,4
  o Urkundenfälschung (sonstige) 451 385 371  80 21,6
  o Verschaffen von falschen amtlichen Ausweisen 54 22 43  11 25,6
  o Missbrauch von Ausweispapieren 37 20 29  8 27,6
• Betrug (sonstiger) 226  210  307 -81 -26,4
• Waren- und Warenkreditbetrug  160  213  194 -34 -17,5
• Leistungsbetrug 130  25  44  86 195,5
• Unterschlagung  113  97  111  2 1,8
• Sozialleistungsbetrug 73 54 67  6 9,0
• Betrug bzw. Computerbetrug mittels rechtswidrig  
  erlangter unbarer Zahlungsmittel 61 24 40  21 52,5

• Subventionsbetrug  18 7 1  17 1.700,0
Sonstige Straftatbestände (StGB), davon 2.077 2.010 1.949  128 6,6
• Beleidigung  677  633  542  135 24,9
• Sachbeschädigung §§ 303-305a StGB, davon  490  482  508 -18 -3,5
  o Sachbeschädigung (sonstige)  269  239  260  9 3,5
  o Sonstige Sachbeschädigung auf Straßen, Wegen 
     oder Plätzen  107  99  118 -11 -9,3

  o Sachbeschädigung an Kfz  86  120  113 -27 -23,9
• Hausfriedensbruch  402  403  384  18 4,7
• Widerstand gegen und tätlicher Angriff auf Vollstre-
  ckungsbeamte und gleichstehende Personen   123  111  138 -15 -10,9

Strafrechtliche Nebengesetze, davon 1.237 1.136 1.153  84 7,3
• Rauschgiftdelikte 1.077 973 1.012  65 6,4
• Verstoß gegen das Waffengesetz  56  54  46  10 21,7
• Verstoß gegen das Gewaltschutzgesetz  51  38  53 -2 -3,8
Gewaltkriminalität 962 1.068 1.026 -64 -6,2
Straßenkriminalität 951 1.010 956 -5 -0,5
Cybercrime 78 130 69  9 13,0

Von den 11.178 im Jahr 2021 von Zugewanderten verübten Delikten entfiel nahezu 

die Hälfte auf Körperverletzungen (2.450 Fälle bzw. 21,9 Prozent), Rauschgiftdelikte 

(1.077 Fälle bzw. 9,6 Prozent), Ladendiebstähle (865 Fälle bzw. 7,7 Prozent) und 

Beförderungserschleichungen (803 Fälle bzw. 7,2 Prozent). 
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757 Fälle (30,9 Prozent) der insgesamt 2.450 Körperverletzungen waren gefährliche 

Körperverletzungen gemäß § 224 StGB. Hiervon richteten sich 48,9 Prozent gegen 

andere Zugewanderte. 

Tatverdächtige Zugewanderte ohne ausländerrechtliche Verstöße nach 
Altersgruppen 2019 bis 2021 

Tatverdächtige Zugewanderte nach  
Alter  
(ohne ausländerrechtliche Verstöße)

2021 2020 2019 
Entwicklung  
2021 zu 2019 

absolut in 
Prozent

Tatverdächtige insgesamt, davon 7.204 6.848 7.228 -24 -0,3
Kinder  
(bis 13 Jahre)  301  226  239  62 25,9

Jugendliche  
(14 bis 17 Jahre)  567  513  622 -55 -8,8

Heranwachsende  
(18 bis 20 Jahre)  687  785 1.064 -377 -35,4

Erwachsene ab 21 Jahre 5.649 5.324 5.303 346 6,5

Im Jahr 2021 ist im Vergleich zu 2019 ein Rückgang um 24 (-0,3 Prozent) auf 

insgesamt 7.204 tatverdächtige Zugewanderte (ohne Tatverdächtige von 

ausländerrechtlichen Verstößen) festzustellen. 2021 waren 6.320 (87,7 Prozent) 

dieser Tatverdächtigen männlich (2019: 86,8 Prozent) und 884 (12,3 Prozent) weiblich 

(2019: 13,2 Prozent). 3.129 Tatverdächtige (43,4 Prozent) waren männlich und im 

Alter von 18 bis 29 Jahre. 

Tatverdächtige Zugewanderte ohne ausländerrechtliche Verstöße nach der 
Staatsangehörigkeit55 2019 bis 2021 

Tatverdächtige Zugewanderte 
(ohne ausländerrechtliche 
Verstöße) nach der 
Staatsangehörigkeit 

2021 2020 2019 

Entwicklung 
2021 zu 2019 

TV in 
Prozent

Tatverdächtige insgesamt, 
davon 7.204 6.848 7.228 -24 -0,3

syrisch 1.979 1.811 1.777  202 11,4
afghanisch  996  962 1 029 -33 -3,2
somalisch 388 452 512 -124 -24,2
algerisch 312 201 173  139 80,3
iranisch 305 345 387 -82 -21,2
irakisch 261 233 206  55 26,7

55 Es sind die zwölf Nationalitäten mit den höchsten Tatverdächtigen-Zahlen ausgewiesen. 
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Tatverdächtige Zugewanderte 
(ohne ausländerrechtliche 
Verstöße) nach der 
Staatsangehörigkeit 

2021 2020 2019 

Entwicklung 
2021 zu 2019 

TV in 
Prozent

serbisch 210 138 143  67 46,9
eritreisch 204 212 260 -56 -21,5
marokkanisch 202 153 156  46 29,5
türkisch 186 218 196 -10 -5,1
pakistanisch 169 211 226 -57 -25,2
ägyptisch 167 170 111  56 50,5

Nach Staatsangehörigkeiten stellen Syrer im Jahr 2021 mit 1.979 Tatverdächtigen 
(27,5 Prozent) und Afghanen mit 996 Tatverdächtigen (13,8 Prozent) wiederholt die 
beiden größten Gruppen bei den tatverdächtigen Zugewanderten ohne 
ausländerrechtliche Verstöße dar. 

Gegenüberstellung: Anteile der tatverdächtigen Zugewanderten ohne 
ausländerrechtliche Verstöße und der in Rheinland-Pfalz registrierten 

Zugewanderten56  nach Staatsangehörigkeiten 202157

56 In Rheinland-Pfalz registrierte Zugewanderte zum 30.06.2021 (Quelle: Ausländerzentralregister). 
57 Es sind die zwölf Nationalitäten mit den höchsten Tatverdächtigen-Zahlen ausgewiesen. 
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Bei der Gegenüberstellung der Anteile der tatverdächtigen Zugewanderten (ohne 
ausländerrechtliche Verstöße) und der in Rheinland-Pfalz registrierten Zugewanderten 
zeigt sich folgendes Bild: Im Jahr 2021 hatten syrische Staatsangehörige einen Anteil 
von 42,2 Prozent an den in Rheinland-Pfalz im Ausländerzentralregister (AZR) 
registrierten Zugewanderten, stellten demgegenüber jedoch nur einen Anteil von 
27,5 Prozent an den tatverdächtigen Zugewanderten. Dagegen haben insbesondere 
algerische, serbische und marokkanische Zuwanderinnen und Zuwanderer einen 
höheren Anteil an den Tatverdächtigen als an den im AZR registrierten 
Zugewanderten. 

Zugewanderte als Opfer58 von Straftaten nach dem Alter von 2019 bis 2021 

Zugewanderte als Opfer nach Alter   2021 2020 2019 
Entwicklung  
2021 zu 2019 

absolut in 
Prozent

Opfer insgesamt, davon 2.546 2.937 3.265 -719 -22,0
Kinder  
(bis 13 Jahre)  188  231  234 -46 -19,7

Jugendliche  
(14 bis 17 Jahre)  191  241  303 -112 -37,0

Heranwachsende  
(18 bis 20 Jahre)  221  351  492 -271 -55,1

Erwachsene ab 21 Jahre 1.946 2.114 2.236 -290 -13,0

2021 ist im Vergleich mit 2019 ein Rückgang um 719 (-22 Prozent) auf insgesamt 
2.546 Zuwanderer als Opfer einer Straftat festzustellen. Der Anteil an den 49.638 
Opfern insgesamt liegt bei 5,1 Prozent. 

58 Vgl. Kapitel 2.3.10 Fußnote 46. 
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Verteilung der Zugewanderten als Opfer nach dem Geschlecht 2021 

1.840 (72,3 Prozent) der Zugewanderten als Opfer einer Straftat waren männlich 
(2019: 74,8 Prozent) und 706 (27,7 Prozent) weiblich (2019: 25,2 Prozent). Mit 1.235 
Opfern war fast die Hälfte (48,5 Prozent) der insgesamt 2.546 Zuwanderinnen und 
Zuwanderer als Opfer einer Straftat männlich und im Alter von 18 bis 34 Jahren. 

Zugewanderte als Opfer von Straftaten nach der 
 Staatsangehörigkeit59 2019 bis 2021 

Zugewanderte als Opfer von 
Straftaten nach der 
Staatsangehörigkeit 

2021 2020 2019 
Entwicklung  
2021 zu 2019 

Opfer in Prozent 

Opfer insgesamt, davon 2.546 2.937 3.265 -719 -22,0
syrisch 776 888 938 -162 -17,3
afghanisch 435 497 637 -202 -31,7
somalisch 219 289 302 -83 -27,5
irakisch 107 75 95 12 12,6
iranisch 101 167 221 -120 -54,3
ägyptisch 78 118 77 1 1,3
eritreisch 69 90 99 -30 -30,3
marokkanisch 67 45 42 25 59,5
pakistanisch 65 119 120 -55 -45,8
türkisch 61 77 66 -5 -7,6
algerisch 55 39 23 32 139,1
nigerianisch 49 75 112 -63 -56,3

Nahezu die Hälfte der Opfer hatte eine syrische (30,5 Prozent) oder afghanische 

(17,1 Prozent) Staatsangehörigkeit. Gemessen an ihren Anteilen an den in Rheinland-

59 Es sind die zwölf Nationalitäten mit den höchsten Opferzahlen ausgewiesen. 
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Pfalz registrierten Zugewanderten sind insbesondere somalische und marokkanische 

Staatsangehörige unter den Opfern deutlich überrepräsentiert. 

Bei den 2021 registrierten Opferdelikten zum Nachteil von Zugewanderten (2.235 

Fälle) waren in 66,7 Prozent (2019: 62,8 Prozent) der Fälle andere Zugewanderte 

tatverdächtig. Dabei handelte es sich in 356 Fällen (23,9 Prozent) um GesB (2019: 

400 bzw. 22,0 Prozent). 

2.3.12 Organisierte Kriminalität 

Polizei und Staatsanwaltschaft bearbeiteten 2020 insgesamt 15 Ermittlungskomplexe. 

Im Berichtsjahr 2021 waren es 11 Ermittlungskomplexe.   

Für das Berichtsjahr 2020 konnten 243 Tatverdächtige ermittelt werden, wovon 57 der 

Tatverdächtigen die deutsche Staatsbürgerschaft und 186 Tatverdächtige eine 

ausländische Staatsangehörigkeit besaßen. Der Anteil ausländischer Tatverdächtiger 

betrug damit 76,5 Prozent. Der Anteil deutscher und nichtdeutscher Tatverdächtige 

hängt maßgeblich von in die Statistik eingehenden Ermittlungsverfahren ab, was zu 

deutlichen Schwankungen führen kann. 2021 wurden 128 Tatverdächtige ermittelt, 

wovon 90 die deutsche Staatsbürgerschaft und 38 eine ausländische 

Staatsangehörigkeit besaßen. Der Anteil ausländischer Tatverdächtiger betrug damit 

rund 30 Prozent.  

In 8 der 15 Ermittlungskomplexe des Berichtsjahres 2020 konnten internationale 

Bezüge festgestellt werden. 2021 lag die Zahl der Ermittlungskomplexe mit 

internationalem Bezug bei zwei. Nach den Feststellungen der ermittlungsführenden 

Dienststellen beliefen sich die Erträge60 2020 auf ca. 4,2 Millionen Euro. Im 

Berichtsjahr 2021 waren es ca. 16,1 Millionen Euro. Die Schadenshöhe61 wird 2020 

mit ca. 1,28 Millionen Euro beziffert. Für das Berichtsjahr 2021 war eine Schadenshöhe 

von ca. 10,5 Millionen Euro festzustellen. 

60 Kriminelle Erträge sind Vermögenswerte, die Täter/-innen, Teilnehmer/-innen der Tat oder dritte  
Personen aus oder für die Tat erlangt haben. Die Berechnung erfolgt nach dem Bruttoprinzip, d. h. 
es werden alle Erträge zugrunde gelegt, die aus einer Straftat erzielt wurden, ohne eventuell 
vorherige Investitionen oder angefallene Kosten in Abzug zu bringen. 

61 Der Schaden entspricht grundsätzlich dem Geldwert (Verkehrswert) des rechtswidrig erlangten  
Gutes. Bei Vermögensdelikten ist unter Schaden die Wertminderung des Vermögens zu verstehen. 
Bei den ausgewiesenen Werten handelt es sich um unmittelbare Schäden ohne Berücksichtigung 
etwaiger Folgekosten. Damit erfolgt die Erfassung der Schäden im Bereich OK nach der gleichen 
Systematik wie in der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS). Bei Rauschgiftgeschäften wird generell 
kein Schaden erhoben, da diese per se illegal sind. 
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Jahre 2018 2019 2020 2021
OK-Ermittlungskomplexe 17 17 15 11 
TV insgesamt 192 217 243 128 
Deutsche TV 20 42 57 90 
Ausländische TV 172 175 186 38 
Schäden (Millionen €) 7,6 30,1 1,3 10,5 
Erträge (Millionen €) 0,25 6 4,2 16,1 
Internat. Verfahrensbezüge 14 11 8 2 

Die Ermittlungsverfahren waren sowohl 2020 (60 Prozent) als auch 2021 (82 Prozent) 
schwerpunktmäßig im Bereich der Rauschgiftkriminalität festzustellen. Daneben 
waren in 2020 in den Bereichen Eigentums- und Gewaltkriminalität (6,67 Prozent) 
sowie Kriminalität im Zusammenhang mit dem Wirtschaftsleben (13,3 Prozent) 
festzustellen. Im Berichtsjahr 2021 waren neben der Rauschgiftkriminalität noch zwei 
Ermittlungskomplexe im Zusammenhang mit dem Wirtschaftsleben (18 Prozent) in 
Bearbeitung.  

2.3.13  Menschenhandel 

Der Betrachtungszeitraum war auch in diesem Bereich maßgeblich von dem zeitweise 

pandemiebedingten Verbot der Prostitutionsausübung und der Schließung von 

Prostitutionsstätten geprägt. Dadurch hat sich die Prostitutionsausübung von den 

etablierten Prostitutionsstätten mitunter in Wohnhäuser oder Hotels verlagert.   

Im Jahr 2020 sind auf Grundlage der PKS-Erfassung fünf Fälle des Menschenhandels 

zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung und ein Fall des Menschenhandels zum 

Zwecke der Ausbeutung durch eine Beschäftigung erfasst worden. Hinzu kamen sechs 

Fälle der Zwangsprostitution sowie ein Fall von Menschenhandel mit dem Ziel der 

Ausbeutung der Arbeitskraft. Im Folgejahr 2021 registrierte die Polizei in Rheinland-

Pfalz einen Fall von Menschenhandel im Zusammenhang mit der Ausbeutung durch 

Beschäftigung. Zudem sind sechs Fälle von Zwangsprostitution und ein Fall von 

Menschenhandel mit dem Ziel der Ausbeutung der Arbeitskraft bekannt geworden. 

2.3.14  Entwicklung Falschgelddelikte 

Nach einem Rückgang der Gesamtzahl der Falschgeldanhaltefälle62 im Jahr 2020 

gegenüber dem Jahr 2019 um 174 Fälle auf 1.702 Fälle, ist im Jahr 2021 erneut ein 

62 Ein Anhaltefall kann mehrere Falschgeldnoten beinhalten. 
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Rückgang um 232 Fälle auf 1.470 Fälle zu verzeichnen. Das bedeutet einen Rückgang 

der Gesamtfallzahlen um -13,6 Prozent.  

In 1.662 Anhaltefällen im Jahr 2020 konnten insgesamt 6.756 Euro-Noten registriert 

werden. Im Berichtsjahr 2021 waren in 1.415 Anhaltefälle 5.575 Euro-Noten 

festzustellen. Die Stückelung verteilt sich wie folgt: 

Anzahl der Stückelung in 
Euro-Banknoten der 
Anhaltefälle in Rheinland-
Pfalz für die Jahre 2020 und 
2021 

2020 2021 

Anhaltefälle gesamt, 
davon 6.756 5.575 

5 Euro 30 55 
10 Euro 1.047 1.022 
20 Euro 1.548 1.222 
50 Euro 2.208 1.861 
100 Euro 1.203 748 
200 Euro 354 221 
500 Euro 366 446 

Dies entspricht einem Rückgang um 247 Anhaltefälle mit Euro-Noten (-14,86 Prozent). 

Der 50-Euro-Schein stellt, wie in den Jahren zuvor, die meist gefälschte Banknote im 

Jahr 2020 mit 2.208 Noten (32,7 Prozent) und im Jahr 2021 mit 1.861 Noten (33,4 

Prozent) dar. Danach folgt die 20-Euro-Note (1.548 Stück, 22,9 Prozent im Jahr 2020 

und 1.222 Noten, 21,9 Prozent im Jahr 2021). 

Das im Jahr 2019 sowohl in Rheinland-Pfalz, als auch bundesweit festgestellte 

Phänomen des sogenannten „Movie Money“ oder „Prop Money“63 tritt weiterhin auf. 

Im Berichtsjahr 2020 konnten insgesamt 605 Anhaltefälle von „Movie Money“ und 

„Prop Money“ erfasst werden. In 2021 wurden 370 Anhaltefälle von „Movie Money“ 

und 2.059 Anhaltefälle von „Prop Money“ erfasst. Mit weiterem Auftreten dieser 

Falsifikate ist zu rechnen.  

63„Movie Money“ und „Prop Coby“ sind sogenannte veränderte Banknotenabbildungen (VBNA). Es  
handelt es sich um Reproduktionen echter Banknoten mit zusätzlichen, mehr oder weniger auffälligen 
textlichen oder bildlichen Veränderungen. Diese VBNA-Varianten werden von der Falschgeld-
Analysestelle der Deutschen Bundesbank als zur Täuschung im Zahlungsverkehr geeignet eingestuft 
und sind demnach Falschgeld im Sinne der §§ 146, 147 StGB. 
Diese Noten verstoßen ferner gegen die Reproduktionsvorschriften des Art. 2 des EZB-Beschlusses 
EZB/2013/10, welcher die Vorgaben zur rechtmäßigen Reproduktion auflistet. Reproduktionen dürfen 
demnach nicht durch die Öffentlichkeit mit echten Euro-Banknoten verwechselt werden können und 
sind ausnahmslos sicherzustellen. (aus BKA, Falschgeldkriminalität, Bundeslagebild 2020) 
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2.3.15 Entwicklung Rockerkriminalität 

In Rheinland-Pfalz werden etwa 300 Personen als Mitglieder der sog. OMCG (Outlaw 

Motorcycle Gang) zugeordnet. Hierbei handelt es sich um einen Annäherungswert, da 

sich die Rockergruppen konspirativ verhalten und infolgedessen nicht jede personelle 

Veränderung den Polizeibehörden offenkundig wird. Ein- und Austritte von 

Vereinsmitgliedern bleiben somit in einigen Fällen unerkannt oder gelangen den 

Polizeibehörden erst mit Zeitverzug zur Kenntnis.  

Im Jahr 2021 existierten 21 Ortsgruppen der vier64 großen OMCGs in Rheinland-Pfalz.  

Der bereits im vergangenen Jahr festgestellte, deutliche Rückgang der szenetypischen 

Club-Veranstaltungen infolge der Corona-Pandemie setzte sich im Betrachtungs-

zeitraum 2021 fort. Infolgedessen waren weniger personalintensive polizeiliche 

Einsatzmaßnahmen erforderlich. 

Eine hervorzuhebende Ausnahme bildete der mit mehreren hundert Teilnehmern in 

Bad Breisig durchgeführte „Gremium MC World Run 2021“. Der Verein entschied sich 

für das Gelände, welches bereits 2020 als Veranstaltungsort genutzt wurde. Ein eigens 

hierfür von den Verantwortlichen ausgearbeitetes Hygiene- und Sicherheitskonzept 

genehmigte die zuständige Ordnungsbehörde. Das Polizeipräsidium (PP) Koblenz 

führte am Veranstaltungstag polizeiliche Kontrollmaßnahmen durch. Die 

Veranstaltung verlief weitgehend ohne Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit 

und Ordnung. 

Im Gegensatz zur Lage im Nachbarland Nordrhein-Westfalen blieben Konfrontationen 

von rivalisierenden Gruppen zur Verteidigung ihrer jeweiligen territorialen Einfluss-

gebiete in Rheinland-Pfalz aus.  

Hiervon unberührt bleiben jedoch die Straftaten einzelner Angehöriger des Milieus in 

den einschlägigen Deliktsbereichen. Im Betrachtungszeitraum kam es in Folge 

diverser Kriminalitätsgeschehen und der Einleitung von Strafverfahren zu größeren 

Durchsuchungs- und Festnahmeaktionen gegen Angehörige der Rockerszene in 

Rheinland-Pfalz. Beispielhaftes Ereignis ist der tätliche Angriff vom 04.12.2021 auf 

Beamte der Polizeiinspektion Neustadt an der Weinstraße durch Mitglieder des HAMC. 

Umfangreiche Ermittlungen und Durchsuchungsmaßnahmen führten zur 

Identifizierung der Täter. 

64 Hells Angels MC, Gremium MC, Outlaws MC, Bandidos MC.  
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Der Vorfall bestätigt das latent vorhandene Gewaltpotential und die Gefahr, dass 

dieses sich jederzeit und an jedem Ort spontan und hemmungslos entladen kann. Der 

tätliche Angriff zeigt, neben der kriminellen Energie der Beschuldigten und der 

Tatsache, dass auch vor Angriffen gegen die Polizei nicht zurückgeschreckt wird, die 

überregionalen Verbindungen. Nichtige Anlässe werden genutzt, um sich zu 

profilieren. So präsentierten sich die Verantwortlichen der Tat bereits mit ihrem neuen 

Dequiallo-Patch (Gewalt gegen den Rechtsstaat) in den sozialen Medien. 

Neben den typischen strafrechtlichen Ermittlungsverfahren im Bereich der Rohheits-, 

Waffen- und Betäubungsmitteldelinquenz bestand 2021 ein Aufgabenschwerpunkt in 

der Mitwirkung beim Verbotsverfahren des Bundesinnenministeriums (BMI) gegen 

eine Organisationsstruktur des Bandidos MC, dem „Bandidos MC, Federation West 

Central“. Dieses Verfahren resultiert aus einem Strafverfahren der Staatsanwaltschaft 

Hagen gegen Mitglieder des Bandidos MC Hohenlimburg/Witten in Nordrhein-

Westfalen. Auf Ersuchen des BMI führte die Polizei am 01.07.2021 Exekutiv-

maßnahmen in fünf Bundesländern durch. Von den insgesamt 38 betroffenen Orts-

verbänden waren drei Chapter in Rheinland-Pfalz ansässig (Nomads, Neuwied, 

Bingen). In Rheinland-Pfalz durchsuchte die Polizei sechs Objekte. Dabei wurden 

umfangreiche Beweismittel dokumentiert, sichergestellt und anschließend dem BMI 

zuständigkeitshalber zugeleitet. Clubkleidung, -abzeichen und Kutten sowie 

Dokumente, digitale Datenträger, Waffen und Bargeld belegen u. a. die rechtswidrigen 

Strukturen des Bandidos MC, die dem Vereinsgesetz zuwiderlaufen. Im Kontext dazu 

sind derzeit in den betroffenen Bundesländern Widerspruchsverfahren bei den 

Verwaltungsgerichten (VG) anhängig. Ein erstes Urteil zur Beschlagnahme von 

Vereinsvermögen erging bereits durch das VG Aachen, dass die Rechtmäßigkeit der 

Beschlagnahme von zwei Motorrädern der Marke Harley-Davidson als 

Vereinsvermögen bestätigte. Weiterhin verurteilte das LG Hagen drei Bandidos-

Mitglieder zu mehrjährigen Haftstrafen. Im Urteil wird die „Federation West Central“ als 

kriminelle Vereinigung eingestuft.  

Mit einer dynamischen Szene und unvorhersehbaren Ereignissen ist auch künftig zu 

rechnen. Mit zunehmender Lockerung der Corona-Beschränkungen wird die Anzahl 

der OMCG–Veranstaltungen und damit einhergehender polizeilicher Einsatz-

maßnahmen wieder ansteigen. 



- 55 - 

2.3.16 Politisch motivierte Kriminalität (PMK) 

Darstellung der Fallzahlen PMK für alle Phänomenbereiche 

Im Jahr 2021 sind im Bereich der PMK insgesamt 1.779 Straftaten, einschließlich 

Versuche, registriert worden. Gegenüber dem Jahr 2020 ist ein Anstieg der Fallzahlen 

um ca. 50 Prozent zu verzeichnen. Dieser Anstieg ist auf eine deutliche Zunahme im 

Bereich PMK -nicht zuzuordnen- zurückzuführen. 

Entwicklung der Straftaten PMK gesamt 

Politisch motivierte Kriminalität – rechts (PMK-rechts) 
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Im Phänomenbereich der PMK-rechts zeichnete sich im Jahr 2020 ein deutlicher 

Anstieg der Fallzahlen gegenüber dem Vorjahreszeitraum ab (2020: 759 Straftaten, 

2019: 640 Straftaten). Dieser spiegelte sich vor allem in den Bereichen der 

Gewaltdelikte (2020: 54 Straftaten, 2019: 35 Straftaten) und der „anderen Straftaten“ 

wider (2020: 155 Delikte, 2019: 81 Delikte - davon überwiegend Beleidigungen - 2020: 

142 Delikte und 2019: 55 Delikte). 2021 liegt die Anzahl der registrierten Straftaten mit 

754 auf nahezu gleichem Niveau wie im Vorjahr. Die Gewaltdelikte sind im Vergleich 

zum Vorjahr deutlich gesunken (2021: 37 Delikte, 2020: 54 Delikte). Davon sind alleine 

34 Gewaltdelikte im Themenfeld „Hasskriminalität“ anzusiedeln. 

Die sogenannten Propagandadelikte (§§ 86, 86a StGB) bildeten im 

Betrachtungszeitraum, wie auch in den Vorjahren, den quantitativen 

Straftatenschwerpunkt (2021: 402 bzw. 54,2 Prozent; 2020: 395 bzw. 52,0 Prozent). 

Bei den Gewaltdelikten dominierten die Körperverletzungen (2021: 37, 2020: 53).  

Die Zahl der Hasspostings sank 2020 um sechs Fälle auf 53. 2021 wurden mit 

insgesamt 45 erneut deutlich weniger Fälle registriert.  

Straftaten im Zusammenhang mit der Corona-Politik hielten sich im Bereich PMK-

rechts mit insgesamt 54 (Gesamtjahr 2020: 22) gemeldeten Fällen auf einem relativ 

niedrigen Niveau. 2021 konnten 411 Delikte aufgeklärt werden. Dies entspricht einer 

Aufklärungsquote von 54,5 Prozent und damit einem Rückgang gegenüber 60,7 % in 

2020. Eine relativ hohe Aufklärungsquote ist im Kontext der Hassdelikte zu 

verzeichnen, sie liegt bei überdurchschnittlich 69,6 Prozent. Von den 37 

Gewaltdelikten konnten 29 aufgeklärt werden, was einer Aufklärungsquote von ca. 

78,4 Prozent entspricht.  
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Im Phänomenbereich der PMK-links stieg die Anzahl der registrierten Straftaten von 

109 in 2019 um 87 auf 196 in 2020. Insbesondere bei den Gewaltdelikten ist ein 

Anstieg von fünf in 2019 auf 21 in 2020 zu verzeichnen. Hauptursächlich dürften hier 

Straftaten im Zusammenhang mit der Versammlungslage um den sogenannten Tag 

der deutschen Zukunft am 06.06.2020 in Mainz zu betrachten sein. In 2021 sank die 

Gesamtzahl der Straftaten deutlich um 58 auf 140 Fälle. Ebenso deutlich sank die 

Anzahl der Gewaltdelikte in 2021 (2020: 21 / 2021: 4). Die Gewaltdelikte sind den 

Themenfeldern Konfrontation / Politische Einstellung (ein Fall), Ökologie (ein Fall) und 

Innen- und Sicherheitspolitik (zwei Fälle) zuzuordnen.  

Der deliktische Schwerpunkt lag wie in den Vorjahren bei den Sachbeschädigungen 

(2021: 75; 2020: 100). 2021 ragten die sogenannten „anderen Straftaten“ (davon u.a. 

28 Beleidigungen, üble Nachrede, Verleumdung) und die Verstöße gegen das 

Versammlungsgesetz (neun Straftaten) heraus. 

Hasspostings im Bereich der PMK–links reduzierten sich 2020 um drei Fälle auf fünf. 

2021 stieg die Anzahl wieder auf neun Fälle an.    

Insgesamt wurden im Jahr 2021 16 linksmotivierte Straftaten registriert, die im 

Zusammenhang mit der Covid19-Pandemie standen (2020: zehn). 

Die Aufklärungsquote ist von 35,7 Prozent auf 36,4 Prozent leicht gestiegen. 

Ursächlich für die insgesamt geringe Aufklärungsquote sind die größtenteils 

ungeklärten Sachbeschädigungen, bei denen in nur 13 der insgesamt 75 registrierten 

Delikte Tatverdächtige ermittelt werden konnten. Allerdings wurden drei der vier 

Gewalttaten geklärt.  

Politisch motivierte Kriminalität – ausländische Ideologie (PMK-AI) 

Die in Rheinland-Pfalz bekannt gewordenen Straftaten, welche der PMK-AI- 

zugeordnet werden konnten, standen zum größten Teil in Zusammenhang mit der 

Lage der Kurden in der Türkei, im Irak und in Syrien. Die Machtübernahme der Taliban 

in Afghanistan wirkte sich zwischenzeitlich merklich auf die Demonstrations- und Ver-

anstaltungslage aus. Hierbei kam es in Rheinland-Pfalz jedoch zu keinen besonders 

herausragenden Vorkommnissen. 

In Syrien herrscht weiterhin Krieg. Die Situation in der Türkei bleibt angespannt. Der 

Fallzahlentrend im Bereich der ausländischen Ideologie ist weiterhin abhängig vom 

Weltgeschehen sowie von der politischen Entwicklung insbesondere der Türkei. 
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Die Fallzahlen im Bereich der PMK-AI sind von 19 (in 2019) auf 28 (in 2020) 

angestiegen. Von 28 (in 2020) sank die Fallzahl in 2021 auf 16 (-42,9 Prozent). In 

diesem Zusammenhang sind Strafverfahren wegen Bildung krimineller Vereinigungen 

gem. § 129 StGB, Verdachts der Mitgliedschaft/ Unterstützung einer terroristischen 

Vereinigung im Ausland gem. § 129a, b StGB bearbeitet worden.  

Im Vergleichszeitraum von 2020 auf 2021 kam es zu einem marginalen Rückgang der 

Gewaltdelikte (2021: zwei Fälle; 2020: drei Fälle). Ein Fallzahlentrend kann bei der 

geringen Fallzahlenbelastung nicht ausgemacht werden.  

Die Aufklärungsquote liegt 2021 bei 50 Prozent (2020: 67,9 Prozent). 2021 konnten 

insgesamt zehn Tatverdächtige ermittelt werden, 2020 waren es 20 Tatverdächtige. 

Die Altersgruppe der 30-jährigen und älter ist am stärksten belastet. 

Politisch motivierte Kriminalität – religiöse Ideologie (PMK-RI) 

Die bis 2019 am häufigsten aufgetretenen Fälle in diesem Bereich erstrecken sich auf 

Selbstbezichtigungen im Rahmen der Anhörungen durch das Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge. Hierbei täuschten Asylantragsteller teilweise eine Mitgliedschaft in 

bzw. Unterstützung von terroristischen Vereinigungen im Ausland vor, in der Hoffnung, 

erfolgreich als Asylsuchender anerkannt zu werden. Allerdings sind diese Fallzahlen 

in den Jahren 2020 und 2021 rückläufig. Dies dürfte auch mit den sinkenden 

Flüchtlingszahlen aus Syrien und dem Irak korrespondieren. 

Den Bundessicherheitsbehörden lagen Ende 2021 Erkenntnisse zu mehr als 1.150 

deutschen Islamisten bzw. Islamisten aus Deutschland vor, die seit 2011 in Richtung 
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Syrien/Irak gereist sind und sich mit hoher Wahrscheinlichkeit aktuell dort aufhalten 

bzw. aufgehalten haben; hiervon sind 25 Prozent weiblich. Zu etwa 65 Prozent dieser 

gereisten Personen liegen konkrete Anhaltspunkte vor, dass sie auf Seiten des sog. 

ISLAMISCHEN STAATES, der al-Qaida oder denen nahestehenden Gruppierungen 

sowie anderer terroristischer Gruppierungen an Kampfhandlungen teilnehmen bzw. 

teilgenommen haben oder diese in sonstiger Weise unterstützen bzw. unterstützt 

haben. Somit liegen zu einem Teil der gereisten Personen bislang keine hinreichenden 

tatsächlichen Anhaltspunkte für die Einleitung von Ermittlungsverfahren durch die 

zuständigen Justizbehörden vor.  

Darüber hinaus sind mehr als 230 Personen bekannt, deren geplante bzw. versuchte 

Ausreise nach Syrien oder in den Irak scheiterte bzw. verhindert werden konnte, z. B. 

aufgrund von behördlichen Maßnahmen, wie einer behördlichen Ausreiseunter-

sagung.  

Mehr als die Hälfte der Personen, die gereist sind oder deren Ausreise verhindert 

wurde bzw. scheiterte, besitzt die deutsche Staatsangehörigkeit. Hierzu zählen auch 

Personen, die neben der deutschen eine weitere Staatsangehörigkeit besitzen. Die 

meisten Ausreisen bzw. Ausreiseversuche waren in den Jahren 2013 bis 2015 zu 

verzeichnen. In den Folgejahren gingen die Zahlen sukzessive zurück. Seit 2019 

werden Ausreisen bzw. Ausreiseversuche nur noch vereinzelt registriert. So wurden 

im Jahr 2020 insgesamt neun und in 2021 bislang fünf Ausreisen bzw. Ausreise-

versuche in Richtung Syrien/Irak registriert.  

Aktuell halten sich etwa 39 Prozent der (etwa 1.150) gereisten Personen im Ausland 

auf. Von diesen befindet sich etwa 1/3 im Ausland in Haft bzw. in Gewahrsam (in 

Syrien, im Irak oder in der Türkei); hiervon sind 56 Prozent weiblich. Die Mehrzahl der 

in Haft bzw. in Gewahrsam befindlichen Personen beabsichtigt nach Deutschland 

zurückzukehren.  

Etwa 2/3 dieser Personen befinden sich auf freiem Fuß in Syrien bzw. dem Irak, 

hiervon sind 34 Prozent weiblich. Zum Großteil der Personen liegen keine 

Erkenntnisse zum konkreten Aufenthaltsort vor. Es ist davon auszugehen, dass sich 

einzelne Personen zwischenzeitlich in anderen Drittstaaten/Staaten außerhalb von 

Syrien/Irak aufhalten und ein nicht unerheblicher Anteil der Personen bei 

Kampfhandlungen verstorben ist.  

Zu etwa 25 Prozent der (etwa 1.150) gereisten Personen liegen Hinweise vor, dass 

sie in Syrien oder im Irak ums Leben gekommen sind.  
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Etwa 37 Prozent der gereisten Personen kehrte bislang nach Deutschland zurück, 

hiervon sind etwa 20 Prozent weiblich. Mindestens 22 Personen haben Deutschland 

nach ihrer Rückkehr aufgrund behördlicher Maßnahmen (z. B. Abschiebung) 

zwischenzeitlich wieder verlassen bzw. sind freiwillig in einen Drittstaat ausgereist.  

Zu über 140 der bislang zurückgekehrten Personen liegen den Sicherheitsbehörden 

Erkenntnisse vor, wonach sie sich aktiv an Kämpfen in Syrien oder im Irak beteiligt 

oder hierfür eine Ausbildung absolviert haben. Gegen 268 der zurückgekehrten 

Personen wurde ein Ermittlungsverfahren aufgrund von Straftaten, die im 

Zusammenhang mit deren Ausreise in Richtung Syrien/Irak stehen, eingeleitet; hiervon 

sind 56 weiblich. 

Bis Ende 2021 konnten in Rheinland-Pfalz Ausreisesachverhalte in Richtung 

Syrien/Irak von Personen im unteren zweistelligen Bereich festgestellt werden. Im 

Auftrag der Generalbundesanwaltschaft (GBA) beim Bundesgerichtshof (BGH) sowie 

der Landesstaatsanwaltschaften werden hierzu durch die rheinland-pfälzische Polizei 

mehrere Ermittlungskomplexe gegen Islamisten mit Wohnsitz in Rheinland-Pfalz 

geführt, vorranging wegen des Verstoßes gegen die §§ 129a, b StGB – Mitgliedschaft 

in einer ausländischen, terroristischen Vereinigung. 

Darüber hinaus ergaben sich Hinweise auf mutmaßliche (ehemalige) Kämpfer bzw. 

Angehörige/Unterstützer terroristischer Organisationen, die in den Herkunftsstaaten 

(u.a. der Zentralafrikanischen Union) auch Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch 

wie Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen 

begangen haben sollen. 

Die Fallzahlen im Bereich der PMK-RI- sanken von 19 (in 2019) auf 13 (in 2020). Im 

Jahr 2021 sind die Fallzahlen der PMK-RI- leicht auf 14 angestiegen, was 7,7 Prozent 

19

13
14

0
1

4

0

2

4

6

8

10

12

14

16

18

20

2019 2020 2021

Fallzahlen PMK religiöse Ideologie

Fallzahlen gesamt davon Gewaltdelikte



- 61 - 

entspricht. Es handelte sich vereinzelt um Delikte wegen des Verdachts der Störung 

des öffentlichen Friedens durch Androhung von Straftaten (§ 126 StGB), der 

Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat (§ 89a StGB), der 

Mitgliedschaft in einer ausländischen, terroristischen Vereinigung (§ 129a, b StGB), 

des Verwendens von Kennzeichen verfassungswidriger und terroristischer 

Organisationen (§ 86a StGB), Verstöße gegen das Vereinsgesetz und überwiegend 

um einfach gelagerte politisch motivierte Straftaten. 

Im Vergleichszeitraum von 2020 zu 2021 kam es zu einem leichten Anstieg der 

Gewaltdelikte (2021: vier Fälle; 2020: ein Fall). Bei den vier gemeldeten Straftaten 

handelt es sich um Körperverletzungsdelikte, die alle aus einer antisemitischen, bzw. 

homophoben Gesinnung heraus begangen wurden. Auch in diesem 

Phänomenbereich lässt sich in diesem Kontext kein Trend erkennen. 

Die Aufklärungsquote liegt 2021 bei 100 Prozent (2020: 50 Prozent).  

2021 konnten insgesamt 21 Tatverdächtige ermittelt werden, 2020 waren es sieben 

Tatverdächtige. 

Politisch motivierte Kriminalität – nicht zuzuordnen (PMK – NZ) 

Die Polizei rechnet dem Bereich "Nicht zuzuordnen" solche Straftaten zu, die zwar 

offensichtlich einen politisch motivierten Hintergrund haben, bei denen jedoch keine 

spezifische Motivation erkennbar ist und die daher keinem der vorgenannten 

Phänomenbereiche zugeordnet werden können. Sie sanken zunächst von 271 in 2019 

um 87 auf 184 in 2020 und stiegen in der Folge in 2021 um 671 massiv auf 855 Delikte 

an. Dieser Anstieg in 2021 ist vor allem auf Straftaten im Kontext der Landtags-/ 

Bundestagswahl im März/September zurückzuführen. Dabei handelte es sich 

größtenteils um Sachbeschädigungen oder Diebstahl von Wahlplakaten. 

Die Gewaltdelikte stiegen von 14 in 2019 über zehn in 2020 auf 28 in 2021 an. Der 

deliktische Schwerpunkt liegt jeweils im Bereich der Körperverletzungsdelikte. 

Herauszuheben ist das Tötungsdelikt am 18.09.2021 in Idar-Oberstein. 

Im Bereich der PMK-NZ ist eine deutlich steigende Tendenz der Hasspostings 

festzustellen. 2020 registrierte die Polizei einen Anstieg um 11 Fälle auf insgesamt 21. 

2021 stiegen die Fallzahlen nochmal deutlich um 18 auf insgesamt 39 an.  

287 der insgesamt 855 in 2021 registrierten Straftaten sind im Zusammenhang mit der 

Corona-Pandemie registriert worden. Die Aufklärungsquote ist mit 43 Prozent deutlich 

niedriger als im Vorjahr (61 Prozent). Dies dürfte insbesondere an den häufig 
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ungeklärten Fällen von Sachbeschädigungen und Diebstählen an/von Wahlplakaten 

im Jahr 2021 liegen, bei denen keine Ermittlungsansätze zur Tatklärung erkennbar 

sind.  

2.3.17 Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte 

Entwicklung der Gewaltdelikte65 gegen Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte 2012 bis 
2021 in Rheinland-Pfalz 

Im Jahr 2021 gingen die Gewaltdelikte gegen Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte 

im Vergleich zu 2019 um 29 (-1,8 Prozent) auf 1.553 Fälle zurück. Die 

Aufklärungsquote stieg gegenüber 2019 um 0,5 Prozentpunkte auf 99,0 Prozent an. 

Den Schwerpunkt mit 86,2 Prozent aller verübten Gewaltdelikte gegen 

Polizeibeamtinnen und -beamte bilden die Widerstandshandlungen und tätlichen 

Angriffe. Gegenüber 2019 ist bei diesen Delikten ein leichter Rückgang um 68 (-4,8 

Prozent) auf 1.338 Fälle zu verzeichnen.  

65 Vor dem Hintergrund einer fehlenden kriminologischen Definition der Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -
beamte, Angehörige der Feuerwehr und der sonstigen Rettungsdienste werden bundesweit die folgenden 
Straftaten in die Analyse einbezogen: Mord, Totschlag, Raub, vorsätzliche einfache Körperverletzung, gefährliche 
und schwere Körperverletzung, Körperverletzung mit Todesfolge, Beteiligung an einer Schlägerei, Nötigung, 
Bedrohung, Widerstand, seit 01.01.2018 tätliche Angriffe auf Vollstreckungsbeamte und gleichstehende 
Personen und seit 01.01.2019 Freiheitsberaubung. 
Aufgrund des am 30.05.2017 in Kraft getretenen Gesetzes „zur Änderung des Strafgesetzbuches-Stärkung des 
Schutzes von Vollstreckungsbeamten und Rettungskräften“ wurde der Straftatbestand des tätlichen Angriffs aus   
§ 113 StGB herausgelöst und in den §§ 114, 115 StGB neu geregelt. Dieses Delikt kann erst seit 01.01.2018 in 
der PKS erfasst werden. In den Jahren vor 2018 wurden Angriffe dieser Art aufgrund der damals noch geringeren 
Strafandrohung nach den Erfassungsregeln der PKS nicht als Straftat gemäß § 113 StGB, sondern als (versuchte) 
Körperverletzung gemäß § 223 StGB erfasst.  
Der Rückgang im Jahr 2013 steht im Zusammenhang mit einer Anpassung der PKS-Richtlinien. Eine 
Vergleichbarkeit zu den Vorjahren ist demnach nur eingeschränkt möglich.  
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Die Anzahl der Opfer von Gewaltdelikte gegen Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte 

nahm im Berichtszeitraum im Vergleich zu 2019 um 48 (-1,3 Prozent) auf 3.612 ab. 

2021 waren 2.784 (77,1 Prozent) der Opfer männlich und 828 (22,9 Prozent) weiblich.  

Von den 3.612 (2019: 3.660) Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten wurden 677 

(2019: 770) leicht und zwei (2019: vier) schwer verletzt.  

Die in Relation zur Anzahl der Fälle deutlich höhere Opferzahl begründet sich 

insbesondere durch Widerstandshandlungen, bei denen durch eine Handlung meist 

mehrere Einsatzkräfte geschädigt werden. 

Um die weiterhin hohe Anzahl von verbalen und körperlichen Angriffen auf 

Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte entgegen zu wirken, werden fortlaufend 

rechtliche und taktische Möglichkeiten geprüft. So konnten neben der im Jahr 2017 

flächendeckend eingeführten Bodycam inzwischen alle Polizeiinspektionen und 

Polizeiwachen mit Distanz-Elektro-Impulsgeräte (DEIG) in der Polizei Rheinland-Pfalz 

ausgestattet werden. Sie sollen bevorstehende Angriffe auf polizeiliche Einsatzkräfte 

und Dritte bereits in der Entstehung verhindern und somit (erhebliche) Verletzungen 

vermeiden. 

Die im Jahr 2016 dauerhaft eingerichtete Arbeitsgruppe „Gewalt gegen 

Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte“ begleitet diesen Prozess u. a. anhand 

themenbezogener Gesprächsrunden und Veranstaltungen sowie der Prüfung und 

etwaigen Anpassung interner Prozesse. 

2.4 Entwicklung der Tatverdächtigen insgesamt 

2.4.1 Entwicklung der Tatverdächtigen 

Im Jahr 2021 hat die Polizei mit insgesamt 98.874 Tatverdächtigen (2019: 107.203 
Tatverdächtige) den niedrigsten Wert im Zehnjahresvergleich registriert. Im Vergleich 
zu 2019 ist eine Abnahme der Tatverdächtigen um 8.329 (-7,8 Prozent) zu 
verzeichnen. 
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Entwicklung der Tatverdächtigen 2012 bis 2021 

Betrachtet man die Entwicklung der Tatverdächtigen ohne ausländerrechtliche 

Verstöße, so ist ein Rückgang im Vergleich zu 2019 um 8.591 (-8,4 Prozent) auf 

93.719 festzustellen. Damit ist der niedrigste Wert seit dem Jahr 1997 erreicht. 70.616 

Tatverdächtige (75,3 Prozent) waren männlich (2019: 75,3 Prozent) und 23.103 

(24,7 Prozent) weiblich (2019: 24,7 Prozent). 

Der Rückgang der Tatverdächtigen ist auf die Abnahme der Fallzahlen insgesamt 

zurückzuführen. Im Einzelnen resultiert die Abnahme der Tatverdächtigen im Vergleich 

zu 2019 insbesondere aus Rückgängen bei den Körperverletzungsdelikten um 4.449 

(-17,8 Prozent) auf 20.555 Tatverdächtige, den Betrugsdelikten um 2.629 (-14,9 

Prozent) auf 15.041 Tatverdächtige und hierbei insbesondere der Beförderungs-

erschleichung um 1.299 (-26,1 Prozent) auf 3.672 Tatverdächtige und den Waren- und 

Warenkreditbetrügereien um 885 (-14 Prozent) auf 5.421 Tatverdächtige sowie den 

Ladendiebstählen um 2.213 (-25,8 Prozent) auf 6.350 Tatverdächtige. 

Die nichtdeutschen Tatverdächtigen ohne ausländerrechtliche Verstöße verzeich-

neten gegenüber 2019 einen Rückgang um 2.312 (-8,6 Prozent) auf 24.664. Hiervon 

hatten 7.204 (29,2 Prozent) einen Zuwandererstatus. Im Jahr 2021 nahmen die 

tatverdächtigen Zugewanderten im Vergleich zu 2019 um 24 (-0,3 Prozent) ab. 

Im Jahr 2021 standen 7.356 Tatverdächtige von Straftaten ohne ausländerrechtliche 

Verstöße bei der Tatbegehung unter Alkoholeinfluss. Das sind 3.203 (-30,3 Prozent) 

weniger als 2019. Dies stellt den niedrigsten Wert der letzten zwanzig Jahre dar. 
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2.4.2 Verteilung der Tatverdächtigen nach Altersgruppen   

Verteilung der Tatverdächtigen nach Altersgruppen ohne 
 ausländerrechtliche Verstöße 2021 

Der Anteil der Erwachsenen an allen Tatverdächtigen lag im Betrachtungszeitraum mit 
80,5 Prozent leicht über dem Prozentanteil vom Jahr 2019 (78,9 Prozent). Der Anteil 
der Jugendlichen reduzierte sich von 8,6 Prozent auf 8,0 Prozent. Ebenso war bei den 
Heranwachsenden ein leichter Rückgang von 9,1 Prozent auf 8,1 Prozent zu 
verzeichnen. Der Anteil der tatverdächtigen Kinder lag konstant bei 3,3 Prozent. 

Entwicklung der Tatverdächtigen unter 21 Jahre ohne ausländerrechtliche 
 Verstöße 2012 bis 2021 

Die Zahl der Tatverdächtigen unter 21 Jahre, ist bei der Betrachtung von Straftaten 

ohne ausländerrechtliche Verstöße gegenüber 2019 um 3.316 (-15,4 Prozent) auf 

18.239 gesunken. Dies ist der niedrigste Wert im Betrachtungszeitraum von zehn 
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Jahren. Der Anteil der unter 21-Jährigen an den Tatverdächtigen insgesamt fiel 

gegenüber 2019 um 1,6 Prozentpunkte auf 19,5 Prozent. 

Der Rückgang im Vergleich zu 2019 ist hauptsächlich auf gesunkene Tatverdächtigen-

zahlen bei Körperverletzungsdelikten um 1.774 (-31,9 Prozent) auf 3.792, 

Ladendiebstahl um 1.033 (-32,7 Prozent) auf 2.124, Rauschgiftdelikten um 720 (-

14,9 Prozent) auf 4.114 und Beförderungserschleichung um 421 (-33,4 Prozent) auf 

839 zurückzuführen. Anstiege waren hingegen insbesondere bei der Verbreitung 

pornographischer Inhalte um 768 (150,6 Prozent) auf 1.278 und Hausfriedensbruch 

um 205 (17,8 Prozent) auf 1.357 festzustellen. 

Die Zahl der nichtdeutschen Tatverdächtigen unter 21 Jahren, der Straftaten ohne 

ausländerrechtliche Verstöße ist im Vergleich zu 2019 ebenfalls rückläufig (-860 bzw. 

-18,6 Prozent auf 3.753 Tatverdächtige). Der Rückgang resultiert insbesondere aus 

Abnahmen der Körperverletzungsdelikte um 455 (-33,7 Prozent) auf 894 

Tatverdächtige, der Ladendiebstähle um 280 (-32,5 Prozent) auf 582 Tatverdächtige 

und der Beförderungserschleichung um 227 (-40,5 Prozent) auf 334 Tatverdächtige.  

Die tatverdächtigen Zugewanderten dieser Altersgruppe verzeichneten ebenfalls 

einen Rückgang um 370 (-19,2 Prozent) auf 1.555 Tatverdächtige, welcher auf 

gesunkene Tatverdächtigenzahlen bei Körperverletzungsdelikten (um 197 bzw. -

29 Prozent auf 482 Tatverdächtige), Beförderungserschleichung (um 115 bzw. -

42,1 Prozent auf 158 Tatverdächtige) und Ladendiebstahl (um 86 bzw. -26,9 Prozent 

auf 234 Tatverdächtige) zurückzuführen ist. 

Entwicklung der Tatverdächtigenbelastungszahl (TVBZ)66 ohne  
ausländerrechtliche Verstöße nach Altersgruppen 2012 bis 2021 

66TVBZ ist die Zahl der ermittelten Tatverdächtigen, errechnet auf 100.000 Einwohner des  
entsprechenden Bevölkerungsanteils, jeweils ohne Kinder unter acht Jahre (Stichtag ist der 01.01. des 
jeweiligen Berichtsjahres). 
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Im Betrachtungszeitraum der letzten zehn Jahre weist die TVBZ ohne 

ausländerrechtliche Verstöße jeweils in den Altersgruppen der Jugendlichen, 

Heranwachsenden sowie der Erwachsenen im Berichtsjahr 2021 den niedrigsten Wert 

aus. 

Entwicklung der TVBZ ohne ausländerrechtliche Verstöße nach Altersgruppen 
2019 bis 2021 in Rheinland-Pfalz 

TVBZ nach Altersgruppe 2021 2020 2019 
Entwicklung 2021 zu 

2019 
absolut in Prozent 

Insgesamt ab 8 Jahre 2.468 2.613 2.696 -228 -8,5
Kinder  
(8 bis unter 14 Jahre) 1.375 1.275 1.536 -161 -10,5

Jugendliche  
(14 bis unter 18 Jahre) 5.087 5.433 5.817 -730 -12,5

Heranwachsende  
(18 bis unter 21 Jahre) 6.241 6.790 7.092 -851 -12,0

Erwachsene  
(ab 21 Jahre) 2.283 2.412 2.452 -169 -6,9

Der Rückgang der TVBZ bei den Jugendlichen im Vergleich zu 2019 ist hauptsächlich 

auf Rückgänge bei den Körperverletzungsdelikten um 731 (32,4 Prozent) auf 1.524 

Tatverdächtige, den Ladendiebstahl um 484 (31,6 Prozent) auf 1.048 Tatverdächtige 

und den Rauschgiftdelikten um 392 (19,4 Prozent) auf 1.628 zurückzuführen. 

Ursächlich für den Rückgang der TVBZ der Heranwachsenden sind insbesondere 

Abnahmen bei Körperverletzungsdelikten um 834 (-35,5 Prozent) auf 1.514 

Tatverdächtige, beim Ladendiebstahl um 298 (-41,3 Prozent) auf 423 Tatverdächtige 

und bei Beförderungserschleichung um 274 (-36,7 Prozent) auf 473 Tatverdächtige. 

2.4.3 Nichtdeutsche Tatverdächtige 

Im Jahr 2021 registrierte die Polizei 29.783 (2019: 31.815) nichtdeutsche Tatver-

dächtige. Das sind 2.032 Tatverdächtige (-6,4 Prozent) weniger als 2019.  

Betrachtet man die Entwicklung 2021 zu 2019 der nichtdeutschen Tatverdächtigen von 

Straftaten ohne ausländerrechtliche Verstöße, so ist ein Rückgang um 2.312 (-

8,6 Prozent) auf 24.664 Tatverdächtige festzustellen. Der Anteil der nichtdeutschen 

Tatverdächtigen von 26,3 Prozent an der Gesamtzahl der Tatverdächtigen bewegt 

sich auf dem Niveau der Vorjahre. 
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Anzahl der nichtdeutschen Tatverdächtige sowie deren Anteil an 
Tatverdächtigen insgesamt ohne ausländerrechtliche Verstöße 2012 bis 2021 

Die Abnahme gegenüber 2019 resultiert insbesondere aus Rückgängen der nicht-
deutschen Tatverdächtigen bei Körperverletzungsdelikten um 1.134 (-16,2 Prozent) 
auf 5.875 Tatverdächtige, bei Ladendiebstählen um 1.113 (-31,9 Prozent) auf 2.371 
Tatverdächtige und bei Beförderungserschleichungen um 561 (-25,0 Prozent) auf 
1.680 Tatverdächtige. Anstiege ergaben sich hingegen hauptsächlich bei der 
Bedrohung67 um 263 (18,8 Prozent) auf 1.662 Tatverdächtige und der Verbreitung 
pornographischer Inhalte68 gemäß §§ 184, 184a-184e StGB um 262 (249,5 Prozent) 
auf 367 Tatverdächtige. 

2.5 Entwicklung der Opferzahlen insgesamt69

Opfer im Sinne der PKS sind unmittelbar Betroffene speziell definierter Delikte gegen 

höchstpersönliche Rechtsgüter (Leben, körperliche Unversehrtheit, Freiheit, Ehre, 

sexuelle Selbstbestimmung) und von Widerstandsdelikten gegen und tätliche Angriffe 

auf Vollstreckungsbeamte und gleichstehende Personen.70 2021 hat die Polizei 49.638 

Opfer von Straftaten registriert. Der Rückgang im Vergleich zu 2019 um 4.984 

67Vgl. Kapitel 2.3.3. 
68Vgl. Kapitel 2.3.2. 
69Bezüglich ausführlicherer Informationen zur Entwicklung der Opferzahlen in Rheinland-Pfalz siehe  

Opferschutzbericht der Landesregierung https://jm.rlp.de/de/themen/opferschutz/opferschutzbericht-  
der-landesregierung/. 

70Vgl. Kapitel 2.3.10 Fußnote 46. 
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(9,1 Prozent) ist insbesondere auf das Sinken der Zahl der Opfer von 

Körperverletzungsdelikten um 6.419 (-19,3 Prozent) auf 26.784 zurückzuführen. Diese 

bilden dennoch mit 54,0 Prozent den Schwerpunkt der Opfer insgesamt. Gefolgt von 

den Bedrohungen mit 18,7 Prozent. 

Bei 3.536 (7,1 Prozent) der Opfer blieb es beim Versuch einer Straftat (2019: 

6,0 Prozent). Von den 49.638 Opfern waren 21.394 weiblich (43,1 Prozent) und 28.244 

(56,9 Prozent) männlich. 

Entwicklung der Opferzahlen 2012 bis 2021

Der Rückgang um 4.984 (9,1 Prozent) auf 49.638 Opfer im Jahr 2021 gegenüber 2019 
resultiert insbesondere aus rückläufigen Zahlen bei den erwachsenen Opfern 
zwischen 21 und unter 60 Jahren (um 2.437 bzw. 6,6 Prozent auf 34.728 Opfer). Der 
Rückgang der Opfer dieser Altersgruppe ist insbesondere auf die Abnahme der 
Körperverletzungsdelikte um 3.703 (16,9 Prozent) auf 18.148 Opfer zurückzuführen. 
Die Altersgruppe der Erwachsenen bis unter 60 Jahren wird in Relation zu ihrem 
Bevölkerungsanteil am häufigsten Opfer einer Straftat. 



- 70 - 

Verteilung der Opfer nach Altersgruppen 2021 

2.6 Steuerstrafverfahren 

Die Ermittlung, Verfolgung und Ahndung von Steuerdelikten obliegt neben der 

Staatsanwaltschaft den bei vier Finanzämtern angesiedelten Strafsachenstellen. 

Diese leiteten in den Jahren 2020 und 2021 insgesamt 3.178 bzw. 3.057 

Steuerstrafverfahren ein. Dies entspricht dem üblichen Mittelwert. Zurückgegangen ist 

hingegen die Anzahl der abgeschlossenen Ermittlungsverfahren der Steuerfahndung, 

die in Steuerstrafverfahren mit unbekannten oder nicht leicht aufklärbaren 

strafbewehrten Sachverhalten tätig wird. Der von der Steuerfahndung ermittelte 

Steuerschaden für den Staat liegt im Jahr 2020 mit 112,3 Millionen Euro und im Jahr 

2021 mit 82,9 Millionen Euro trotzdem auf dem Niveau der Vorjahre.   

Die Entwicklung der von der Steuerfahndung durchgeführten Ermittlungsverfahren 

stellt sich im Zehnjahresvergleich wie folgt dar: 

2.7 Sonstige Straftatbestände gemäß StGB71

Die „sonstigen“ Straftatbestände gemäß StGB nahmen im Vergleich zu 2019 um 553 
(-0,9 Prozent) auf 58.319 Fälle ab. Der Rückgang ist vorrangig auf die Abnahme der 

71 In der Straftatenobergruppe „Sonstige Straftatbestände gemäß StGB“ sind alle Straftaten, die in 
keiner anderen Obergruppe des PKS-Deliktkatalogs zu erfassen sind, enthalten (beispielsweise 
Sachbeschädigung, Beleidigung und Umweltdelikte).

Jahr 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 
Fallzahl 2.817 2.742 3.324 3.262 3.055 1.974 1.850 1.776 1.539 1.196
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Sachbeschädigungen an Kraftfahrzeugen (1.473 bzw. -13,7 Prozent auf 9.259 Fälle), 
der Brandstiftung und Herbeiführen einer Brandgefahr (280 bzw. -22,8 Prozent 
auf 948 Fälle) und der Beleidigung auf sexueller Grundlage (218 bzw. -14,6 Prozent 
auf 1.273 Fälle) zurückzuführen. Anstiege wurden hingegen bei der 
Sachbeschädigung durch Graffiti72 (1.082 bzw. 22,9 Prozent auf 5.817 Fälle) und bei 
Hausfriedensbruch (638 bzw. 13,0 Prozent auf 5.531 Fälle) verzeichnet. 

Entwicklung der sonstigen Straftatbestände gemäß StGB 2012 bis 2021 

3.  Einsatzgeschehen 

3.1  Herausragende Einsatzlagen 

Einsatzmaßnahmen "Tag der Deutschen Zukunft" in Worms am 6. Juni 2020 
Die stellvertretende Landesvorsitzende der NPD Rheinland-Pfalz hatte eine 

Versammlung unter dem Motto "Tag der Deutschen Zukunft - Unser Signal gegen 

Überfremdung" angemeldet, an der rund 50 Personen des rechten Spektrums 

teilnahmen. Die Demonstration wurde nach einer stationären Kundgebung mit 

Redebeiträgen mit verkürzter Aufzugsstrecke durchgeführt. Gegen einen Teilnehmer 

wurde ein Ermittlungsverfahren wegen eines Verstoßes gegen § 86 a StGB eingeleitet. 

Darüber hinaus kam es zu keinen nennenswerten Vorkommnissen.  

72 In den Summenschlüssel „Sachbeschädigung durch Graffiti insgesamt“ fließen insbesondere auch  
die Fälle ein, die sich auf Straßen, Wegen oder Plätzen ereignet haben. Der Anstieg ist insbesondere 
mit der erhöhten Anzeigebereitschaft durch das Projekt „Saubere/sichere Stadt“ der Stadt Koblenz zu 
erklären. 
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Gegen die Versammlungen der NPD lagen 22 Anmeldungen zu Gegenver-

sammlungen vor. Drei angemeldete Gegenversammlungen mit ca. 220 Teilnehmer-

innen und Teilnehmern aus dem bürgerlichen Lager verliefen störungsfrei und ohne 

Vorkommnisse. 

Zu den Gegenversammlungen reisten ca. 600 Personen aus dem gewaltbereiten 

linken Lager, u. a. der Antifa, nach Worms an. Bereits bei deren Ankunft, die 

größtenteils mit Zügen der Deutschen Bahnerfolgte, kam es zu vereinzelten 

körperlichen Angriffen auf Polizeibeamte sowie dem Einsatz von Pyrotechnik. 

Die im Stadtgebiet verteilten Kleingruppen versuchten mehrmals gewaltsam die 

polizeilichen Absperrungen zu durchbrechen. Von den Polizeikräften mussten 

daraufhin Pfefferspray und Schlagstöcke eingesetzt werden. Im weiteren Verlauf 

hielten die polizeilichen Einsatzkräfte zwei größere Gruppierungen mit jeweils ca. 200 

bis 250 und ca. 300 Personen an. 

Insgesamt konnten etwa 700 Personen kontrolliert und mehrere Ermittlungsverfahren 

gegen Personen des linken Spektrums, u. a. wegen Verstößen gegen das 

Versammlungsgesetz, Landfriedensbruch, Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte 

sowie Körperverletzungsdelikten zum Nachteil von Polizeibeamten eingeleitet werden. 

Drei Polizeibeamte erlitten bei dem Einsatz leichte Verletzungen.  

Das PP Mainz führte die Einsatzmaßnahmen mit Unterstützung des Polizeipräsidiums 

Einsatz, Logistik und Technik (PP ELT) sowie der Bundespolizei und den 

Länderpolizeien aus Hessen, Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und dem 

Saarland durch. 

Schusswaffengebrauch nach Angriff auf Polizeikräfte in Mainz 

Am Nachmittag des 7. Juli 2020 erhielt die Polizei über Notruf die Mitteilung, dass im 

Vorort Gonsenheim ein Mann russischer Herkunft im Garten eines Anwesens 

“durchdrehe“. Laut Mitteilung der Anruferin sei er im Besitz eines Messers. Bei 

Eintreffen am Ereignisort stellten die Polizeibeamten einen 76-jährigen Bewohner des 

Anwesens mit erheblichen Schnittverletzungen im Gesicht fest.  

Der mutmaßliche Tatverdächtige, ein 57-jähriger russischer Staatsangehöriger, der 

sich zunächst noch in seiner Wohnung im Erdgeschoss aufgehalten hatte, griff in der 

Folge die im Außenbereich befindlichen polizeilichen Einsatzkräfte mit einem Messer 

an. Versuche einen kommunikativen Zugang zu dem Mann zu erlangen verliefen 
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erfolglos, sodass nach dem Einsatz von Pfefferspray und des Distanzelektroimpuls-

geräts (DEIG) der polizeiliche Schusswaffengebrauch erfolgte. 

Der Mann, der psychisch krank gewesen sein soll, erlitt hierbei tödliche Verletzungen. 

Reanimationsmaßnahmen durch Rettungsdienst und Notarzt verliefen ohne Erfolg. 

Ersten Ermittlungen zufolge war ein Streit zwischen ihm und seiner Mutter in der 

gemeinsamen Wohnung des Mehrfamilienhauses vorausgegangen.  

Die Mutter des tödlich Verletzten und die unmittelbar eingesetzten Polizeibeamten 

wurden durch das polizeiliche Kriseninterventionsteam betreut. 

Das von Amts wegen gegen den Polizeibeamten eingeleitete Ermittlungsverfahren 

wegen des Verdachts des Totschlags (§ 212 StGB) hat die zuständige Staats-

anwaltschaft inzwischen eingestellt. Sein Handeln war durch Nothilfe zu Gunsten des 

Kollegen gerechtfertigt. Zudem war sein Vorgehen durch polizeirechtliche Regelungen 

des Polizei- und Ordnungsbehördengesetz gedeckt. 

Festnahmen wegen Verstößen gegen das Betäubungsmittelgesetz 

Die Kriminaldirektion Mainz führte seit Oktober 2019 ein Ermittlungsverfahren wegen 

Handels mit Betäubungsmitteln in nicht geringen Mengen. Im Zuge umfangreicher 

kriminaltaktischer Maßnahmen ergab sich ein Verdacht gegen eine Tätergruppe, die 

den süddeutschen Raum über Monate hinweg im großen Stil mit Betäubungsmitteln 

beliefert haben sollen.  

Am 9. Juni 2020 nahmen Ermittler im Rahmen einer Übergabe von Betäubungsmitteln 

in Liederbach (Main-Taunus-Kreis, Hessen) den Lieferanten der Ware sowie fünf 

weitere Tatverdächtige vorläufig fest. Bei den anschließenden Durchsuchungs-

maßnahmen der Wohnanwesen und Fahrzeuge beschlagnahmten die Beamten rund 

300 kg Marihuana, ca. 2.000 XTC-Pillen, eine geringe Menge Kokain und eine scharfe 

Schusswaffe.  

Bei einer Anschlussdurchsuchung im hessischen Friedberg konnten weitere 45 

Kilogramm Marihuana sowie zwei scharfe Schusswaffen sichergestellt werden. Die 

sechs festgenommenen Tatverdächtigen befinden sich in Untersuchungshaft. 

Tödliche Amokfahrt in der Trierer Fußgängerzone  

Am Nachmittag des 1. Dezember 2020 raste ein alkoholisierter 51-jähriger Deutscher 

mit seinem Geländewagen durch die Fußgängerzone der Trierer Innenstadt und 
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erfasste hierbei zielgerichtet mehrere Menschen. Der Tatverdächtige konnte wenige 

Minuten nach der Tat von Polizeikräften festgenommen werden. Gegen ihn wurde die 

Untersuchungshaft wegen mehrfachen Mordes angeordnet. 

Der Beschuldigte tötete durch sein Handeln drei Frauen im Alter von 25, 52 und 73 

Jahren sowie einen 45-jährigen Mann und sein neuneinhalb Wochen altes Kind und 

verletzte sechs weitere Personen schwer und 18 Personen leicht. 

In der Trierer Bevölkerung herrschte große Anteilnahme. An einer Gedenk-

veranstaltung an der Porta Nigra nahmen rund 2.000 Menschen teil. In der Innenstadt 

ist eine Ansprechstelle für Bürgerinnen und Bürger eingerichtet worden, die großen 

Zulauf verzeichnete.  

Das Landgericht Trier hat den Angeklagten wegen Mordes und versuchten Mordes zu 

lebenslanger Haft verurteilt. Zudem stellte das Gericht die besondere Schwere der 

Schuld fest und ordnete an, den Angeklagten in einer psychiatrischen Klinik 

unterzubringen. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 

Hochwasserkatastrophe im Ahrtal  

Bedingt durch extreme Niederschläge, insbesondere am 14. Juli 2021, kam es in 

unterschiedlichen Bereichen von Rheinland-Pfalz zu Starkregenereignissen und 

dadurch bedingte extreme Hochwasser. Hiervon waren im Bereich der Eifel 

insbesondere die Flussläufe der Ahr, Kyll und Prüm sowie deren Zuflüsse und damit 

insbesondere der Landkreis Ahrweiler betroffen.  

Entlang der Ahr wurden ganze Ortschaften von den Wassermassen überflutet. 

Besonders betroffen waren die Gemeinden Schuld, Insul, Dümpelfeld, Altenahr, 

Mayschoß, Ahrbrück, Dernau, Bad Neuenahr-Ahrweiler, Sinzig, Liers und Bad 

Bodendorf. 

Viele Einwohnerinnen und Einwohner mussten zum Teil unter schwersten 

Bedingungen gerettet werden.  

Bei den Unwettern in Rheinland-Pfalz kamen insgesamt 135 Menschen ums Leben, 

davon 134 im Ahrtal. Alle Verstorbenen sind inzwischen zweifelsfrei identifiziert. 766 

Personen trugen Verletzungen davon. Die Höhe der Sachschäden wird auf rund 29 

Milliarden Euro geschätzt. Viele Personen galten zudem zeitweise als vermisst. 

Im Zusammenhang mit der Flutkatastrophe registriere die Polizei 349 Straftaten, 

davon 256 Eigentumsdelikte. 
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Zur Einsatzbewältigung hatten die Polizeipräsidien Trier und Koblenz „Besondere 

Aufbauorganisationen“ (BAO) eingerichtet. Die „BAO Ahr“ des PP Koblenz ist erst am 

5. Januar 2022 in die „Allgemeine Aufbauorganisation“ (AAO) überführt worden. 

Das PP Koblenz wurde durch Einsatzkräfte des PP ELT, des LKA, der Hochschule der 

Polizei (HdP) sowie aller rheinland-pfälzischen Flächenpräsidien, der Bundespolizei 

und des BKA sowie der Länderpolizeien aus Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, 

Brandenburg, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 

Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen unterstützt. 

Einrichtung der „BAO Afghanistan“ im Zusammenhang mit der Evakuierung 
afghanischer Ortskräfte, Botschaftspersonal und Diplomaten 

Mit Beginn der Evakuierungsflüge der US-Air Force aus Kabul über die Air Base 

Ramstein am 20. August 2021 hatte das PP Westpfalz zur Einsatzbewältigung die 

„BAO Afghanistan“ eingerichtet. 

Zur Unterbringung der Evakuierten waren auf dem Gelände der Air Base eine Zeltstadt 

mit mehreren Tausend Betten sowie auf dem Gelände der US-Army der Rhine 

Ordnance Barracks zusätzliche Unterbringungsmöglichkeiten errichtet worden. 

Insgesamt landeten mehr als 140 Evakuierungsflüge auf der Air Base. Mehr als 34.900 

Menschen konnten von dort sukzessive zu ihren Bestimmungsorten in den Vereinigten 

Staaten ausgeflogen werden. Mit Ablauf des 31. Oktober 2021 endete die BAO. 

Mord an einem Tankstellenmitarbeiter in Idar-Oberstein 

Am Abend des 18. September 2021 kam es in einer Aral-Tankstelle zu einer verbalen 

Auseinandersetzung zwischen einem 20-jährigen Kassierer und einem Kunden. 

Hintergrund war ein Streit im Zusammenhang mit der Nichtbefolgung der 

Maskenpflicht. Der Mann verließ hiernach zunächst die Örtlichkeit, kehrte jedoch nach 

ca. einer Stunde mit einem Revolver zurück zur Tankstelle und tötete den Kassierer 

mit einem Kopfschuss aus kurzer Distanz. Fahndungsmaßnahmen verliefen zunächst 

ohne Erfolg. 

Der geflüchtete Tatverdächtige, ein 49-jähriger Deutscher aus Idar-Oberstein, erschien 

am nächsten Morgen im Beisein seiner Freundin bei der PI Idar-Oberstein. Dort wurde 

er von Spezialeinsatzkräften festgenommen. Die Ermittler fanden die mutmaßliche 

Tatwaffe bei Durchsuchungsmaßnahmen. 
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Der Ermittlungsrichter ordnete gegen den Beschuldigten die Untersuchungshaft 

wegen Mordes an.  

Das Landgericht Bad Kreuznach hat den Angeklagten wegen Mordes zu lebenslanger 

Freiheitsstrafe verurteilt. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig. 

Im Nachgang zu dem Tötungsdelikt richtete das LKA Rheinland-Pfalz unter 

Sachleitung der GenStA Koblenz die Ermittlungsgruppe (EG) „Hate Speech I“ ein, um 

Resonanzdelikte im Zusammenhang mit dem Tötungsdelikt, insbesondere in den 

sozialen Medien, zu identifizieren. Die EG sichtete ca. 70.000 Einzelkommentare und 

übermittelte 34 Verdachtsfälle von mutmaßlich strafbaren Kommentaren der 

Generalstaatsanwaltschaft Koblenz.73

3.2 Einsatzbelastung der Polizei 
Im Jahr 2021 nahm die Zahl der Einsätze in Rheinland-Pfalz mit 20 und mehr 

Polizeibeamtinnen und -beamten im Vergleich zum Vorjahr um 60 auf 552 ab. Im 

Vergleich zum Jahr 2019 war dies ein Rückgang um 156 Einsätze. 

Die Zahl der im Jahr 2020 durch die Polizei geleisteten Einsatzstunden verringerte sich 
im Vergleich zum Jahr 2019 auf 312.807 bzw. um rund 21 Prozent. Im Jahr 2021 kam 
es im Vergleich zum Vorjahr zu einem Anstieg von über 100 Prozent sowie einem 

73 In Rheinland-Pfalz besteht bereits seit Jahren die Möglichkeit über die Online Wache derartige  
 Strafanzeigen zu erstatten. 
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Fünf-Jahres-Hoch. Hauptgrund dafür waren die Einsatzmaßnahmen zur Bewältigung 
der Flutkatastrophe im Ahrtal im Jahr 2021. 

3.3  Sport und Sicherheit 
Ein erfolgversprechendes Maßnahmenkonzept zur Verhinderung von Gewalt bei 

Fußballspielen kann nicht allein von der Polizei umgesetzt werden. Hier sind vielmehr 

die Vereine, Kommunen, Verbände und Sicherheitsbehörden gleichermaßen 

gefordert, um in einem gemeinsamen Dialog die notwendigen Maßnahmen zu 

entwickeln, abzustimmen und umzusetzen.  

Wichtig ist darüber hinaus auch die Einbeziehung der Fans. Durch Kommunikation und 

Interaktion muss ein Klima geschaffen werden, welches Gewalt und Rassismus 

vorbeugt. Daher unterstützt die Landesregierung Fanprojekte und die 

Zusammenarbeit mit den Fanbeauftragten nachhaltig. Zudem werden seit mehreren 

Jahren sogenannte "Fan-Dialoge" durchgeführt, um mit Fanvertreterinnen und-

vertretern sowie Fanprojekten über aus deren Sicht aktuelle Probleme zu diskutieren. 

Pandemiebedingt mussten diese Veranstaltungen abgesagt werden, eine 

Wiederaufnahme ist angedacht. 

Neben einer konsequenten Strafverfolgung bilden umfangreiche 

Präventionsmaßnahmen an den Spieltagen die Grundlage zur Gewährleistung der 

Sicherheit. So sollen u. a. erkannte Störerinnen und Störer durch die Anordnung 

präventiv-polizeilicher Maßnahmen am Besuch von Fußballspielen gehindert werden. 

Mit Einführung der Datenbank „Präventivpolizeiliche Maßnahmen bei 
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Sportveranstaltungen (PrävPolSport)“ im Juli 2021 erhielten die Fußballstandorte eine 

landeseinheitliche, IT-gestützte und unter Berücksichtigung rechtlicher, insbesondere 

datenschutzrechtlicher, taktischer und technischer Aspekte entwickelte Software. 

Zudem müssen die gespeicherten Personen im Hinblick auf die Datenspeicherung 

informiert werden.  

Ein geeignetes Mittel zur Konfliktprävention und Deeskalation ist die sogenannte 

Taktische Kommunikation. Darunter versteht man die zielgruppenorientierte 

Ansprache von Einzelpersonen oder Personengruppen, um deren Verhalten positiv zu 

beeinflussen. In diesem Zusammenhang wird von den Polizeipräsidien zur Information 

der Fußballfans u. a. auch Twitter genutzt. Maßnahmen der Polizei werden transparent 

und nachvollziehbar dargestellt, um Fehlinterpretationen zu vermeiden und bewussten 

Falschmeldungen entgegenzutreten. Weiterhin veröffentlicht die Polizei an Spieltagen 

wichtige Informationen für die Zuschauerinnen und Zuschauer auf Facebook. 

3.4 Bewältigung der Flüchtlingssituation 

Die Zahl der Asylsuchenden in Rheinland-Pfalz ist im Jahr 2020 (ca. 4.400 

Registrierungen) im Vergleich zu den Vorjahren stark rückläufig. Dies ist auf die 

Reisebeschränkungen durch die Corona-Pandemie zurückzuführen. Im Jahr 2021 (ca. 

7.200 Registrierungen) stieg sie wieder an. Die Hauptherkunftsländer im Jahr 2020 

waren Syrien und Afghanistan. Im Jahr 2021 stammten bereits über 60 Prozent der 

Asylsuchenden aus den beiden Ländern, die aufgrund des anhaltenden Bürgerkriegs 

in Syrien und des Krieges in Afghanistan aus Ihren Ländern flüchten mussten. 

Aufgrund der positiven Erfahrungen mit den Ermittlungsgruppen Migration hat die 

Polizei in allen Erstaufnahmeeinrichtungen sowie deren Außenstellen jeweils eine 

solche eingerichtet. Die Polizeibeamtinnen und -beamten der Ermittlungsgruppen 

waren auch in den Jahren 2020 und 2021 in den Einrichtungen präsent und 

Ansprechpersonen für Bewohnerinnen und Bewohner sowie Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Mit zu erwartendem Abbau der Reisehemmnisse war mit einer Zunahme 

der Flüchtlingsbewegungen aufgrund der sich verschärfenden Krisen in den Regionen 

des Nahen Ostens zu rechnen. Um ein abgestimmtes Vorgehen der Landespolizei und 

der Vielzahl an Behörden und weiteren Netzwerkpartnern zu gewährleisten, den 

Informationsaustausch zwischen den Ermittlungsgruppen Migrationen sicherzustellen 

und gewonnenes Erfahrungswissen aus der vergangenen Flüchtlingskrise zu sichern, 

wurde in Rheinland-Pfalz im Jahr 2021 eine Landeskoordination Migration installiert. 
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Gleichermaßen standen auch bei den Polizeiinspektionen kompetente 

Ansprechpersonen für die Bürgerinnen und Bürger zur Verfügung. Sowohl die 

Umsetzung präventiv-polizeilicher Ansätze unter dem Aspekt der interkulturellen 

Kompetenz, die als Schlüsselqualifikation des 21. Jahrhunderts erachtet wird, als auch 

die beweissichere Verfolgung anlassbezogener Straftaten sind oberste Ziele zur 

Stärkung des Vertrauens der Bevölkerung und der Asylbegehrenden in die Polizei. 

Aufgrund der Corona Pandemie waren die Abschiebungen in den Jahren 2020 und 

2021 stark rückläufig. Des Weiteren führten die Einsatzmaßnahmen im 

Zusammenhang mit der Flutkatastrophe im Ahrtal im Jahr 2021 dazu, dass in den 

Monaten Juli und August lediglich unabdingbare Abschiebemaßnahmen zur 

Umsetzung kamen.  

Neben den genannten Abschiebungen führte die Polizei im Rahmen der Bewältigung 

der Flüchtlingssituation auch Vorführungen (z. B. bei Gerichten, Botschaften, 

Konsulaten), Überführungen (z. B. von Gerichten zur Gewahrsamseinrichtung für 

Ausreisepflichtige Ingelheim) und Maßnahmen im Zusammenhang mit der Bewachung 

von „Hochrisiko“-Ausreisepflichtigen bei einem Aufenthalt außerhalb der 

Gewahrsamseinrichtung für Ausreisepflichtige Ingelheim (z. B. Arzttermine, 

Gerichtsverhandlungen) durch. 

4.  Kriminalprävention  
4.1 Kommunale Kriminalprävention - Leitstelle Kriminalprävention 
Prävention ist in Rheinland-Pfalz als gesamtgesellschaftliche Aufgabe definiert. An ihr 

beteiligen sich neben der Polizei vor allem die Städte und Gemeinden, ferner Schulen, 

Vereine, Verbände, Kirchen, Jugend- und Seniorenorganisationen, Migrationsbeiräte 

und viele mehr. Gemeinsam bilden sie regionale Sicherheitspartnerschaften, die 

kommunalen Präventionsgremien. Sie analysieren die örtlichen Herausforderungen, 

beraten über deren Abhilfe und stärken das Sicherheitsgefühl der Bürgerinnen und 

Bürger. 

Die Leitstelle Kriminalprävention im Ministerium des Innern und für Sport unterstützte 

auch im Berichtszeitraum die Arbeit der auf kommunaler Ebene eingerichteten 

kriminalpräventiven Gremien auf vielfältige Weise. Durch eine aktive Ansprache und 

eine enge Betreuung der Kommunen vor Ort, konnte der auch bundesweit 

nachweisbare Negativtrend (Auflösungen und Inaktivität von kriminalpräventiven 

Räten) aufgehalten und umgekehrt werden. Aktuelle Neugründungen und 
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Wiederbelebungen von Gremien belegen die Zukunftsfähigkeit des Modells 

kommunaler Präventionsgremien in Rheinland-Pfalz. 

Ein wesentliches Erfolgskriterium ist dabei die von der Leitstelle 2020 gestartete 

"Initiative Sicherheitsgefühl in Kommunen stärken" (InSiKo), mit den drei 

Handlungsfeldern Professionalisierung, Digitalisierung und Qualifizierung. InSiKo 

beschreibt ein ganzes Bündel von Maßnahmen, um den Transfer von neuen 

Präventionsthemen (beispielsweise Cybersicherheit) in die Kommunen, aber auch 

methodische und strukturelle Weiterentwicklungen sowie eine umfassende 

Vernetzung in der kommunalen Präventionsarbeit sicherzustellen. Es handelt sich bei 

InSiKo um ein Konzept, das als Prozess angelegt ist, um neue Maßnahmen zu 

erproben und bewährte Ansätze zu stärken. Im Ergebnis ist es der Leitstelle durch 

InSiKo möglich, die Kommunen bedarfsgerechter, intensiver und flexibler bei der 

örtlichen Präventionsarbeit zu unterstützen.   

Im Handlungsfeld Qualifizierung ist so beispielsweise das bereits im Jahr 2019 in 

Rheinland-Pfalz eingeführte "Beccaria-Qualifizierungsprogramm zur Fachkraft 

Kriminalprävention Rheinland-Pfalz"74 hervorzuheben. Dieses vermittelt in vier 

Modulen berufsbegleitend fundiertes und anwendungsbezogenes Wissen für 

Menschen aus unterschiedlichen Berufsgruppen, die in der Prävention tätig sind. 

Zudem werden den Kommunen seit 2021 regelmäßig Webseminare zu 

unterschiedlichen inhaltlichen oder methodischen Themen angeboten.  

Im Handlungsfeld Professionalisierung erprobt die Leitstelle mit "Communities that 

Care" (CTC), eine neue kriminalpräventive Arbeitsmethode. Durch standardisierte 

Fragebogenerhebungen werden im Rahmen von CTC wissenschaftlich fundiert Risiko- 

und Schutzfaktoren (z. B. Gewalt- und Suchterfahrungen, Bindung an Schule) in einer 

Kommune erhoben, die dann mit wirksamen Präventionsprogrammen strukturiert 

bearbeitet werden können. Die Stadt Trier stieg als Pilotkommune 2021 in den CTC-

Prozess ein. Bei einem Erfolg des Modellprojektes soll CTC auch anderen Kommunen 

in Rheinland-Pfalz angeboten werden.  

Parallel startete im Jahr 2021 mit der Stadt Lahnstein ein Pilotprojekt zur Analyse des 

örtlichen Sicherheits- und Präventionsgefüges. Das Angebot wird sich zukünftig 

insbesondere an Kommunen ohne kriminalpräventives Gremium richten und auch den 

Aspekt des Sicherheitsgefühls in den Fokus nehmen.   

74 Ausführliche Informationen unter www.kriminalpraevention.rlp.de/Qualifizierung. 
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Im Handlungsfeld Digitalisierung werden im Rahmen von InSiKo Maßnahmen erprobt, 

um die Vernetzung der Akteurinnen und Akteuren zu fördern, die Bürgerbeteiligung zu 

steigern sowie die Präventionsangebote im Land transparenter zu machen.  

Die Leitstelle Kriminalprävention hat im Berichtszeitraum kriminalpräventive Projekte 

und Maßnahmen mit insgesamt ca. 62.342,08 Euro (2020: 31.354,42 Euro; 

2021:30.987,66 Euro) gefördert. Antragsformulare auf Projektförderung stehen auf der 

Homepage der Leistelle Kriminalprävention75 zum Download bereit. Darüber hinaus 

unterhält die Leitstelle eine Vielzahl an Kooperationen beispielsweise mit dem 

Netzwerk für Demokratie und Courage (NDC) oder der Fridjof-Nansen-Akademie im 

Weiterbildungszentrum Ingelheim.  

Aktivitäten 
Die Kampagne "Wer nichts tut, macht mit" wird seit 2000 von der rheinland-pfälzischen 

Polizei und ihren Kooperationspartnern fortlaufend umgesetzt. Ziel ist es, Zivilcourage 

in der Gesellschaft dauerhaft zu verankern. Begleitend zu der Kampagne lobt der 

Innenminister jährlich den "Preis für Zivilcourage" aus. Ausgezeichnet werden 

Personen, die gegen die Wegseh-, Weghör- und Weggeh-Mentalität gehandelt haben 

und beispielsweise als aufmerksame Nachbarn, als Nothelfende, als Zeugen einer 

Straftat oder als Betreuende während oder nach einer Notsituation in Erscheinung 

getreten sind.   

Im Berichtszeitraum lag ein Schwerpunkt der Kampagne auf der Ausbildung von 

Zivilcouragetrainerinnen und -trainern auf Grundlage des Göttinger Zivilcourage-

Impuls-Training (GZIT) sowie dem Aufbau eines entsprechenden Netzwerkes in 

Rheinland-Pfalz. 2020 musste der Lehrgang pandemiebedingt entfallen, im Jahr 2021 

fand in Kooperation mit der Arbeitsgemeinschaft Frieden e. V. zum wiederholten Male 

die viertägige Ausbildung statt. 

Die im Rahmen der Trainings ausgebildeten Teilnehmerinnen und Teilnehmer haben 

sich inzwischen im Netzwerk Zivilcourage Rheinland-Pfalz zusammengeschlossen. 

Neben der Möglichkeit eines Austauschs bietet sich so ein Rahmen, für die zukünftige 

Arbeit eines Zivilcourage-Netzwerks in Rheinland-Pfalz. 

Weitere öffentliche Maßnahmen und Aktionen, beispielsweise gemeinsam mit der 

Polizei Rheinland-Pfalz am bundesweiten "Tag der Zivilcourage" mussten 2020 und 

75 www.kriminalpraevention.rlp.de.
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2021 pandemiebedingt entfallen oder verschoben werden und sind nun für die 

kommenden Jahre geplant.  

In ihrer Eigenschaft als Geschäftsstelle des Landespräventionsrates lobt die Leitstelle 

Kriminalprävention alle zwei Jahre den Landespräventionspreis des 

Landespräventionsrates aus. Ausgezeichnet werden besonders herausragende 

Projekte der Gewalt- und Kriminalprävention in Rheinland-Pfalz. Neben der 

Auszeichnung werden die erfolgreichen Konzepte landesweit vorgestellt. Dadurch 

sollen Organisationen angeregt werden, im Rahmen ihres eigenen Wirkungskreises 

einen Beitrag zur Kriminalprävention zu leisten.  

Der Landespräventionsrat wurde mit Ministerratsratsbeschluss im Dezember 2021 

umfassend umstrukturiert. Er soll zukünftig für die gesamte Gewalt- und 

Kriminalprävention in Rheinland-Pfalz sowie im Hinblick auf ein integratives und 

ganzheitliches Präventionskonzept in Kommunen koordinierend wirken.  

Die Leitstelle Kriminalprävention ist zudem ständiges Mitglied in der 

Unterarbeitsgruppe (UAG) „Kriminalprävention“ der AG „Sicherheit und Prävention“ in 

der Großregion „Saar-Lor-Lux“. Im Berichtszeitraum fand pandemiebedingt nur eine 

Sitzung statt. 

Das Internet ist wesentlicher und unverzichtbarer Bestandteil des täglichen Lebens. 

Um Bürgerinnen und Bürger bestmöglich vor Internetkriminalität zu schützen, hat die 

Leitstelle Kriminalprävention gemeinsam mit der rheinland-pfälzischen Polizei ein 

vielfältiges Präventionsangebot zum Thema Cybersicherheit geschaffen. Zentral ist 

hierbei das Informationsportal www.cybersicherheit-rlp.de, welches Informationen zu 

Phänomenen, Vorbeugung und Opferberatung nutzungsfreundlich transportiert. Im 

Zuge der Pandemie und der damit verbundenen Verlagerung zahlreicher Vorgänge 

des beruflichen und privaten Lebens in den digitalen Raum, erfuhr das Portal einen 

weiteren Ausbau und eine Ergänzung um den "Sonderbereich Corona".  

Die im Frühjahr 2013 durch die Leitstelle Kriminalprävention initiierte Aktion „Fußball 

für ein buntes Miteinander!“ wurde zwischenzeitlich auch in andere Bereiche des 

Sports übertragen. Unter dem Titel „Für ein buntes Miteinander - Gegen Rassismus 

und Diskriminierung im Sport“ wurden Kooperationsvereinbarungen mit Verbänden 

und Vereinen geschlossen. Die im Jahr 2019 konzeptionell weiterentwickelte Aktion 

richtet sich explizit gegen Rassismus und rechte Tendenzen im Sport und verurteilt 

darüber hinaus auch jegliche andere Form von Diskriminierung. Neben der 
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Beschulung von Multiplikatorinnen und Multiplikatoren zu ausgewählten Aspekten aus 

dem Phänomenbereich erfolgte vor allen Dingen durch öffentlichkeitswirksame 

Maßnahmen (beispielsweise Stadiondurchsagen und Pressearbeit) im Hinblick auf 

Rassismus und Diskriminierung eine Sensibilisierung, um so Fehlentwicklungen 

vorzubeugen. Die Kooperationspartner erhielten für die Umsetzung der Kampagne 

finanzielle, materielle und inhaltliche Unterstützung durch die Leitstelle 

Kriminalprävention. Aufgrund der Pandemie und den damit verbundenen 

Einschränkungen des Vereinssports war es sinnvoll, den 2020 gestarteten 

Kooperationszeitraum, der ursprünglich auf ein Jahr ausgelegt war, bis Ende 2021 zu 

verlängern. 

Im Berichtszeitraum konnten, im Rahmen von Kinoseminaren mit dem Titel "Die Lügen 

der Nazis", Propagandafilme aus der Zeit des Nationalsozialismus, pädagogisch 

begleitet gezeigt und aufgearbeitet werden. Die Durchführung der Seminare erfolgte 

seitens der Leitstelle Kriminalprävention in Zusammenarbeit mit dem Institut für Kino 

und Filmkultur e. V. sowie der Friedrich-Wilhelm-Murnau-Stiftung. Die 

Veranstaltungen richteten sich an Schülerinnen und Schüler sowie an Studentinnen 

und Studenten der Hochschule der Polizei Rheinland-Pfalz. Pandemiebedingt 

mussten zahlreiche Veranstaltungen ausfallen oder verschoben werden.  

Die Leitstelle Kriminalprävention finanzierte in den Jahren 2020 und 2021 die theater-

pädagogischen Aufführungen der Stücke „Alarm“ und "Jugend ohne Gott" des 

Chawwerusch-Theaters aus Herxheim an Schulen in Rheinland-Pfalz. Die Angebote 

richten sich an Jugendliche und junge Erwachsene und bieten einen 

erlebnispädagogischen Zugang für die Aufarbeitung der Themen Extremismus, 

Rechtspopulismus und Zivilcourage im Kontext Schule. Fernab gängiger Klischees 

werden die Schülerinnen und Schüler für die Gefahren menschenverachtender 

Gesinnungen und mangelnder Zivilcourage sensibilisiert. Pandemiebedingt mussten 

auch hier viele Veranstaltungen abgesagt oder verschoben werden.  

„Der Tag der Prävention 2021 wurde unter dem Motto: „Verschwörungsmythen: Eine 

Gefahr für unsere Demokratie?!“ durchgeführt. Neben der wissenschaftlichen 

Einordnung des Phänomens im Rahmen des Impulsvortrages durch Netzaktivistin und 

Buchautorin Katharina Nocun standen vor allen Dingen Herausforderungen und 

Ansätze in der Prävention im Fokus. Eine interdisziplinär besetzte Moderationsrunde 

und Projektvorstellungen lieferten hierzu Impulse. Zudem bot die Fachveranstaltung 

Raum für die Vernetzung und den Austausch der geladenen Akteurinnen und Akteure. 
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Ausführliche Informationen zur Arbeit der Leitstelle Kriminalprävention und zum 

Landespräventionsrat sind unter www.kriminalpraevention.rlp.de abrufbar. 

4.2 Polizeiliche Prävention 
In den letzten zwei Jahren bestimmte die Corona-Pandemie weite Teile der 

gesellschaftlichen Entwicklung und somit auch die präventive Arbeit der Polizei. 

Nichtsdestotrotz wurden die Maßnahmen der Polizeilichen Kriminalprävention unter 

Nutzung aller technologischen Möglichkeiten fortgeführt und laufend angepasst. Die 

besonderen Herausforderungen im Bereich des menschlichen Miteinanders und der 

eigene Anspruch an eine bürgernahe Präventionsarbeit trotz Abstandsgebotes 

erforderten neue Strategien und Konzepte. Konsequent erfuhr die Öffentlichkeitsarbeit 

mit dem Ziel der Kriminalprävention auch in Richtung der sozialen Medien und 

Webseminare eine Verstärkung. Das LKA hat eine landesweit nutzbare Online-

Seminar-Plattform für die polizeiliche Präventionsarbeit genutzt. So konnten mehr als 

25 Online-Seminare zu den Themen Rechtsextremismusprävention (insbesondere 

Reichsbürgerthematik), Enkeltrick, Falscher Polizeibeamter, Verkehrsprävention, 

sexueller Missbrauch, Sicher im Netz, etc. mit großer Reichweite und zahlreichen 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer angeboten werden. Parallel wurden Videoclips zum 

Schwerpunktthema sexueller Missbrauch von Kindern erstellt, veröffentlicht und 

beworben. Die Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes (ProPK) 

unterstützte mit der Bereitstellung von Social Media-Kits zu den Themenbereichen 

Antisemitismus / Verschwörungstheorien sowie Missbrauchsdarstellungen 

(Kinderpornografie) mit hochwertigen Angeboten, die sich teilweise auch direkt an die 

jeweilige Zielgruppe richten.  

Am Kriminalitätslagebild orientiert standen in den letzten zwei Jahren die 

Kriminalitätsphänomene Sexueller Kindesmissbrauch, Cyberkriminalität sowie die 

Prävention der Betrugsmaschen zum Nachteil älterer Menschen im Fokus der 

Polizeilichen Kriminalprävention. Ergänzend hierzu gab es weitere 

Präventionsveranstaltungen zu Hass und Hetze, Straftaten im Zusammenhang der 

Corona-Pandemie, Sicherheit von Amts- und Mandatsträgern sowie bei 

Zuverlässigkeits- und Sicherheitsüberprüfungen. 

Die Polizei berät und unterstützt im Präventionsbereich Sexueller Missbrauch die 

originär zuständigen Präventionsträger zum Schutz vor und bei der Aufbereitung von 

Missbrauchserfahrungen. Hierbei geht es insbesondere um die Sensibilisierung von 
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Eltern, beruflich in der Erziehungs- und Betreuungsarbeit tätigen Personen und 

Vereinsverantwortlichen um frühzeitig Anzeichen sexuellen Missbrauchs zu erkennen. 

Insbesondere im Themenfeld „Kindesmissbrauch“ wurden neue Netzwerkpartner 

gewonnen. Aufgrund der bundesweiten Kampagnen „Soundswrong“ und 

#denkenstattsenden konnten weitere Zielgruppen erreicht werden. 

Gegenüber der Gruppe junger Menschen werde ein schwieriges Thema auf 

Augenhöhe eröffnet. Allein die zwölf Clips zur ProPK- Kampagne gegen 

Missbrauchsdarstellungen wurden über 30 Millionen Mal im Internet angeschaut und 

gewannen namhafte Preise76. 

4.2.1.  Sexueller Missbrauch von Kindern und Kinderpornografie  

Im Jahr 2021 registrierte die Polizei bundesweit 15.507 Fälle des sexuellen 

Kindesmissbrauchs (14.594 in 2020). Das Hellfeld erreicht mit diesem weiteren 

Anstieg um 6,3 Prozent im Zehn-Jahresvergleich einen Höchststand. Der Schutz der 

Kinder und Jugendlichen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und Verpflichtung. 

Auf dieser Grundlage wurde die Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern 

und der Kinderpornografie für das Jahr 2021 als Schwerpunktthema der polizeilichen 

Prävention festgelegt. Um das Thema umfassend aufzubereiten, hat das LKA im März 

2021 ein Präventionskonzept erstellt, das von den Polizeibehörden bzw. mit 

Unterstützung externer Stellen und Netzwerke seitdem umgesetzt wird. Dieses 

polizeiliche Konzept soll helfen, nicht nur Straftaten zu verhindern, sondern auch die 

interdisziplinäre Netzwerkarbeit zu verbessern.  

4.2.2  Polizeiliche Prävention im digitalen Raum 

Die Themen Cybercrime und Straftaten im Zusammenhang mit dem Tatmittel Internet 

werden in Rheinland-Pfalz intensiv präventiv begleitet. Die Präventionsmaßnahmen 

zur Warnung vor digitalen Gefahren für die Bürgerinnen und Bürger wurden im 

Berichtsraum optimiert. Dabei ist die Homepage www.cybersicherheit-rlp.de fester 

Bestandteil des Präventionsangebotes. Diese regelmäßig aktualisierte 

Internetpräsenz ermöglicht nicht nur eine Recherche zu den aktuellen 

76 U.a. „Cannes Corporate Media Award in Gold“, 2022.
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Kriminalitätsphänomenen im Kontext Internet, sie bietet auch präventive Strategien 

und Hinweise sowie konkrete Hilfe für Opfer.  

4.2.3 Polizeiliche Prävention im Zusammenhang mit Senioren 
Schwerpunkt bei Straftaten zum Nachteil älterer Menschen war im Bereich der 

Kriminalprävention in den Jahren 2020 und 2021 der Betrug unter dem Oberbegriff 

„Call-Center-Betrug (CCB). Im Berichtszeitraum hat die fortschreitende Corona-

Pandemie viele Einschränkungen und Unsicherheiten für die Bevölkerung mit sich 

gebracht. Diese Situation nutzten Betrügerinnen und Betrüger aus, um an das Geld 

oder Wertgegenstände ihrer Opfer zu gelangen. Insbesondere die Betrugsmasche 

„falsche Polizeibeamte“ wurden von den oft im Ausland agierenden Tätergruppen 

erfolgreich angewandt und regelmäßig angepasst. Ziel der Kriminellen sind 

überwiegend ältere Menschen, die um ihre Ersparnisse gebracht werden. Die 

landesweit einheitlichen und auf alle Betrugsvarianten passenden 

Präventionsbotschaften77 wurden veröffentlicht, um die Handlungssicherheit der 

Seniorinnen und Senioren gegenüber trickreich vorgehenden Tätern zu steigern. 

Hierzu diente insbesondere die Kooperation mit der Verbraucherzentrale Rheinland-

Pfalz und den Netzwerkpartnern der Landesleitstelle „Gut Leben im Alter“ und „Neue 

Nachbarschaften in Rheinland-Pfalz“ beim Ministerium für Arbeit, Soziales, 

Transformation und Digitalisierung (MASTD). 

Die bereits 2016 initiierte gemeinsame Präventionskampagne „Silver Surfer“ mit der 

Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz und der Landeszentrale für Medien und 

Kommunikation Rheinland-Pfalz im Bereich des E-Commerce zum Thema „Fake-

Shops“ wurde auch in 2020 und 2021 weitergeführt und die Zusammenarbeit verstärkt. 

Im Bereich CCB zum Nachteil älterer Menschen konnte die Reichweite der 

Präventionsbotschaften für die Zielgruppe der Seniorinnen und Senioren oder deren 

Angehörige / Pflegenden auch durch die Nutzung von webbasierten Online-Seminaren 

deutlich erweitert werden. Die in den Jahren 2018 und 2019 entstandenen Netzwerke 

werden weiter ausgebaut.  

Dabei arbeitet die Leitstelle Kriminalprävention eng mit der Landesleitstelle „Gut Leben 

im Alter“ beim MASTD zusammen. Die Landesleitstelle ist Multiplikator für 

77z. B. auf Telefonaufstellern / Klappkarte oder im Internet 
https://www.polizei.rlp.de/de/aufgaben/praevention/kriminalpraevention/aktuelle-betrugsmasche-
falsche-polizeibeamte/. 
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Ehrenamtliche und Hauptamtliche in der Seniorenarbeit in Rheinland-Pfalz und gibt 

viele Sicherheits-Warnhinweise und Verbraucherschutzhinweise direkt per E-Mail an 

diesen Verteilerkreis weiter. Zudem arbeitet sie in enger Kooperation mit dem 

Leitungsstab 3 Polizeiliche Prävention des LKA Rheinland-Pfalz zusammen. In vielen 

Themenbereichen, z. B. Nachbarschaft, Digitalisierung, Mobilität, Gesundheit, 

Seniorenbeiräte, Anlaufstellen für ältere Menschen, hat das LKA seine Expertise in die 

digitalen Gremien und Webinare der Landesleitstelle "Gut leben im Alter" und seiner 

Projektpartner in Form von Videos, Vorträgen oder Handreichungen eingebracht.  

Der Newsletter der Landesleitstelle "Gut leben im Alter" veröffentlicht regelmäßig 

Hinweise zu Sicherheit im Alter und zu Publikationen zum Thema. 

4.2.4  Polizeiliche Prävention im Zusammenhang mit Hass und Hetze 

Hass und Hetze zeigt sich sowohl in der realen Welt als auch im digitalen Raum. Für 

Betroffene kann diese Form der psychischen Gewalt mit gravierenden Folgen 

einhergehen, weshalb das LKA eine intensive Netzwerkarbeit verfolgt. Im Auftrag des 

Förderprogramms „Demokratie leben!“ des Bundesministeriums für Familie und des 

Landes Rheinland-Pfalz vernetzt das Demokratiezentrum Rheinland-Pfalz 

zivilgesellschaftliche Institutionen, um sich in regelmäßigen Fach- und Abstimmungs-

gesprächen für eine demokratische Gesellschaft einzusetzen. Das LKA ist hierbei 

fester Bestandteil und trägt so für ein besseres Rollenverständnis der Polizei als 

Strafverfolgungsbehörde bei. Ebenso wird der polizeiliche Opferschutz durch 

Einbindung mehrerer vom Ministerium für Familie, Frauen, Integration und Kultur 

Rheinland-Pfalz geförderter zivilgesellschaftlicher Beratungsangebote ergänzt. Dies 

zeigt sich in der Kooperation mit dem Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus, 

der bei der Koblenzer Fachstelle m*power angesiedelten „Mobilen Beratung für 

Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt“ und der „Meldestelle für 

menschenfeindliche, rassistische und antisemitische Vorfälle „und „SoliNet, der 

Beratungsstelle gegen Hass und Gewalt im Netz“. Betroffene erhalten u.a. 

psychosoziale Beratung, beratende Unterstützung bei der Beweissicherung oder 

strafrechtliche Verfolgung von Hass und Hetze im analogen sowie digitalen Raum. Das 

LKA Rheinland-Pfalz hat hierzu bestehende Beratungsangebote im polizeiinternen 

Präventionskalender hinterlegt und somit einen landesweiten Zugriff gewährleistet. 

Ergänzt werden diese Angebote mit Informationen von ProPK wie z. B. zu „Grenzen 

der Meinungsfreiheit“ und „Strafbarkeit des Verbreitens bestimmter Inhalte im 
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Internet“. Darüber hinaus kann das interaktive Medienangebot gegen 

Verschwörungstheorien zu „Zivile Helden“ genutzt werden.  

In naher Zukunft wird das LKA die Vorstellung der obigen Beratungsstellen im 

verhaltensorientierten Gremienbereich der Polizeipräsidien organisieren, um eine 

intensive und abgestimmte Vernetzung der Aktivitäten herbeizuführen. 

4.2.5 Straftaten im Zusammenhang der Corona-Pandemie 

Nachdem die Landesapothekerkammer die Apotheken schriftlich über die 

Betrugsmaschen im Kontext gefälschter Impfzertifikate und Impfpässe informiert hatte, 

veröffentlichte das LKA in Absprache mit allen beteiligten Präventionsträgern eine 

Pressemitteilung der Polizei mit einer Warnung vor gefälschten Impfpässen. 

Kriminelle versuchten auf viele Arten aus der Corona-Pandemie Gewinn zu schlagen: 

Mit Phishing-Mails wollten sie an sensible Daten kommen, in Fake-Shops boten sie 

minderwertige Medizinprodukte oder unwirksame Arzneimittel gegen COVID-19 an. 

Das durch die Pandemie veränderte und auf Internetshops konzentrierte 

Kaufverhalten sowie die Informationsflut aus unseriösen Quellen nutzten Kriminelle 

aus, um Menschen zu betrügen. Die Polizeiliche Prävention warnt mit 

Presseinformationen und in online basierten Web-Seminaren in Kooperation mit der 

Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz vor derartigen Betrugsstraftaten. Außerdem 

wurde crossmedial über diese Maschen berichtet.  

Während der Corona-Krise kam es durch Isolation und Quarantäne, beengte 

Lebensumstände, finanzielle Sorgen, temporär eingeschränkte Kinderbetreuung und 

wenigen Rückzugsmöglichkeiten zu mehr Ängsten und Stresssituationen innerhalb der 

Familien. Solcher Unmut kann in Gewalt umschlagen. Die Polizei informiert 

medienübergreifend über wichtige Notfall- und Hilfenummern sowie über 

Ansprechpersonen in belastenden familiären Situationen.  

4.2.6 Sicherheit von Amts- und Mandatsträgern 

In den letzten Jahren kam es vermehrt zu Angriffen auf Amts- und Mandatsträger. 

Politikerinnen und Politiker sowie Personen des öffentlichen Lebens sahen sich 

Anfeindungen durch Drohungen und Hassmails ausgesetzt. Im Jahr 2019 hat das LKA 

einen Infobrief mit Verhaltenshinweisen insbesondere zum Umgang mit sozialen 

Netzwerken und dem Internet veröffentlicht. Diese Information konnte im 

Berichtszeitraum in Form einer Broschüre „Zur Sicherheit von Amts- und 
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Mandatsträgern“ erweitert werden. Die Broschüre steht über die Kommunen den Amts- 

und Mandatsträger zur Verfügung. 

Darüber hinaus informierte das LKA in fünf gemeinsamen Online-

Informationsveranstaltungen mit dem PP Rheinpfalz rund 500 Angehörige von 

Kommunen in Rheinland-Pfalz zum „Umgang der Verwaltung mit Reichsbürgern und 

Sicherheit am Arbeitsplatz“. 

Die bereits im August 2019 beim LKA eingerichtete Hotline für Amts- und 

Mandatsträgerinnern und Mandatsträger besteht weiterhin. Ziel dieser Hotline ist es, 

Amts- und Mandatsträgerinnern und Mandatsträger aus Rheinland-Pfalz die 

Kontaktaufnahme mit der Polizei – auch unabhängig von Strafanzeigen – zu 

erleichtern und eine ständige Erreichbarkeit und Betreuung, auch an Wochenenden 

und zur Nachtzeit zu gewährleisten. 

Anlassunabhängig hat das LKA den Ministerinnen und Minister und 

Mandatsträgerinnen und Mandatsträger der neuen Landesregierung im Jahr 2021 eine 

Sicherheits- und Verhaltensberatung angeboten. Im Rahmen dieses Angebotes führte 

das LKA im Jahr 2021 insgesamt 11 Gespräche. 

4.2.7 Zuverlässigkeits- und Sicherheitsüberprüfungen (ZSÜ) 

Sowohl Bundes- als auch Landesgesetze sehen Zuverlässigkeits- und 

Sicherheitsüberprüfungen (ZSÜ) für Personen vor, die in sicherheitsempfindlichen 

Bereichen, wie Flughäfen und Atomanlagen tätig werden wollen, eine Berechtigung 

zum Erwerb und Führen von Waffen oder Sprengstoff beantragen, einen 

Aufenthaltstitel begehren oder eingebürgert werden wollen. Weiterhin leisten 

Zuverlässigkeitsüberprüfungen im Rahmen des Akkreditierungsverfahrens einen 

wesentlichen Beitrag zur Gewährleistung der Sicherheit bei Großveranstaltungen. 

Das LKA hat im Jahr 2021 527.172 Datensätze im Rahmen von ZSÜ mit ausgewählten 

polizeilichen Informationssystemen abgeglichen. In 22.893 Fällen wurden nach 

erfolgter Einzelfallprüfung polizeiliche Erkenntnisse an die anfragenden Stellen 

übermittelt. Dies entspricht einer fachlichen Trefferquote von 4,34 Prozent.
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4.3 Schulische Maßnahmen im Bereich der Prävention  

Präventive Maßnahmen – Förderung der Persönlichkeitsentwicklung 
Bei den gewaltpräventiven Programmen geht es nicht vorrangig um Gewalt- oder 

Suchtprävention, sondern vielmehr um Primärprävention. Diese Form der Prävention 

zielt auf die Persönlichkeitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen ab. Sie 

orientiert sich an den von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) benannten 

Faktoren der psychischen Gesundheit. Diese sind unter anderem kritisches Denken, 

positives Selbstwertgefühl, Entscheidungsfähigkeit, Fähigkeit zur Selbst- und 

Fremdwahrnehmung, Umgang mit Gruppendruck und andere mehr. Im Zuge der 

Programme geht es also vorrangig darum, die Person zu stärken, soziale 

Kompetenzen zu fördern und allgemein gültige Normen und Werte zu vermitteln. Dabei 

spielen die Förderung konstruktiver Kommunikation und die Vermittlung von Strategien 

zur Konfliktbewältigung eine zentrale Rolle.  

Das Land Rheinland-Pfalz stellt seit 1994 entsprechende Fördermittel für 

Präventionsarbeit an Schulen zur Verfügung. Diese Arbeit wird in staatlichen 

Programmen, die vor allem über das Pädagogische Landesinstitut angeboten werden 

und in schulischen Einzelprojekten realisiert. 

Verantwortet werden die staatlichen Programme (ProPP, PIT, Gemeinsam Klasse sein 

sowie Ich und Du und Wir) von der Abteilung Schulpsychologie am Pädagogischen 

Landesinstitut.  

Programm zur Primärprävention (ProPP) von Sucht und Gewalt an Schulen und 
zur Förderung der Sozialkompetenz von Schülerinnen und Schülern 
Schülerinnen und Schüler zu stärken, ihre Persönlichkeit zu unterstützen und ihre 

sozialen Kompetenzen zu festigen, ist ein Teil des pädagogischen Auftrages aller 

Schulen. Die Verbesserung des täglichen Miteinanders und einer Kultur der 

gegenseitigen Anerkennung ist eine wesentliche Voraussetzung für effektives Lernen 

und Arbeiten einerseits und für ein gewaltfreies Miteinander andererseits. 

Für diese Aufgabe bieten die Schulpsychologinnen und Schulpsychologen des 

Pädagogischen Landesinstitutes jährlich allen weiterführenden Schulen des Landes 

mit Klassenstufen 5 und 6 ein erprobtes Konzept an: 

Ziel ist es, die Selbst- und Fremdwahrnehmung des einzelnen Kindes zu fördern und 

das Klima einer Klasse insgesamt positiv zu beeinflussen. Ein übergeordnetes Ziel ist 

dabei die Fähigkeit, Konflikte konstruktiv und gewaltfrei lösen zu lernen. 
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Das Programm zur Primärprävention „Schülerinnen und Schüler stärken - Konflikte 

klären“ ist eine wichtige Maßnahme, die auf längerfristige Prozesse angelegt ist und 

eine ausdauernde, konsequente Durchführung voraussetzt. 

Für eine nachhaltige Wirkung des Programms ist deshalb eine langfristige 

Verankerung im Schulleben anzustreben, am besten durch eine Übernahme in das 

Schulprogramm und durch eine Unterstützung durch das ganze Kollegium. 

Nähere Informationen zu ProPP und den Teilnahmebedingungen: 

http://gewaltpraevention.bildung-rp.de/gewaltpraevention/propp.html

„Prävention im Team (PIT)“ 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Pädagogischen Landesinstituts sowie des LKA 

Rheinland-Pfalz führen seit vielen Jahren regelmäßig Lehrkräftefortbildungen für alle 

weiterführenden Schulen durch. Ursprünglich wurde das Modell „Prävention im Team“ 

in Schleswig-Holstein erarbeitet und mit Beginn des Schuljahres 1999/2000 in 

Rheinland-Pfalz von Lehrkräften der Klassenstufen 6 bis 8 erfolgreich eingesetzt. PIT 

ist als Bestandteil eines Gesamtpräventionskonzeptes einer Schule zur 

Primärprävention entwickelt worden und baut idealer Weise auf dem ProPP auf. 

Während der PIT-Fortbildungen werden Lehrkräfte in gemeinsamen Kursen mit den 

regional zuständigen Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten vorbereitet, die Themen-

felder Suchtprävention, Prävention von Fremdenfeindlichkeit oder Gewaltprävention 

im Unterricht zu erarbeiten. Die Schülerinnen und Schüler sollen dabei nicht nur für 

Normenbewusstsein, Normenverletzungen und Jugendkriminalität sensibilisiert, 

sondern auch in ihrer sozialen Kompetenz, zivilen Courage und Klassenzusammen-

gehörigkeit gestärkt werden. 

Um die Implementation von PIT nachhaltiger zu gestalten, wird neben einem 

zweitägigen Kurs auch eine regionale Begleitung durch Mitglieder der PIT-AG sowie 

ein Reflexionstag angeboten, in denen Themen vertieft werden (z. B. Umgang mit 

Cyber-Gewalt) und ein Austausch über die Programmdurchführung stattfindet.  

Das Primärpräventionsprogramm PIT wurde im Schuljahr 2010/2011 durch eine 

Befragung von an den Fortbildungen teilnehmenden Lehrkräften sowie Polizistinnen 

und Polizisten evaluiert. Der Evaluationsbericht wurde im Rahmen einer 

Bachelorarbeit veröffentlicht (http://schulpsychologie.bildung-rp.de/landesweite-

fortbildungsangebote/praevention-im-team.html). 
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„ICH und DU und WIR“ 
„ICH und DU und WIR“ ist ein Programm zur Primärprävention für die ganze Schule. 

Es kommt allen Grundschulkindern gleichermaßen zugute. Im Zentrum steht die 

erlebnisbasierte Förderung der Persönlichkeitsentwicklung. Regelmäßig, 

systematisch und kontinuierlich durchgeführt, unterstützt „ICH und DU und WIR“ den 

Aufbau sozialer Kompetenzen und dient der Prävention aggressiven Verhaltens. Die 

Beziehung zwischen Klassenleitung und Klasse wird gestärkt, das Klassenklima wird 

positiv beeinflusst. Erfahrungen zu „ICH und DU und WIR“ aus der Praxis finden Sie 

hier. Nähere Informationen zu den Inhalten und Teilnahmebedingungen: 

https://gewaltpraevention.bildung-rp.de/gewaltpraevention/ich-und-du-und-wir.html 

„Gemeinsam Klasse sein!“ 
„Gemeinsam Klasse sein!“ ist ein Präventionsprogramm gegen Mobbing und 

Cybermobbing. Es wird in Rheinland-Pfalz seit dem Schuljahr 2019/20 als 

Kooperationsprojekt des Ministeriums für Bildung, des Pädagogischen Landesinstituts 

und der Techniker Krankenkasse umgesetzt und stellt eine aktualisierte Fassung des 

seit dem Schuljahr 2010/11 erfolgreich durchgeführten Programms „Mobbingfreie 

Schule“ dar, dass im Auftrag der Techniker Krankenkasse vom Landesinstitut für 

Lehrerbildung und Schulentwicklung Hamburg entwickelt wurde.  

Nähere Informationen zu den Programminhalten und den Teilnahmevoraussetzungen: 

https://schulpsychologie.bildung-rp.de/landesweite-

fortbildungsangebote/mobbingpraeventionsprogramm-gemeinsam-klasse-sein.html

Maßnahmen zur Vorbeugung sexueller Gewalt 
Das Ministerium für Bildung fördert Veranstaltungen zur Prävention sexualisierter 

Gewalt. Schulen, die entsprechende Informationsveranstaltungen oder Kurse anbieten 

wollen, wenden sich an das Ministerium und erhalten von dort finanzielle Förderung. 

Der Fokus dieser Präventionsmaßnahmen ist, alle in der Schule befindlichen Personen 

für dieses Thema zu sensibilisieren, damit zwei Ziele erreicht werden. Erstens soll 

Schule nicht zum Tatort sexualisierter Gewalt werden (etwa durch Mitschülerinnen und 

Mitschüler oder durch Schulpersonal) und zweitens soll Schule zu einem 

Kompetenzort werden, in dem betroffene Schülerinnen und Schüler  Ansprech-

personen finden, die professionell und verantwortlich darauf zu reagieren wissen, 

wenn sich Betroffene einer erwachsenen Person anvertrauen. Dies gelingt primär 

dadurch, dass Kinder und Jugendliche stark gemacht werden und ihre Resilienz 
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nachhaltig gefördert wird. Hierbei geht es um die Stärkung der psychischen 

Widerstandskraft einer Person. In diesem Sinne können die vom Pädagogischen 

Landesinstitut Rheinland-Pfalz für unterschiedliche Jahrgangsstufen vorgehaltenen 

Primärpräventionsprogramme auch präventiv gegen sexualisierte Gewalt wirken, da 

Schülerinnen und Schüler durch ein positives Selbstkonzept unter anderem in der 

Fähigkeit bestärkt werden, sich vor schädigenden Einflüssen zu schützen. Damit 

können auch die Präventionsprogramme des Landes (wie z. B. „Ich und Du und Wir“ 

für die Primarstufe und das Programm zur Primärprävention für die Orientierungs-

stufe), einen Beitrag dazu leisten, für sexualisierte Gewalt zu sensibilisieren und dieser 

präventiv zu begegnen. Hierdurch wird die Sensibilität der Lehrkräfte gestärkt, in 

bestimmten Bereichen genauer hinzusehen, um Übergriffen vorzubeugen. Außerdem 

bietet dies die Gelegenheit, sich innerkollegial über eine professionelle Ausgestaltung 

der Nähe-Distanz-Regulation auszutauschen und verbindliche Absprachen treffen zu 

können.  

Schule gegen sexuelle Gewalt 
Die Initiative „Schule gegen sexuelle Gewalt“ des Unabhängigen Beauftragten für 

Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) verfolgt das Ziel, dass Schulen in 

Deutschland Konzepte zum Schutz vor sexueller Gewalt entwickeln. Sie unterstützt 

Schulen dabei, passgenaue, schuleigene Schutzkonzepte zu entwickeln und bietet 

hilfreiche Materialien und Ansprechpersonen in Rheinland-Pfalz und bundesweit an.  

Die Initiative startete in Rheinland-Pfalz 2017 mit zwei Bausteinen: Eine Informations-

mappe „Schule gegen sexuelle Gewalt“ für alle Schulen – mit Einführungsflyer, 

Broschüre zu den Bestandteilen und der Entwicklung von Schutzkonzepten, diverse 

Plakate sowie Materialien zur Elterninformation und das Fachportal 

https://www.schule-gegen-sexuelle-gewalt.de/home/ als praxisnaher Leitfaden und 

Nachschlagwerk mit bundeslandspezifischen Informationen. Seither arbeitet ein 

Arbeitsstab zusammen mit dem UBSKM an der Weiterentwicklung. 

Fortbildung „Sexualisierte Gewalt – ein Thema für die Schule?!“ 
Seit dem Schuljahr 2012/2013 wird in Kooperation mit den Frauennotrufen Rheinland-

Pfalz die Fortbildung „Sexualisierte Gewalt – ein Thema für die Schule?!“ für Lehrkräfte 

angeboten. Sie soll dazu beitragen, dass Lehrkräfte, Schulsozialarbeiterinnen und 
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Schulsozialarbeiter und alle die im schulischen Alltag mit Schülerinnen und Schülern 

zu tun haben, sich mit dem Thema „Sexualisierte Gewalt – sexuelle Grenz-

verletzungen“ im geschützten Rahmen auseinandersetzen können und mehr 

Sicherheit dazu gewinnen. Wesentliche Intention ist es, auf der Basis von 

grundlegenden Informationen zum Themenbereich, bei den Teilnehmenden einen 

Auseinandersetzungsprozess in Gang zu setzen, der dazu beiträgt, eine eigene und 

klare Haltung zu sexualisierter Gewalt zu entwickeln. Das Ministerium für Bildung 

finanziert in jedem Jahr zehn regionale Veranstaltungen der Frauennotrufe in 

Rheinland-Pfalz. In den vergangen Jahren wurden ca. 700 Lehrkräfte fortgebildet. 

„Trau dich!“ - Kampagne der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
(BZgA) 
Mit der Kampagne „Trau dich!“ wird den Schulen in Rheinland-Pfalz ein 

theaterpädagogisches Angebot zur Thematisierung sexueller Gewalt in der Regel für 

Schülerinnen und Schüler der 5. und 6. Klasse zur Verfügung gestellt und gleichzeitig 

die Kooperation der regionalen Fachstellen mit den Schulen forciert. Die Kampagne 

stärkt das Selbstbewusstsein und die Selbstwirksamkeit von Kindern und informiert sie 

über das Thema sexueller Missbrauch und ihre Rechte, insbesondere in Bezug auf 

ihre körperliche Unversehrtheit und Integrität.  

In Rheinland-Pfalz wurde die Kampagne seit dem Jahr 2018 in Kooperation mit dem 

Ministerium für Bildung und dem Ministerium für Familie, Frauen, Kultur und Integration 

in bislang neun Regionen umgesetzt. Aufgrund der Corona-Pandemie konnten in den 

Jahren 2020 und 2021 keine weiteren Vorstellungen stattfinden. In den Jahren 2018 

und 2019 haben insgesamt 67 Schulen mit 4.649 Schülerinnen und Schüler und 324 

Lehrkräfte teilgenommen, 138 Lehrkräfte wurden in Workshops qualifiziert und 436 

Eltern haben die Informationsabende besucht. 

Eine Fortsetzung des Angebots in Rheinland-Pfalz wurde zwischenzeitlich auch nach 

dem Ende der Beteiligung der BZgA geregelt.  

Schutzkonzepte 
Mit Beginn der Kampagne „Schule gegen sexuelle Gewalt“ in Rheinland-Pfalz wurde 

nachdrücklich die Empfehlung ausgesprochen, die Arbeit an schulinternen 

Schutzkonzepten aufzunehmen. An vielen Stellen wurde verdeutlicht, dass Schulen 

hierbei nicht bei null anfangen müssen. Schulen werden dazu ermutigt, die 

Schutzkonzeptarbeit auf der Basis bereits existierender Strukturen zu beginnen und 
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sich nachhaltig mit externen Fachstellen zu vernetzen. Grundsätzlich ist die 

Entwicklung eines Schutzkonzepts ein längerer Prozess der 

Organisationsentwicklung. Damit dieser Prozess nicht im Sande verläuft oder neben 

anderen Themen und Herausforderungen, die an Schule herangetragen werden, zu 

einer Überforderung wird, ist der Einsatz einer Projekt- oder Steuergruppe zu 

empfehlen.  

Mittlerweile gibt es 25 Projektschulen, die zusammen mit den Schulpsychologinnen 

und Schulpsychologen entsprechende Schutzkonzepte erarbeitet haben und noch 

erarbeiten. Da Schulen aber auch von anderen Stellen Unterstützung erhalten können, 

beispielsweise von den Fachstellen Kinder- und Jugendschutz der katholischen 

Bistümer, dem Kinderschutzbund, der Landesarbeitsgemeinschaft der Frauennotrufe 

oder aber selbständig an Schutzkonzepten arbeiten, ist die reale Anzahl der Schulen, 

die mit der Erarbeitung von Schutzkonzepten befasst sind, höher. 

Weitere Maßnahmen 
Im Sommer 2019 wurde ein schulpsychologisches Fachteam und eine landesweite 

Arbeitsgemeinschaft „Sexualisierte Gewalt in der Schule“ beim Pädagogischen 

Landesinstitut eingerichtet. 2020 und 2021 führte es regionale Veranstaltungen in 

Zusammenarbeit mit Referentinnen der Landesarbeitsgemeinschaft Frauennotrufe 

sowie des Betroffenenrats des UBSKM zum Thema sexualisierte Gewalt an Schulen 

schwerpunktmäßig für Mitglieder schulinterner Krisenteams durch. Ein wesentliches 

Ziel besteht darin, die Bearbeitung des Themas sexualisierte Gewalt mit schulinternen 

Strukturen wie dem schulinternen Krisenteam zu vernetzen, um im Bereich schulischer 

Prävention Synergien zu nutzen. Bislang nahmen 124 Lehrkräfte aus 74 Schulen teil, 

wegen der großen Nachfrage werden diese Veranstaltungen auch 2022 angeboten. 

Seit 2018 tagt jährlich ein landesweiter Runder Tisch zur Koordinierung der 

Maßnahmen zur Prävention sexueller Gewalt in der Schule mit allen relevanten 

Akteuren (u. a. Kommunen, ADD, Polizei, Fachverbände, Kirchen).  

SCHLAU (Schwul-Lesbische Aufklärung)  
SCHLAU ist ein peergroup-gestütztes Aufklärungsangebot für Schulen. SCHLAU steht 

für Schwul Lesbisch Bi Trans* Aufklärung78 in Rheinland-Pfalz. Ehrenamtliche junge 

78 Trans*: Trans* fungiert vermehrt als deutscher Oberbegriff für Transsexuelle, Transgender,  
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Menschen, die gezielt geschult wurden, sollen Schulen, Jugendeinrichtungen und 

Einrichtungen der Erwachsenenbildung besuchen und dort für Fragen der 

Homosexualität sensibilisieren, sich mit Fragen der Diskriminierung 

auseinandersetzen und Rollenmodelle von Jungen und Mädchen kritisch hinterfragen. 

Letztlich geht es um eine Hilfestellung für homosexuelle Menschen und um den Abbau 

von Homophobie. SCHLAU RLP besteht derzeit aus den Regionalgruppen Mainz, 

Trier, Koblenz Kaiserslautern und Landau. 

Beraterinnen und Berater für Gewaltprävention und Gesundheitsförderung 
Das Pädagogische Landesinstitut Rheinland-Pfalz hat Lehrerinnen und Lehrer aller 

Schularten zu Moderatorinnen und Moderatoren für Gewaltprävention qualifiziert. Seit 

dem Schuljahr 2005/06 war eine erste Gruppe von Moderatorinnen und Moderatoren 

für Gewaltprävention verantwortlich für die Beratung und Information zu Möglichkeiten 

schulischer Gewaltprävention sowie zur Kooperation mit außerschulischen Partnern, 

Planung und Durchführung von Studientagen, Begleitung von Steuergruppen und 

schulinternen Arbeitsgemeinschaften sowie für die Implementierung und Begleitung 

von Präventionsprogrammen. Im Schuljahr 2009/10 wurde aufbauend auf dieser 

Gruppe von Fachleuten eine neue Gruppe von Beraterinnen und Beratern für 

Gewaltprävention eingerichtet. Dieser neue Beraterkreis wurde mit mehr Ressourcen 

ausgestattet und ist neben der Schulberatung vor allem mit dem Aufbau von 

Schulnetzwerken und der Durchführung von nachfrageorientierten Fortbildungen zum 

Thema Prävention und Gesundheitsförderung betraut. 

Nähere Informationen zu Angeboten der Beratungsgruppe für Gewaltprävention und 

Gesundheitsförderung finden Sie hier:  

https://bildung-rp.de/beratung/paedagogische-beratung/beratunsangebote-

einzeln/gewaltpraevention-und-gesundheitsfoerderung.html

Extremismusprävention 
Ein wichtiges Ziel unseres Bildungssystems und damit unserer Schulen ist es, junge 

Menschen zu mündigen Bürgerinnen und Bürgern, zu gewaltfreiem Zusammenleben 

und zur Idee der Völkerverständigung zu erziehen. Viele junge Menschen, deren 

Persönlichkeit sich noch entwickelt, sind unter bestimmten Bedingungen empfänglich 

Transidente, Transvestiten und andere Menschen, die sich nicht dem Geschlecht zugehörig fühlen, 
das ihnen bei ihrer Geburt zugewiesen wurde, und auch solche, die sich 
Vergeschlechtlichungsprozessen ganz entziehen wollen. 
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für extremistisches oder fundamentalistisches, demokratiefeindliches Gedankengut - 

unabhängig von einer bestimmten politischen Gesinnung oder einer bestimmten 

Religion. Präventive Handlungen oder Maßnahmen sollen verhindern, dass individuell, 

sozial oder gesellschaftlich unerwünschte Zustände oder Entwicklungen eintreten. 

Prävention meint die grundsätzliche Vermittlung von Werten und Normen, die der 

Förderung von Lebensbedingungen und sozialen Kompetenzen und der 

gesellschaftlichen Entwicklung im Sinne mehrheitlich geteilter Normen dienen. 

Eine enge Zusammenarbeit in der Extremismusprävention besteht auch mit den beim 

Demokratiezentrum im Landesjugendamt angesiedelten Projekten der Ausstiegs-

beratung, der Angehörigenberatung und der mobilen Beratung gegen Rechts-

extremismus in Rheinland-Pfalz. 

Im Zusammenhang mit dem Thema religiös motivierter Extremismus hat sich das 

Ministerium für Bildung entschieden, Schulen präventiv und interventiv zu 

unterstützen. Dazu wurde im Februar 2015 unter Federführung des Ministeriums für 

Bildung eine Arbeitsgruppe aus Vertreterinnen und Vertretern des Pädagogischen 

Landesinstituts und des Ministeriums für Bildung gegründet. Übergeordnete 

Zielrichtung ist es, in den Bereichen Prävention und Intervention entsprechende 

Expertise einfließen zu lassen und auf der Grundlage externer Beiträge zentrale 

theoretisch-wissenschaftlich fundierte Informationen zu liefern, um so die Schulen bei 

der Erarbeitung ihrer eigenen Konzepte zu unterstützen. Zudem werden mögliche 

Hilfsangebote von Netzwerkpartnern gebündelt und in Kooperation mit diesen 

verfügbar gemacht. Die Arbeitsgruppe erstellte die Veröffentlichung „Islamismus 

erkennen und vorbeugen – Handreichung zum Umgang mit Radikalisierungs-

prozessen im Kontext Schule“. Die Handreichung hat zum Ziel, bei Verdachtsfällen 

Verunsicherungen abzubauen, indem sie Handlungsempfehlungen formuliert und 

notwendige Schritte vorzeichnet. Darüber hinaus will die Handreichung Schulen 

ermutigen, aktiv Extremismusprävention zu betreiben und sich mit anderen Stellen zu 

vernetzen.  

(https://gewaltpraevention.bildung-rp.de/extremismuspraevention/islamismus-

praevention.html).  

Zusätzlich wurde ein Fortbildungsangebot entwickelt, in das auch externe 

Partnerinstitutionen einbezogen sind. In den letzten Jahren fanden an 

unterschiedlichen Standorten im Land mehrere Fachtagungen zum Thema „Umgang 

mit religiösem Extremismus im Kontext Schule“ statt. Ziel der Veranstaltungen war, für 
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das Thema zu sensibilisieren, Schulleitungen und Lehrkräften möglichst viele 

Hintergrundinformationen zukommen zu lassen, aber auch Hinweise auf 

Unterstützungsmöglichkeiten zu geben sowie Möglichkeiten der Vernetzung zu 

schaffen, um in Verdachtsfällen zieldienlich mit außerschulischen Stellen kooperieren 

zu können.  

Es bestehen enge Kooperationslinien zu der Beratungsstelle SALAM gegen 

islamistische Radikalisierung in Rheinland-Pfalz, die in das Landesamt für Soziales, 

Jugend und Versorgung (LSJV) eingebunden ist.  

Seit Anfang September 2021 ist die neue Meldestelle für menschenfeindliche und 

rassistische und antisemitische Vorfälle in Rheinland-Pfalz „m*power“ online. Hier 

können Betroffene und Zeuginnen und Zeugen solche Vorfälle melden, die durch 

rassistische, antisemitische oder durch weitere menschenfeindliche Motivlagen heraus 

begangen wurden. Der merkmalsübergreifende Ansatz der Meldestelle erfasst somit 

Übergriffe, Beleidigungen, oder Bedrohungen und Benachteiligungen gegen 

verschiedene soziale Gruppen. Neben antisemitischen und rassistischen Vorfällen 

werden beispielsweise auch Handlungen die sich gegen Wohnungslose richten oder 

auch Übergriffe, Beleidigungen oder Bedrohungen gegen Personen aufgrund ihrer 

sexuellen Orientierung erfasst. Das Hauptanliegen der Meldestelle ist die Erstellung 

eines zivilgesellschaftlichen Lagebilds, um die Dimensionen menschenfeindlicher, 

rassistischer und antisemitischer Vorfälle sichtbar zu machen. Darüber hinaus 

vermittelt die Meldestelle bei Bedarf passende Beratung und Unterstützung. 

Krisenberatung und schulisches Krisenmanagement 
Schulische Krisen sind vor allem durch einen akuten Handlungsbedarf 

gekennzeichnet. Schulpsychologinnen und Schulpsychologen bieten Schulen hier 

zeitnah ihre professionelle Unterstützung und Beratung in der Regel vor Ort an und 

binden je nach Bedarf Kolleginnen und Kollegen mit spezifischen Qualifikationen sowie 

andere Institutionen mit ein. Anlässe für solche Beratungen sind u. a. akute 

Selbstgefährdung (z. B. Suizid), akute Fremdgefährdung (z. B. Amokdrohung, diffuse 

Bedrohungssituationen), drohende Gewalteskalation und die Unterstützung der 

Schule nach traumatischen Ereignissen (z. B. Unfälle oder Gewalterlebnisse). 

Hier ist es notwendig, Schulen Unterstützung zur Entscheidungssicherheit in 

Leitungsfragen zu geben und die effektive Koordination notwendiger Maßnahmen zu 

fördern.  
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In Ergänzung zu diesen akuten Fragestellungen spielt im Arbeitsbereich 

Krisenberatung präventiv auch die Unterstützung der Schulen bei der Bildung von 

schulischen Krisenteams sowie durch Fortbildungsangebote zu dem Themenbereich 

eine wesentliche Rolle. Seit dem Schuljahr 2018/19 ist die Bildung schulischer 

Krisenteams für alle Schulen in RLP verpflichtend. Die landesweite Koordinationsstelle 

„Krisenberatung und Krisenintervention“ stellt sicher, dass über alle 14 

Schulpsychologischen Beratungszentren ein abgestimmtes Fortbildungs- und 

Beratungsangebot für interessierte Schulen vorgehalten werden kann.  

Fortbildung und Informationen 
Die schulpsychologischen Beratungszentren im Pädagogischen Landesinstitut 

Rheinland-Pfalz bieten vielfältige Fortbildungsangebote für den Bereich des sozialen 

Lernens sowie der Gewaltprävention und Gewaltintervention an. Schulen erhalten 

bedarfsorientiert Unterstützung. Darüber hinaus werden verschiedene Kurse und 

Tagungen für Lehrerinnen und Lehrer angeboten. Die Fridtjof-Nansen-Akademie hat 

einen eigenen inhaltlichen Schwerpunkt mit unterschiedlichen Zielgruppen für 

Seminare aufgebaut. Sie werden als theorie- und praxisbezogene Workshops mit 

starker Handlungsorientierung gestaltet und richten sich mit spezifischer didaktischer 

Ausrichtung an Multiplikatorinnen und Multiplikatoren, aber auch unmittelbar an 

Jugendliche. Zu den Arbeitsschwerpunkten zählen u.a. auch die Prävention von 

Extremismus und Gewalt. 

Wichtige Informationen zu dem Themenkreis „Gewaltprävention“ sind auch den 

Veröffentlichungen des Pädagogischen Landesinstitutes zu entnehmen.  

Fördermöglichkeiten für schulische Einzelprojekte 
Schulen haben die Möglichkeit eine finanzielle Förderung von Einzelprojekten im 

Rahmen von Gewalt- und Extremismusprävention beim Ministerium für Bildung zu 

beantragen. Die zur Verfügung stehenden Fördermittel sind für Honorare, 

Personalausgaben und Sachkosten vorgesehen. Sowohl Veranstaltungen, die sich 

vorrangig an Lehrkräfte richten, als auch solche, bei denen die Schülerinnen und 

Schüler im Mittelpunkt stehen, können bezuschusst werden. 

Die Förderung zielt auf die Persönlichkeitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen. 

Es geht darum, die Person zu stärken, die soziale Kompetenz zu fördern und allgemein 

gültige Werte zu vermitteln. Ein zentraler Aspekt ist, die Kinder und Jugendlichen zu 
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Selbstbestimmung, verantwortlichem Handeln und sozialem Engagement zu 

befähigen. Bezuschusst werden nur solche schulischen Einzelprojekte, die dieser 

Zielperspektive verpflichtet sind. 

Die entsprechenden Kontaktdaten und Informationen über fachliche Entwicklungen 

sind auf der Seite http://gewaltpraevention.bildung-rp.de zu finden.

4.4 Opferschutz 

Der Opferschutz genießt in Rheinland-Pfalz einen hohen Stellenwert. Dies hat die 

Landesregierung u. a. auch dadurch zum Ausdruck gebracht, dass sie seit dem Jahr 

2008 die aufbereiteten Opferdaten aus der PKS und die vielfältigen Maßnahmen zur 

Verbesserung des Opferschutzes in einem gesonderten Opferschutzbericht ausweist. 

Opferdaten sollen bei der Kriminalitätsdarstellung nicht hinter den Fall- und 

Tatverdächtigenzahlen zurückstehen, sondern in diesem eigens erstellten Bericht 

herausgehoben und damit stärker in den Fokus der Kriminalitätsbetrachtung gerückt 

werden. Der achte Opferschutzbericht der Landesregierung wird zurzeit erarbeitet und 

soll Ende 2022 fertiggestellt sein. 

Mit wachsendem Bewusstsein für die Vielfalt geschlechtlicher Identität und sexueller 

Orientierung und ausgerichtet an dem politischen Schwerpunkt „Rheinland-Pfalz 

unterm Regenbogen - Akzeptanz für lesbische, schwule, bisexuelle, transidente und 

intergeschlechtliche Menschen“ ist im Jahr 2021 mit einer neuen Dienstvereinbarung 

die bisherige „Ansprechstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen“ zur 

landesweiten „Ansprechstelle der Polizei des Landes Rheinland-Pfalz für lesbische, 

schwule, bisexuelle, transidente und intergeschlechtliche Menschen (AS LSBTI*)" 

weiterentwickelt worden.  

Die AS LSBTI* ist für die Bevölkerung und für Polizeiangehörige für polizeibezogene 

Anliegen und Fragen queerer Menschen zugänglich und fungiert als Kontaktstelle für 

Initiativen und Organisationen, die sich der Aufklärung und Prävention widmen. Sie 

berät und sensibilisiert die Organisationseinheiten der Polizei über den 

diskriminierungsfreien Umgang mit LSBTI*- Personen im Rahmen der polizeilichen 

Aufgabenerfüllung als auch innerhalb der Organisation. 
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5. Verkehrssicherheit 

5.1 Grundsätze der Verkehrssicherheitsarbeit 

Das Ministerium des Innern und für Sport sowie das Ministerium für Wirtschaft, 

Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau messen den ressortübergreifenden Fragen der 

Verkehrssicherheitsarbeit eine hohe Bedeutung bei. Schwerpunkte sind hierbei 

 die Stabilisierung des erreichten hohen Verkehrssicherheitsniveaus, 
 die Reduzierung der Verkehrsunfälle mit schweren Personenschäden, 
 die konsequente Ausrichtung an Risikogruppen und Hauptunfallursachen, 
 die Stärkung der spezialisierten Verkehrsüberwachung und 
 die Verfolgung des Ziels „Vision Zero“79. 

Daher hat die Polizei auch in 2020 und 2021 insbesondere die Hauptunfallursachen 

(Geschwindigkeit, Abstand, Alkohol, Drogen) und die Hauptrisikogruppen (Kinder, 

Seniorinnen und Senioren, Junge Fahrende, Fahrrad- und Pedelecfahrende, 

Motorradfahrende) in den Fokus ihrer Verkehrssicherheitsarbeit gerückt. 

Die „Vision Zero“ entspricht sowohl der Zielvorgabe der Europäischen Union, als auch 

der des Nationalen Verkehrssicherheitsprogramms der Bundesrepublik Deutschland. 

Danach sollte in den Jahren zwischen 2010 und 2020 eine weitere Reduzierung der 

Anzahl von Getöteten um 40 Prozent erreicht werden. Diesem Ziel konnte man sich 

bis 2020 mit -37,6 Prozent annähern; das Ergebnis zum Jahresende 2021 liegt bei -

42,9 Prozent. Zu dem Erfolg hat in geringem Umfang sicherlich auch die Corona-

Pandemie beigetragen.  

Dabei stehen insbesondere Synergieeffekte im Vordergrund, die durch die Verbindung 

von Maßnahmen bezüglich „Verhalten“ und „Infrastruktur“ mit den Zielgruppen 

„Schwächere Verkehrsteilnehmende“, „Junge Fahrende“, Pedelec- und 

Fahrradfahrende sowie „Motorradfahrende“ auch vor dem Hintergrund der 

demografischen Entwicklung erzielt werden sollen. Außerdem wird in den kommenden 

Jahren vermehrt die Zielgruppe der Seniorinnen und Senioren in den Blick zu nehmen 

sein. 

Die Verkehrsministerkonferenz hat 2020 das Programm „Gemeinsame Strategie für 

die Verkehrssicherheitsarbeit in Deutschland 2021 – 2030" („Pakt für 

Verkehrssicherheit‘) fortgeschrieben und die „Gemeinsamen Eckpunkte für eine 

Verkehrssicherheitsarbeit von Bund und Ländern“ beschlossen sowie die Absicht 

79 Die „Vision Zero“ ist die Vision keine Getöteten im Straßenverkehr zu erreichen. 
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bekräftigt, dass Bund und Länder in der kommenden Dekade gemeinsam an der 

Verbesserung der Verkehrssicherheit arbeiten. Sie bekannte sich im Sinne der „Vision 

Zero“ zu dem gemeinsamen Ziel der weiteren Verbesserung der Verkehrssicherheit. 

Konkret soll auch in der Dekade erneut eine Reduzierung um 40 Prozent80 bei den 

Verkehrstoten erreicht werden. 

Alle zwei Jahre soll es künftig eine weitere Verkehrssicherheitskonferenz geben, bei 

der die Fortschritte evaluiert und ggf. Weichen neu gestellt werden. Da der 

Insassenschutz weit vorangeschritten ist, ist der Fokus vermehrt auf den Schutz der 

s. g. ungeschützten Verkehrsteilnehmenden zu legen.  

Die Landesregierung hat die „Vision Zero“ im aktuellen Koalitionsvertrag verankert. 

Das Land Rheinland-Pfalz hat sich dementsprechend für die Aufnahme der „Vision 

Zero“ in die VwV-StVO als oberstes Ziel aller straßenverkehrsrechtlichen Maßnahmen 

ausgesprochen (inzwischen in Kraft). Das Verkehrsressort hat entsprechend mit vielen 

Beteiligten in Partnerschaften – beispielsweise im „Forum Verkehrssicherheit 

Rheinland-Pfalz“ oder in der Landesunfallkonferenz aktiv an einem sicheren 

Straßenverkehr gearbeitet. Dabei reichen die Maßnahmen vom bundesweit 

einmaligen Zuschuss zum Fahrsicherheitstraining für junge Menschen ohne 

Fahrerfahrung (siehe Kapitel 5.4.1) bis hin zur ständigen Verbesserung der 

Infrastruktur (siehe Kapitel 5.4.6). 

5.2 Verkehrsunfallentwicklung 

5.2.1 Langzeitvergleich und wesentliche Entwicklungen 

Zur Bewertung der Verkehrsunfallentwicklung bedarf es einer Langzeitanalyse. Die 

nachfolgende Tabelle beinhaltet die wesentlichen Zahlenwerte der letzten fünf Jahre 

für Rheinland-Pfalz. 

Verkehrsunfallentwicklung 2017 bis 2021 

Jahr VU
gesamt 

VU mit
Sach- 

schaden 

VU mit
Personen- 
schaden 

Anzahl
Verun-
glückte 

Getötete Schwer-
verletzte

Leicht-
verletzte 

2017 145 863 131 055 14 808 19 302 177 3 559 15 566 

80 Die EU hat sich das Ziel gesetzt, die Zahl der Verkehrstoten und erstmals auch der Schwerverletzten  
in der Dekade bis 2030 um 50 Prozent zu senken. Festgelegt hat dies die Kommission 2018 und 2019 
in ihrem Strategischen Aktionsplan zur Straßenverkehrssicherheit. Bis 2050 soll das Ziel der „Vision 
Null Straßenverkehrstote“ erreicht werden. 
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Jahr VU
gesamt 

VU mit
Sach- 

schaden 

VU mit
Personen- 
schaden 

Anzahl
Verun-
glückte 

Getötete Schwer-
verletzte

Leicht-
verletzte 

2018 144 830 129 769 15 061 19 718 166 3 637 15 915 

2019 145 677 131 090 14 587 18 950 153 3 522 15 275 

2020 124 015 110 918 13 097 16 707 128 3 068 13 511 

2021 126 404 114 088 12 316 15 640 117 2 735 12 788 

Im Vergleich zum Jahr 2017 sank die Zahl der von der Polizei aufgenommenen 

Verkehrsunfälle in 2021 um 19.459 (-13,3 Prozent) auf 126.404. Hierbei handelt es 

sich überwiegend um Sachschadensunfälle. Der stärkste Rückgang war mit Beginn 

der Corona-Pandemie im Jahr 2020 mit -21.662 Unfällen zu verzeichnen.  

Unfälle mit Personenschäden (Getötete, Schwerverletzte und Leichtverletzte) sind um 

fast 19 Prozent von 19.302 (2017) auf 15.640 (2021) zurückgegangen. Auch die Zahl 

der Getöteten ist zum vierten Mal in Folge von 177 (2017) auf 117 (2021) auf einen 

neuen historischen Tiefstand gesunken (Rückgang um 33,9 Prozent).  

Die Jahre 2020 und 2021 sind im Lichte der Corona-Pandemie zu betrachten. 

Wenngleich das Verkehrsaufkommen 2021 im Vergleich zu 2020 wieder leicht 

gestiegen ist, so waren in Folge weiterhin erforderlicher kontaktreduzierender 

Maßnahmen jedoch insgesamt geringere Fahrleistungen und damit ein geringeres 

Verkehrsaufkommen festzustellen, als dies noch vor der Pandemie der Fall war. Das 

wirkte sich auch auf das Unfallgeschehen aus. Die Entwicklung der Verkehrsunfalllage 

in beiden Jahren - 2020 und 2021 - ist insofern zumindest in einem gewissen Umfang 

als atypisch anzusehen. 

5.2.2 Risikogruppen und Verkehrsbeteiligungsarten 

Im Rahmen der Verkehrsunfallanalyse kristallisieren sich sogenannte Risikogruppen 

heraus, die überproportional am Unfallgeschehen beteiligt sind bzw. deren Verhalten 

mit unfallursächlich ist oder die eines besonderen Schutzes bedürfen. 

Gerade im Bereich der schwächsten Verkehrsteilnehmenden will Rheinland-Pfalz alle 

Anstrengungen unternehmen, um die Verkehrssicherheitslage zu verbessern. Dazu 

gehören beispielsweise das landesweite Polizeipuppenbühnenangebot, die 

Radfahrausbildung der Polizei, die Präventionsarbeit der Verkehrssicherheitsberatung 
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wie die schulischen Fachberaterinnen und Fachberater für Verkehrserziehung, als 

auch die gezielte Überwachung der richtigen Kindersicherung im Fahrzeug. 

Risikogruppe „Kinder“ 

Im Jahr 2020 ereigneten sich 1.202 Verkehrsunfälle, an denen Kinder beteiligt waren. 

Die entsprechende Zahl sank im Jahr 2021 um 3,2 Prozent auf 1.163 Unfälle. 

Erfreulich ist, dass im vergangenen Jahr kein Kind durch einen Verkehrsunfall ums 

Leben kam. Die Landesregierung hat zusammen mit verschiedenen 

Kooperationspartnern zahlreiche Maßnahmen durchgeführt, um die Kinder im 

Straßenverkehr noch besser zu schützen. Vor diesem Hintergrund wurden auch 

maßgeblich die Bestrebungen des Bundes unterstützt, innerhalb geschlossener 

Ortschaften die Geschwindigkeit im unmittelbaren Bereich von an Straßen gelegenen 

Kindergärten, -tagesstätten, -krippen, -horten, allgemeinbildenden Schulen, 

Förderschulen für geistig oder körperlich behinderte Menschen, Alten- und 

Pflegeheimen oder Krankenhäusern in der Regel auf 30 km/h zu beschränken. 

Risikogruppe „Junge Fahrende“ 

Die Gruppe der Jungen Fahrenden81 hat im Vergleich zu den anderen Altersgruppen 

das mit Abstand höchste Unfallrisiko im Straßenverkehr. Dies hängt mit den 

allgemeinen altersbedingten Risikofaktoren zusammen: Fahranfängerinnen und  

Fahranfänger überschätzen oft ihr Können, ihnen fehlt die Erfahrung, die Fahrweise 

an die örtlichen Straßen- und Witterungsverhältnisse anzupassen und insbesondere 

durch Smartphones und andere elektronische Geräte besteht ein hohes 

Ablenkungsrisiko.  

Die Anzahl der Verkehrsunfälle liegt im Jahr 2021 etwa auf dem Niveau von 2020 und 

ist geringfügig angestiegen (2020: 25.574; 2021: 26.119 - +2,1 Prozent). Auch wenn 

insgesamt weniger Menschen dieser Altersgruppe bei einem Verkehrsunfall schwer  

(-4,6 Prozent) oder leicht verletzt (-9,4 Prozent) wurden, verstarben leider sehr viel 

mehr Junge Fahrende als im Vorjahr (2020: 13; 2021: 22). Zu beachten ist, dass die 

Anzahl der getöteten Jungen Fahrenden in 2020 im Mehrjahresvergleich sehr niedrig 

war und die Steigerung im Vergleich zu 2021 alleine in einer Zweijahresbetrachtung 

81 18 bis 24-jährige Verkehrsteilnehmende.
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deshalb erheblich ist. Im Durchschnitt starben zwischen 2015 und 2019 25 Junge 

Fahrende bei einem Verkehrsunfall. 

Häufigste Unfallursache der tödlichen Verkehrsunfälle, bei denen ein Junger Fahrende 

starb, waren unter anderem eine nicht angepasste Geschwindigkeit, ein Verstoß 

gegen das Rechtsfahrgebot, Überholen trotz Gegenverkehrs sowie Ablenkung. Daher 

wird die Risikogruppe der Jungen Fahrenden weiterhin im Fokus der Kontroll- und 

Präventionsmaßnahmen stehen. 

Risikogruppe „Seniorinnen und Senioren“ 

Der Anteil der Seniorinnen und Senioren82 an der Gesamtbevölkerung nimmt stetig zu. 

In den Coronajahren 2020 und 2021 liegt die Anzahl der Verkehrsunfälle unter 

Beteiligung von Seniorinnen und Senioren unter dem 5-Jahresdurchschnitt von 

2015 bis 2019 (27.149). Gleichwohl kann ein leichter Anstieg von 23.933 in 2020 auf 

24.113 in 2021 (+0,8 Prozent) verzeichnet werden. 34 Seniorinnen und Senioren 

starben 2020 durch Verkehrsunfälle. In 2021 stieg die Zahl der Getöteten dieser 

Altersgruppe auf 39, was noch unter dem fünf Jahresdurchschnitt von 2015 bis 2019 

von 48 liegt. Bemerkenswert ist, dass Seniorinnen und Senioren, die 75 Jahre und 

älter sind, im Jahr 2021 insgesamt 27 der Getöteten ausmachten. Damit entfielen 

69 Prozent der getöteten Seniorinnen und Senioren auf diese Altersgruppe.  

Art der Verkehrsbeteiligung Motorräder mit amtlichen Kennzeichen 

Im Jahr 2020 wurden insgesamt 32 motorisierte Zweiradfahrende durch 

Verkehrsunfälle getötet. Im vergangenen Jahr sank die Zahl erneut auf 30. Die 

Entwicklung wird in besonderem Maße von den saisonalen Wetterbedingungen 

beeinflusst und unterliegt insoweit regelmäßigen Schwankungen. Motorradfahrende 

waren 2021 an 1.557 Verkehrsunfällen mit Personenschaden beteiligt, von denen sie 

1.030 Unfälle und damit 66,2 Prozent selbst verursachten. 

Die Landesregierung appelliert seit vielen Jahren an die Vernunft der 

Zweiradfahrenden und empfiehlt zudem die Teilnahme an Fahrsicherheitstrainings. 

Insbesondere die Gruppe der Wiedereinsteiger, teils im Seniorinnen- und 

Seniorenalter, ist eine gefährdete Teilzielgruppe. 

82 Altersgruppe ab 65 Jahren. 
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Deshalb gibt es in Rheinland-Pfalz zahlreiche Maßnahmen zur Verbesserung der 

Motorradsicherheit. Die Polizei führte spezielle Programme und Veranstaltungen 

durch, um die Verkehrssicherheit für Motorradfahrende zu verbessern. Das sind 

beispielsweise eine spezielle Motorradkonzeption „Sicher ankommen“, deren Inhalte 

durch Präventionsgespräche und -stände an Motorradstrecken oder -veranstaltungen 

ausgestaltet werden.  

Insbesondere an beliebten Motorradstrecken und Ausflugszielen für 

Motorradfahrende, wie im Bereich Montabaur, rund um den Nürburgring und in der 

Eifel, führte die Polizei verstärkt Verkehrsüberwachungen, begleitet durch regelmäßige 

Geschwindigkeitskontrollen und Präventionsgesprächen.  

Art der Verkehrsbeteiligung Lastkraftwagen 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes nimmt der Güterverkehr in 

Deutschland stetig zu. 2020 registrierte die Polizei 13.648 Unfälle unter Beteiligung 

von Lkw. Im Jahr 2021 stieg die Zahl auf 14.419 Unfälle leicht an (+5,6 Prozent). Ein 

hohes Gefährdungspotenzial ist beispielsweise dann gegeben, wenn Lastkraftwagen 

auf ein Stauende auffahren. 

2020 wurden in diesem Zusammenhang zwei Personen tödlich sowie sieben 

Menschen schwerverletzt. Im Jahr 2021 gab es dagegen in diesem Zusammenhang 

keine Getöteten, gleichwohl wurden elf Personen schwer verletzt.  

Im Bereich des Schwerlastverkehrs ist der Einsatz spezialisierter Kontrollgruppen der 

Polizei besonders erfolgreich. Ihr Augenmerk gilt an Autobahnen und Landstraßen 

neben Geschwindigkeits- und Abstandsmessungen, Gefahrgut- und Abfalltransporten, 

Großraum- und Schwertransporten insbesondere der Einhaltung der Lenk- und 

Ruhezeiten. Neben Sicherstellungen und Untersagungen der Weiterfahrt sowie 

Bußgeld- oder Strafanzeigen werden Verstöße gegen Vorschriften der 

Ladungssicherung oder der verkehrsunsichere Zustand der Fahrzeuge insbesondere 

durch Vermögensabschöpfung bei den Unternehmen geahndet. Mit Blick auf die 

Unfallursache Alkohol hat die Polizei im vergangenen Jahr insbesondere an 

Wochenenden unmittelbar vor Ablauf des Sonn- und Feiertagsfahrverbotes intensive 

Abfahrtskontrollen an Rastanlagen durchgeführt, um alkoholisierte LKW-Fahrende am 

Fahrtantritt zu hindern. 



- 107 - 

Art der Verkehrsbeteiligung Fahrrädern und Pedelecs 

Fahrrad- und Pedelecfahrende waren im vergangenen Jahr in Rheinland-Pfalz an 

3.570 Verkehrsunfälle beteiligt. Das ist ein Rückgang von 11,3 Prozent im Vergleich 

zum Jahr 2020 (4.023). Auch ging die Zahl der bei Verkehrsunfällen getöteten Rad- 

und Pedelecfahrenden von 14 in 2020 auf 12 in 2021 zurück. Besonders auffällig ist, 

dass es sich im Jahr 2020 bei 14 Getöteten in zehn Fällen um Seniorinnen und 

Senioren gehandelt hat, davon waren sieben über 75 Jahre alt. Positiv ist die 

Entwicklung bei den schwer- und leichtverletzten Rad- und Pedelecfahrenden. Die 

Zahl der Schwerverletzten sank von 2020 auf 2021 von 672 auf 562, was einem 

Rückgang von 16,4 Prozent entspricht. 

Fahrräder und Pedelecs spielen in der Verkehrssicherheitsarbeit zunehmend eine 

entscheidende Rolle, die wahrscheinlich durch die Corona-Pandemie nochmals 

verstärkt wird. Auch ein gesteigertes Umwelt- und Gesundheitsbewusstsein dürfte 

gleichermaßen Grund für die große Beliebtheit dieser Zweiräder sein. Mit der 

zunehmenden Nutzung dieser Verkehrsmittel müssen sich allerdings mehr 

Verkehrsteilnehmende den Verkehrsraum teilen, wodurch zusätzliches 

Konfliktpotenzial entsteht. Hinzu kommt, dass sich Nutzer von Pedelecs im Vergleich 

zu Fahrrädern auf ein verändertes Fahrverhalten einstellen müssen. Der Akku und der 

Motor sind schwerer. Zudem lassen sich höhere Geschwindigkeiten erzielen, was die 

Nutzerinnen und Nutzer und andere Verkehrsteilnehmende oft nicht gewohnt sind. 

Die Landesregierung appelliert seit vielen Jahren an die Vernunft der 

Zweiradfahrerinnen sowie Zweiradfahrer und empfiehlt zudem die Teilnahme an 

Fahrsicherheitstrainings. Insbesondere die Gruppe der Wiedereinsteiger, teils im 

Seniorinnen- und Seniorenalter, ist eine gefährdete Teilzielgruppe. Zudem sollen 

Unfallfolgen durch eine verbesserte Infrastruktur gemildert werden (siehe Kapitel 

5.4.6). 
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5.2.3 Hauptunfallursachen  

Nach Auswertung der polizeilichen Verkehrsunfallstatistik stellen sich die 

Hauptunfallursachen (Basis alle Verkehrsunfälle) für die Jahre 2020 und 2021 wie 

folgt dar: 

Gemessen an der Gesamtzahl der registrierten Verkehrsunfälle waren 29,5 Prozent 

(2020: 29,4 Prozent) der Unfälle auf die Ursache „Sicherheitsabstand“ zurückzuführen. 

Die Ursache „Geschwindigkeit“ steht hier an zweiter Stelle bei den 

Hauptunfallursachen. 

Im Hinblick auf die Hauptunfallursachen bei den Verkehrsunfällen mit 
Personenschäden stellt sich die Situation wie folgt dar. Seit dem Jahr 2020 steht die 

Ursache „Geschwindigkeit“ an erster Stelle. Im Jahr 2021 waren 19,2 Prozent auf diese 

Ursache zurückzuführen; dicht gefolgt von den Hauptunfallursachen „Abstand“ 

(18,2 Prozent) und „Vorfahrt“ (15,4 Prozent).  
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5.3 Verkehrsüberwachung 

Die Verkehrsüberwachung orientiert sich an den zuvor genannten Hauptunfall-

ursachen und Risikogruppen. Sie umfasst Maßnahmen des allgemeinen Streifen-

dienstes bis hin zu länderübergreifenden Großkontrollen. Im Jahr 2021 führte die 

Polizei Rheinland-Pfalz 3.628.900 Maßnahmen im Bereich der Verkehrsüberwachung 

durch und hat diese im Vergleich zu den Vorjahren damit nochmals intensiviert (2020: 

3.105.300). Die Tabelle spiegelt auszugsweise die Maßnahmen wider: 
Maßnahmen 2020 2021

Alkoholdelikte 6.870 7.400 

Drogendelikte 4.460 4.950 

Verhinderte Trunkenheitsfahrten 2.585 2.600 
Fahren ohne Fahrerlaubnis 7.260 6.810 

Maßnahmen 2020 2021

Verkehrsordnungswidrigkeiten 163.850 142.400 

Verwarnungen 432.900 518.150 

Beanstandungen Schwerverkehr83 18.500 20.600 

Maßnahmen aus stationärer 

Geschwindigkeitsüberwachung 
789.070 600.070 

Maßnahmen aus semi-mobiler 

Geschwindigkeitsüberwachung 
1.645.630 2.295.420 

83 Strafanzeigen, Ordnungswidrigkeitenanzeigen, Berichte an das Bundesamt für Güterverkehr oder  
Gewerbeaufsichtsamt, Verwarnungen, Mängelberichte, Sicherheitsleistungen, Untersagung der 
Weiterfahrt und sonstige Maßnahmen. 
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Nachfolgend werden einzelne Aspekte der polizeilichen Verkehrsüberwachung 

eingehender betrachtet:  

Überwachung der Hauptunfallursache „Abstand“ 

Wie schon in den Vorjahren steht unzureichender Sicherheitsabstand bei allen 

Verkehrsunfällen als Unfallursache an erster Stelle. Auch bei 

Personenschadensunfällen hat diese Unfallursache einen nicht unerheblichen Anteil. 

Die meisten Autofahrenden kennen zwar die Abstandsregel „halber Tacho“, doch 

häufig halten sich Verkehrsteilnehmende nicht an diese Faustformel, etwa beim 

Wechsel der Fahrspur. Gerade dort, wo überwiegend mit höherer Geschwindigkeit 

gefahren wird, wie insbesondere auf Bundesautobahnen oder Bundesstraßen, kommt 

es deshalb zu Unfällen mit Personenschäden. Hinzu kommt, dass viele 

Verkehrsteilnehmende ihr Reaktionsvermögen überschätzen und daher nicht den 

ausreichenden Abstand einhalten. 

Die Polizei hat ihre Bemühungen und den Verfolgungsdruck zur Bekämpfung von 

„Abstandsunfällen“ weiter erhöht und in diesem Zusammenhang 2020 insgesamt 

59.992 und 2021 insgesamt 68.683 Verstöße (Steigerung um 15,5 Prozent) 

festgestellt. Ausweislich der Fallzahlen wurden 2021 demnach 8.691 

Abstandsverstöße mehr festgestellt als noch im Vorjahr. Diese Entwicklung dürfte auf 

den Einsatz einer zusätzlichen Abstandsmessanlage zurückzuführen sein. Bis zum 

September 2019 nutzten die Polizeipräsidien in Rheinland-Pfalz drei 

Abstandsmessanlagen im Wechsel. Seit Oktober 2019 verfügen die Polizeipräsidien 

Koblenz, Mainz und Trier jeweils über eine eigene Abstandsmessanlage. Die 

Polizeipräsidien Rheinpfalz und Westpfalz teilen sich bislang den Betrieb der vierten 

Anlage. 

Überwachung der Hauptunfallursache „Geschwindigkeit“ 

Geschwindigkeitsverstöße zählen nach wie vor zu den Hauptunfallursachen. Es gilt: 

Je schwerer die Unfallfolge, desto eher spielt überhöhte Geschwindigkeit eine Rolle. 

Durch eine Vielzahl von Messgeräten mit unterschiedlichen Anforderungsprofilen 

gewährleistet die Polizei einen flächendeckenden Kontrolldruck mit dem Ziel, die 

Verkehrsteilnehmenden nachhaltig zu einem regelkonformen Verhalten anzuhalten. 

Insbesondere mit dem Einsatz semimobiler Geschwindigkeitsmessgeräte (sog. 

Enforcement-Trailer) kann der Überwachungsdruck und damit das wahrgenommene 
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und tatsächliche Entdeckungsrisiko von Rasern erhöht und eine Verbesserung des 

Verkehrssicherheitsniveaus erzielt werden. Gerade auf Autobahnen, wo die Trailer 

schwerpunktmäßig zum Einsatz kommen, haben 2021 so wenige Menschen durch 

Verkehrsunfälle auf Autobahnen ihr Leben verloren, wie seit Jahren nicht mehr. 

Ereigneten sich 2020 noch elf Verkehrsunfälle auf Autobahnen, in deren Folge 

Menschen starben, so waren es im vergangenen Jahr nur zwei. 

Mobile Komponenten von Geschwindigkeitsmessgeräten und Lasermessgeräte 

kommen aufgrund des Anforderungsprofils vorwiegend auf Außerortsstraßen zum 

Einsatz. Im Fokus der Geschwindigkeitsüberwachung stehen dabei auch die 

motorisierten Zweiradfahrenden. Insbesondere zu Beginn der Motorradsaison 

verstärkt die Polizei ihre diesbezüglichen Kontrolltätigkeiten. 

5.4 Verkehrsunfallprävention 

Die Verkehrsunfallprävention der Landesregierung wird vorrangig durch die 

Verkehrssicherheitsberatung, die Verkehrsunfallauswertung und durch das Mitwirken 

bei der Verkehrsraumgestaltung realisiert. Zur landesweiten Koordinierung der 

vielfältigen Präventionsmaßnahmen hat das LKA eine Zentralstelle 

Verkehrsunfallprävention eingerichtet. 

5.4.1. Unfallursachenbekämpfung 

Die Verkehrssicherheitsberaterinnen und -berater der Polizeipräsidien informieren 

zielgruppenorientiert über die Gefahren des Straßenverkehrs. Der unmittelbare 

Kontakt zur jeweiligen Zielgruppe ermöglicht die Sensibilisierung und Erörterung 

verschiedenster sicherheitsrelevanter Themen. So legten beispielsweise 2021 etwa 

31.000 Kinder in der Jugendverkehrsschule ihre Fahrradprüfung ab. Spezielle 

Programme und Veranstaltungen informieren motorisierte Zweiradfahrende (bspw. 

Kampagne Motorrad-Sicherheit „Sicher ankommen“), Junge Fahrende (bspw. "BOB") 

sowie Seniorinnen und Senioren (u. a. Webinare zu Verhaltenstipps zur Mobilität mit 

Fahrrädern und Pedelecs) über die Gefahren im Straßenverkehr.  

Für eine effektive Prävention ist die Öffentlichkeitsarbeit essenziell. Sie ist ein 

wichtiges Instrument, um Menschen mit Botschaften und Verhaltenshinweisen zu 

erreichen sowie über Gefahren aufzuklären. Verstärkt setzte die Polizei auf die 

sozialen Medien und veröffentlichte Präventionsvideos zu den Themen 
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Motorradsicherheit, Tuning, Fahrrad- bzw. Pedelec-Sicherheit sowie für die Zielgruppe 

der Jungen Fahrenden. Begleitet wurden die Veröffentlichungen durch 

Kontrollmaßnahmen. Überdies wurden verschiedene themenbezogene Posts und 

Verhaltenstipps über die polizeilichen Social-Media-Kanäle veröffentlicht. 

Aber auch der Erwerb des Führerscheins im Rahmen des begleiteten Fahrens ab 17 

oder die vom Land finanziell unterstützten Sicherheitstrainings für junge Menschen 

sind seit Jahren erprobte Instrumente für mehr Verkehrssicherheit. 

Auf Ebene der Infrastruktur lagen Schwerpunkte – wie schon in den vergangenen 

Jahren – z. B. auf der Ausstattung von besonders auffälligen Motorradstrecken durch 

Unterfahrschutz im Rahmen eines eigenen Programms oder die landesweite 

Unfallkonferenz zur Stärkung der Unfallkommissionsarbeit bei der Beseitigung von 

Unfallschwerpunkten (siehe Kapitel 5.4.6). Mit der Einführung der EU-Richtlinie über 

ein Sicherheitsmanagement für die Straßenverkehrsinfrastruktur bekommt die 

Überprüfung der sicherheitsrelevanten Aspekte in Planung und Betrieb ein noch 

höheres Gewicht in Rheinland-Pfalz. 

5.4.2 Drogenpräventionskonzept  

Die gut ausgebildeten Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten des Wechselschicht-

dienstes, die flächendeckende Ausstattung der Dienststellen mit Drogenvortests, das 

hohe Engagement aller Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten sowie der Gewinn 

umfassender Handlungssicherheit sind entscheidende Erfolgskriterien. Dem ganz-

heitlichen Ansatz folgend, stellt die landesweite Ausbildung von Polizeibeamtinnen und 

-beamten als „Moderatorinnen und Moderatoren für die Drogenprävention“ einen 

bedeutenden Faktor dar.  

Vorrangiges Ziel ist es, insbesondere Fahranfängerinnen und Fahranfänger für die 

Gefahren von Fahrten unter Drogeneinfluss zu sensibilisieren und ihnen konsequent 

das Entdeckungsrisiko sowie daraus erwachsende Folgen zu vergegenwärtigen. Bei 

zahlreichen Besuchen in den Schulen werden nicht nur die Schülerinnen und Schüler 

sowie die Jungen Fahrenden ab 15 Jahren, sondern auch deren Eltern, Lehrkräfte, 

Ausbilderinnen und Ausbilder, Übungsleiterinnen und Übungsleiter oder Mitarbeitende 

von Jugendämtern einbezogen.  
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5.4.3 Polizeipuppenbühne 

Die Polizeipuppenbühnen haben sich als besonders effektives didaktisches Mittel der 

Prävention im Kindergarten und in den Grundschulen erwiesen. Die Vielzahl der 

Anfragen und die positiven Rückmeldungen belegen, dass die Polizeipuppenbühnen 

eine kindgerechte Verkehrsunfall- und Kriminalpräventionsarbeit gewährleisten. In 

allen fünf regionalen Polizeipräsidien stehen professionelle Puppenspielerinnen und -

spieler zur Verfügung, die u. a. die Präventionsthemen sexueller Missbrauch, sicheres 

Überqueren der Fahrbahn und Verhalten im Notfall zielgruppenorientiert aufbereiten 

und vermitteln. Neben der Vermittlung der Präventionsinhalte soll durch diese 

Interaktionsform das Vertrauen in die Institution Polizei gestärkt werden. Zielgruppe 

der Präventionsveranstaltungen sind vorwiegend Kinder im Vorschulalter und 

Schulkinder der Klassenstufen 1 bis 3. 

5.4.4 Konzeption „Motorrad-Sicherheit – Sicher ankommen“ 

Im Zuständigkeitsbereich aller fünf Polizeipräsidien gibt es Regionen, die aufgrund 

ihrer landschaftlichen Besonderheiten besonders häufig von vielen Zweiradfahrenden 

besucht werden. 

Aufgrund der hohen Unfallbelastung der Motorradfahrenden wurde dieser Zielgruppe 

eine besondere Aufmerksamkeit bei der Verkehrsunfallprävention zu Teil. Das LKA 

hat ein Motorrad-Experten-Team mit Vertreterinnen und Vertretern der jeweiligen 

Polizeipräsidien gegründet und dieses beauftragt, Präventionsmaßnahmen für diese 

Risikogruppe zu entwickeln. 

Die vom Motorrad-Experten-Team erstellte Landeskonzeption „Motorrad Sicherheit - 

Sicher ankommen“ stellt den Polizeipräsidien ein abgestimmtes Maßnahmenbündel 

für die Verkehrsunfallprävention, die Verkehrsüberwachung und die sichere 

Verkehrsraumgestaltung zur Verfügung. 

Zielgerichtet auf die Unfallursachen unterstützt das Motorrad-Experten-Team die 

einzelnen Polizeipräsidien und stellt zur Sensibilisierung der motorisierten 

Zweiradfahrenden Simulatoren zur Verfügung. Ein Motorrad-Simulator macht 

beispielsweise die gefahrenträchtigsten Auswirkungen von zu hoher Geschwindigkeit 

oder zu geringem Abstand auf dem Anhalteweg erlebbar. 

Die Motorrad-Präventionsveranstaltungen wie „Anlassen“ auf dem Nürburgring, 

Präventionstage der Polizeidirektion Montabaur (Gelbachtal) und Start-up-Days im 
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Großraum Kaiserslautern (Johanniskreuz) erfahren großen Zuspruch. Des Weiteren 

haben spezialisierte Zweiradkontrolltrupps verkehrsüberwachende Maßnahmen 

durchgeführt.  

Aufgrund enger Kontakte zu Netzwerkpartnern wie dem Forum Verkehrssicherheit und 

dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat (DVR) werden die Präventionsveranstaltungen 

der Polizei personell und materiell unterstützt. 

5.4.5 Konzeption „Verkehrssicherheit für Seniorinnen und Senioren“ 

Mit zunehmendem Alter verschlechtert sich bei vielen Menschen die Leistungsfähigkeit 

bzw. die Gesundheit. Dies geschieht oft in einem „schleichenden Prozess“, der von 

den Betroffenen selbst gar nicht bewusst wahrgenommen wird. Zudem nehmen ältere 

Menschen häufig Medikamente ein, die einen Einfluss auf die Fahrtauglichkeit haben 

können. 

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und der zunehmenden Beteiligung 

von Seniorinnen und Senioren am Unfallgeschehen rückt die Unfallprävention für 

diese Verkehrsteilnehmergruppe mehr und mehr in den Vordergrund.  

Ein wichtiger Baustein ist dabei die Sensibilisierung für freiwillige Gesundheits- und 

Reaktionstests. Ziel ist es, gesundheitliche Risiken, wie etwa Seh- oder 

Hörschwächen, frühzeitig zu erkennen und diese körperlichen Beeinträchtigungen 

durch geeignete Maßnahmen zu kompensieren (z. B. Brille oder Hörgerät). 

Eine möglichst barrierefreie Nutzung des Verkehrsraums stellt einen weiteren 

wichtigen Aspekt bei der Verkehrsunfallprävention für Seniorinnen und Senioren dar. 

Der Landesbetrieb Mobilität (LBM) hat hierzu einen Leitfaden entwickelt, um allen 

zuständigen Behörden und Institutionen einen umfassenden Überblick über das 

technische Regelwerk und den mit der Planung befassten Personen 

Ausführungshinweise für eine Anpassung der Infrastruktur an die Hand zu geben. 

Daneben soll eine einheitliche, der jeweiligen straßenräumlichen Situation 

angemessene Umsetzung der Rahmenbedingungen für die Barrierefreiheit erzielt 

werden. 

In den Jahren 2020 und 2021 lag ein landesweit festgelegter Schwerpunkt der 

Bemühungen im Bereich der polizeilichen Verkehrsprävention auf der Zielgruppe der 

Seniorinnen und Senioren, um die Aspekte „Sicheres Fahren“ und „Sicheres Fahrrad“ 

bedarfsgerecht und zielgruppenorientiert durch die Polizeipräsidien zu vermitteln. 

Neben der Bereitstellung von Kontaktdaten der Akteure und Netzwerkpartner in der 
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Seniorenprävention, stellte das LKA den Polizeipräsidien auch umfangreiche 

Angebote zur Verfügung, die Möglichkeiten der ressourcenschonenden 

Zusammenarbeit bieten. Um die Öffentlichkeitsarbeit zu harmonisieren und zu 

vereinfachen, wurden Kernbotschaften zur Verkehrsunfallprävention zentral 

zusammengestellt. Wegen der anhaltenden Pandemie bot die Polizei verstärkt 

Präventionsangebote zusätzlich online an. Beispiel hierfür ist ein Webinar des LKA 

zusammen mit der Landesleitstelle „Gut leben im Alter“ des MASTD sowie der 

Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz, in dem Seniorinnen und Senioren 

Verhaltenstipps zur Mobilität mit Fahrrädern und Pedelecs vermittelt bekommen.  

5.4.6  Infrastruktur 

Mit der Zentralstelle Verkehrssicherheit (ZVS) beim LBM Rheinland-Pfalz in Koblenz 

steht seit vielen Jahren zudem ein Instrument zur Verfügung, das die Grundlage für 

gezielte und effektive Verkehrssicherheitsmaßnahmen insbesondere im Bereich der 

Infrastruktur schafft. Die Landesunfallkonferenz84 hat dabei seit einiger Zeit die 

„Landstraßen“ (Straßen außerhalb geschlossener Ortschaften und Autobahnen) 

besonders im Blick, weil nach wie vor etwa 65 Prozent aller Verkehrstoten dort 

verunglückt sind. Besonders folgenschwer sind die s. g. Baumunfälle. Sie machen ca. 

ein Prozent der gesamten Unfälle aus. In den zurückliegenden Jahren bedingten sie 

einen Anteil von etwa 10 Prozent der Getöteten. Dort, wo sich solche Unfälle häufen, 

werden gezielte Maßnahmen, wie etwa verbesserte Schutzsysteme, eingesetzt. 

Besonders folgenschwer sind ebenfalls Unfälle mit dem Motorrad. Der Anteil der s. g. 

Motorradunfälle lag in den vergangenen Jahren bei ca. zwei Prozent der 

Gesamtunfälle. Im Jahr 2020 waren jedoch 27 Prozent aller Unfälle mit Getöteten dem 

Bereich Motorradunfälle zuzuordnen. Im Jahr 2020 wurde daher ein Sonderprogramm 

„Motorradsicherheit“ seitens des LBM Rheinland-Pfalz initiiert. Nach einer detaillierten 

Unfallanalyse wurden geeignete Mittel zur Verbesserung der Verkehrssicherheit für 

diese ungeschützten Verkehrsteilnehmer ermittelt und in 2021 umgesetzt. Zu den 

Maßnahmen gehörten: 

 Unterfahrschutz an vorhandenen Schutzeinrichtungen, 

 Beseitigung von Hindernissen im Seitenraum, 

84 Eingeführt durch den Erlass „Örtliche Untersuchung der Straßenverkehrsunfälle“ des Ministeriums  
des Innern, für Sport und Infrastruktur vom 16. Dezember 2013 (Az.: 377- 48.08-10), geändert durch 
Änderungserlass des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau. 
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 Erneuerung der Fahrbahnmarkierung 

 sowie Verdichtung Leitpfosten zur besseren Erkennbarkeit von Kurven. 

Ab 2022 kommt zudem das „Merkblatt zur Verbesserung der Straßeninfrastruktur für 

Motorradfahrende“ der FGSV in Rheinland-Pfalz zur Anwendung, an dessen 

Erarbeitung das Land Rheinland-Pfalz beteiligt war. 

Bahnübergangsschauen haben in Rheinland-Pfalz einen besonderen Stellenwert. Um 

die Bahnübergangsschauen als wichtiges Instrument der Unfallprävention zu 

optimieren, hat das Land zusammen mit dem Eisenbahnbundesamt und der 

Deutschen Bahn eine Fortschreibung des von Rheinland-Pfalz mit erarbeiteten 

Leitfadens für Bahnübergangsschauen in den Bund-Länder-Fachausschuss 

eingebracht. Rheinland-Pfalz erprobt für ein Jahr (2021-2022) eine überarbeitete 

Checkliste als ersten Baustein der Fortschreibung. 

5.4.7 Verkehrssicherheit für Fahrrad- und Pedelecfahrende 

Die Verhinderung von Verkehrsunfällen im Bereich Fahrrad und Pedelecs sowie die 

Betreuung von Unfallopfern wurden zu einem wichtigen Bestandteil polizeilicher 

Bemühungen und zum Präventionsschwerpunkt. Mit der Kampagne „Sicher – fahr ich 

Rad“ wurden drei Schwerpunkte definiert. Diese sind die Verkehrsunfallbekämpfung 

durch repressive Maßnahmen, die Bekämpfung der Eigentumsdelikte im 

Zusammenhang mit dem Verkehrsmittel Fahrrad und die Prävention zum 

verkehrssicheren Fahrrad, zu geprüften Helmen und guter Sichtbarkeit. Neben der 

Verhinderung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten und der Reduzierung der 

Verkehrsunfälle und deren Folgen sollte das Sicherheitsgefühl im Straßenverkehr 

gestärkt werden. Insbesondere sollte die Kampagne die Bevölkerung zu 

Rücksichtnahme, Verständnis und Respekt von und gegenüber Radfahrenden 

sensibilisieren. 

Um die Zielgruppe der Radfahrenden auch zu Pandemiezeiten bestmöglich zu 

erreichen, bot das LKA mehrere Online-Seminare an. Themen waren u. a. die 

Sichtbarkeit von Radfahrenden, das verkehrssichere Fahrrad sowie allgemeine 

Verhaltensregeln im Straßenverkehr. Die digitalen Angebote sind für Teilnehmende 

und Interessierte im Internet abrufbar.  

Zur weiteren Verbesserung der Verkehrssicherheit für Fahrrad- und Pedelecfahrende 

setzte die Polizei zudem auf eine intensive Öffentlichkeitsarbeit. Unter anderem 
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veröffentlichte sie ein Präventionsvideo, in dem die Verkehrsteilnehmenden zur 

gegenseitigen Rücksichtnahme und zum Respekt im Straßenverkehr aufgerufen 

werden. 

5.4.8 E-Scooter 

In allen Oberzentren in Rheinland-Pfalz haben sich zwischenzeitlich Verleihfirmen 

etabliert. Es ist davon auszugehen, dass das Angebot in Zukunft noch zunehmen wird. 

Bei einer günstigen Preisentwicklung werden vermehrt E-Scooter auch von 

Privatpersonen gekauft. 

Je mehr Fahrzeuge unterwegs sind, desto höher steigt das Unfallrisiko. Im Vergleich 

zum Bevölkerungsanteil in Deutschland fanden jedoch deutlich unterdurchschnittlich 

viele Unfälle mit E-Scootern in Rheinland-Pfalz statt. Aufgrund der noch nicht langen 

Erhebung spezifischer Unfallzahlen sind belastbare Aussagen zur Entwicklung der 

Unfalllage noch nicht möglich. Gleichwohl erschlossen sich neue Handlungsfelder 

sowohl für die Verkehrsunfallprävention als auch für die Verkehrsrepression in 

Rheinland-Pfalz. Hierzu wurde durch das LKA eine Landeskonzeption E-Scooter 

erstellt, die den Polizeiinspektionen ab dem Jahr 2020 ein abgestimmtes 

Maßnahmenbündel für die Verkehrsunfallprävention, die Verkehrsüberwachung und 

die sichere Verkehrsraumgestaltung zur Verfügung stellt.  

5.5 Zusammenarbeit auf europäischer Ebene – ROADPOL 

ROADPOL e. V. ist ein Netzwerk der europäischen Verkehrspolizeien. ROADPOL ist 

ein in Deutschland eingetragener Verein mit Sitz in Münster (NRW). Es besteht eine 

Kooperation mit der Deutschen Hochschule der Polizei. Rheinland-Pfalz vertritt seit 

2016 auf Beschluss des Unterausschusses Führung, Einsatz und 

Kriminalitätsbekämpfung zudem die Belange Deutschlands in diesem Gremium und 

betreibt die Geschäftsstelle für Deutschland. 

Die wesentliche Zielrichtung von ROADPOL ist die Erhöhung der Verkehrssicherheit 

auf europäischer Ebene sowie die Kriminalitätsbekämpfung im Zusammenhang mit 

dem Transitverkehr durch die Intensivierung der grenzüberschreitenden 

Zusammenarbeit. Deutschland und insbesondere Rheinland-Pfalz kommt aufgrund 

seiner geografischen Lage als Transitland besondere Bedeutung zu. Primäres Ziel ist 
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die Reduzierung der Zahl der Getöteten und Schwerverletzten im Straßenverkehr 

durch Verkehrsüberwachung. Dabei hat ROADPOL das verkehrspolitische Ziel der 

Europäischen Kommission, die Anzahl der Verkehrstoten und der Schwerverletzten 

bis 2030 zu halbieren, im Fokus und wird von der Europäischen Kommission 

unterstützt. 

6. Schlussbemerkungen 

Der Bericht für die Jahre 2020 und 2021 ist im Kontext der Auswirkungen der Covid-

19-Pandemie zu sehen. Vor dem Hintergrund veränderter Tatgelegenheitsstrukturen 

durch die Pandemie sind Rückgänge in der Allgemeinkriminalität und einzelnen 

Kriminalitätsbereichen sowie bei den Verkehrsunfällen zu verzeichnen. Andererseits 

wurden neue Gelegenheiten zur Tatbegehung geschaffen, bspw. der Fälschung von 

Impfausweisen und Testzertifikaten sowie des Subventionsbetruges. 

Freiheit und Sicherheit sind elementare Grundbedürfnisse des Menschen. Freiheit 

kann sich nur dort entfalten, wo sich die Menschen sicher fühlen. Auch für die 

Wirtschaft ist Sicherheit ein wichtiger Standortfaktor. Niedrige Kriminalitätsraten und 

eine leistungsfähige Polizei sind wesentliche Indikatoren für die Bewertung der 

Sicherheitslage.  

Die Corona-Pandemie bedingten Einschränkungen wirkte sich auch auf das 

Verkehrsaufkommen und damit auf die Verkehrsunfallbilanz aus. Die Verkehrsunfall-

entwicklung war im Berichtszeitraum insgesamt rückläufig. Die Anzahl der Unfälle mit 

Personenschäden ist erneut gesunken und insbesondere bei der Anzahl der Getöteten 

war ein neuer historischer Tiefstand zu verzeichnen. Die Geschwindigkeit und der 

unzureichende Sicherheitsabstand stehen bei den Hauptunfallursachen nach wie vor 

an vorderster Stelle. 

Das statistische Risiko, in Rheinland-Pfalz Opfer einer Straftat zu werden, hat sich im 

Berichtszeitraum nicht nur auf niedrigem Niveau stabilisiert, vielmehr wies die PKS für 

das Jahr 2021 die niedrigste Kriminalitätsbelastung seit dem Jahr 1981 aus, wobei 

Rheinland-Pfalz in Bezug auf die Kriminalitätsbelastung erneut deutlich unter dem 

Bundesdurchschnitt liegt. Mit Aufklärungsquoten von regelmäßig über 60 Prozent seit 
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dem Jahr 2006 nimmt die rheinland-pfälzische Polizei im bundesweiten Vergleich 

einen Spitzenwert ein und bestätigt damit eindrucksvoll ihre hohe Leistungsfähigkeit. 

Die Zahl der polizeilich registrierten Straftaten entwickelte sich im Berichtszeitraum 

insgesamt rückläufig. Insbesondere in den Deliktsbereichen der Straftaten des 

Wohnungseinbruchsdiebstahls, GesB und der Straßenkriminalität wie bspw. 

Sachbeschädigungen an Kraftfahrzeugen, schwerer Diebstahl von Fahrrädern sowie 

Delikte der Gewaltkriminalität wie bspw. der gefährlichen und schweren 

Körperverletzung, Raubdelikte, räuberische Erpressung sind deutliche Rückgänge zu 

verzeichnen.  

In den Bereichen der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung und der 

Bedrohung wurden hingegen Fallzahlenanstiege registriert. Die Zahl der verbalen und 

körperlichen Angriffe auf Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte bereiten nach wie vor 

Sorge. Die Landesregierung wird daher weiterhin alle Möglichkeiten prüfen und 

umsetzen, um dieser Entwicklung entgegenzuwirken. 

Nach wie vor ist die rheinland-pfälzische Polizei in zahlreichen und vielfältigen 

Handlungsfeldern gefordert. Diese umfassen unter anderem die Bewältigung von 

Einsatzlagen, die Vermittlung von präventiven Ansätzen sowie die Verfolgung von 

Straftaten. Ein besonderes Augenmerk gilt es auch weiterhin auf die politisch 

motivierte Kriminalität im Allgemeinen und auf die in diesem Kontext stehenden und 

unter anderem mit dem Internet verbundenen Gefahren zu legen. Verbalen Attacken, 

Hasspostings, Radikalisierungs- und Emotionalisierungsprozessen in ihren 

unterschiedlichsten Erscheinungsformen und den damit einhergehenden 

Randerscheinungen wird die Polizei weiterhin mit Nachdruck begegnen. Die 

Landesregierung wird den Kampf gegen den Extremismus in seinen unterschiedlichen 

Ausprägungen auch weiterhin entschlossen und entschieden fortsetzen. 

Wenngleich pandemiebedingt ein Rückgang der Mobilität und damit ein geringeres 

Verkehrsaufkommen im Berichtszeitraum festzustellen war und in der 

Verkehrsunfallstatistik Rückgänge zu verzeichnen sind, verfolgt die Landesregierung 

mit einer engagierten und professionellen Verkehrssicherheitsarbeit das Ziel „Vision 

Zero“, um den Straßenverkehr sicherer zu machen. 


